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Immer wieder werden in
jüngster Zeit große Infra-
strukturvorhaben gestoppt.
Oft werden dabei Umwelt-
aspekte ins Feld geführt. Dem
Bürgermeister ist aber auch
die faire Abwägung zwischen
Entwicklung und Erstarrung
wichtig. Seite 15

Die kommunale Infrastruktur im Freistaat steht vor sehr
großen finanziellen, technischen und rechtlichen Herausforde-
rungen. Insbesondere Schwerpunkte wie Kommunaler Hoch-
und Tiefbau, Verkehrs- und Leitungsinfrastruktur sowie so ge-
nannte weiche Standortfaktoren und deren günstigste Finanzie-
rung müssen beleuchtet werden. Letztlich ist es Aufgabe der
kommunalen Entscheidungsträger, hierfür die jeweils optimale
Lösung zu finden und damit zur Stärkung der eigenen Region
und des Wirtschaftsstandortes Bayern allgemein beizutragen.

Auf dem 2. Bayerischen InfrastrukturForum am 9. März 2017 fin-
den die verantwortlichen Repräsentanten aus Bayerns Gemeinden,
Städten, Landkreisen und Bezirken die exakt auf ihren Bedarf zuge-
schnittenen Lösungsangebote. Hochkarätige Referenten diskutieren
mit den Gästen ihre jeweiligen Fachgebiete. 

Die Tagung findet in den Räumen des Bayerischen Bauindus-
trieverbandes e.V. in der Landeshauptstadt München statt.
Weitere Infos unter www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Wir freuen uns auf Ihre Anmeldung. 
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Alpenraum 2017
Gemeinsam besser.
16. März 2017, Lindner Innovationszentrum Kundl

Anmeldung unter: www.kommunalforum-alpenraum.eu

5. Kommunalforum Alpenraum 2017: 

Gemeinsam 
statt einsam

Vielfältige Möglichkeiten kommunaler Zusammenar-
beit beleuchten Experten am 16. März beim 5. Kom-
munalforum Alpenraum im Lindner-Innovationszen-
trum in Kundl. In einerTalkrunde werden Spitzenver-
treter der Gemeindeverbände aus Bayern, Tirol und
Südtirol zum Tagungsthema Stellung nehmen.

Aktuelle Herausforderungen
können Kommunen im Alpen-
raum nicht länger als Einzel-
kämpfer meistern. Kreative Zu-
sammenarbeit – gerade auch über
Ländergrenzen hinweg – ist ange-
sagt. Nach der Begrüßung durch
den Hausherrn, Mag. Hermann
Lindner, wird Tirols Landesrat
Johannes Tratter in das Thema
der grenzüberschreitenden Ta-
gung einführen. 

Kooperationen planen

Die anschließende Keynote
spricht Professor Dr. Peter Filz-
maier vom Institut für Strategie-
analysen (ISA) in Wien. Der Wis-
senschaftler wird unter anderem
aufzeigen, wie eine Kooperation

von Gemeinden langfristig ge-
plant werden kann – und wo es
Gemeinsamkeiten oder Wider-
sprüche gibt. 

Im zweiten Vortrag stehen er-
folgreiche Wege in der Daseins-
vorsorge im Mittelpunkt. Gerlin-
de Rogatsch (Humanocare) erör-
tert private Partnerschaften im
Gesundheits- und Sozialbereich.
Nach den folgenden Thementi-
schen diskutieren Spitzenvertre-
ter der Gemeindeverbände darü-
ber, wie die Gemeinden effizien-
ter zusammenarbeiten können.

Für die Vertreter bayerischer
Kommunen ist die Teilnahme er-
neut kostenlos.
Information und Anmeldung:
http://www.kommunalforum-
alpenraum.eu 

Bayerischer Landkreistag:

Positionspapier zur
Bundestagswahl 

Anlässlich der diesjährigen Bundestagswahl beabsich-
tigt der Deutsche Landkreistag, Bundestag und Bun-
desregierung einen Forderungskatalog vorzulegen. Die
Landräte im Freistaat haben dies zum Anlass genom-
men, Bedürfnisse der bayerischen Kommunen in wich-
tigen Themenfeldern zu formulieren. Ergebnis ist ein
wirtschaftliches Positionspapier.

Den Schwerpunkt bildet die
gleichwertige Entwicklung im
ländlichen Raum. „Wir brauchen
eine zeitgemäße Förderung, die
den Fokus auf die tatsächlichen
heutigen Erfordernisse des ländli-
chen Raums legen. Unsere bayeri-
schen Landkreise sind nicht nur le-
bens- und liebenswert, sie ent-
wickeln sich zunehmend zur Quel-
le und zum Rückhalt der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Leider
geschieht das nicht überall mit glei-
cher Geschwindigkeit. Für das Ziel
der gleichwertigen Lebensverhält-
nisse in allen Landesteilen gibt es
daher noch einiges zu tun“, ver-
deutlicht Landrat Christian Bern-
reiter (Deggendorf), Präsident des
Bayerischen Landkreistags.

Konkret plädiert der Verband
dafür, den Landkreisen einen we-
sentlich höheren Entscheidungs-
spielraum in kommunalen Ange-
legenheiten einzuräumen. Nur so

könne besser auf die Belange der
Menschen vor Ort eingegangen
werden. Kommunen sollten da-
her selbstständig über regionale
Entwicklungsbudgets verfügen
können.

Zur weiteren Stärkung des länd-
lichen Raums befürwortet der
Bayerische Landkreistag den Aus-
bau, die Strukturierung sowie die
Initiativenbündelung der Bundes-
förderprogramme. Neben einer
Erhöhung der finanziellen Mittel
sollte die Gemeinschaftsaufgabe
„Agrarschutz und Küstenschutz“
neu ausgerichtet werden. 

Leistungsfähige Kommunen

Leistungsfähige Kommunen
benötigen ausreichend finanzielle
Mittel, weshalb nach Überzeu-
gung des Bayerischen Landkreis-
tags die strenge Umsetzung des
Konnexitätsprinzips auf allen
staatlichen Ebenen eine zentrale
Rolle spielt. Der Bund dürfe kei-
ne Normen setzen, die die Kom-
munen zu höheren Ausgaben
zwingen und diese dann nicht er-
setzen.

Um auch künftig die Attrakti-
vität der Regionen als Wohn-, Ar-
beits- oder Unternehmensstand-
ort aufrechterhalten zu können,
spielen laut Kommunalverband
Mobilität, Logistik und Erreich-
barkeit eine zentrale Rolle. Eine
Schlüsselrolle komme dabei dem
Beschreiten „neuer Wege“ zu. In-
telligente, über Branchen- und
Firmengrenzen hinweg gedachte
Lösungen öffneten Türen zu neu-
en, effizienten Ansätzen. Das Po-
tenzial liege in der Automatisie-
rung und der Bündelung von
Diensten. Der Schlüssel dazu sei
in der IT zu finden.

„Die Förderpolitik muss ihren
Fokus von Smart Cities auf Smart
Country ausweiten“, heißt es wei-
ter. Vom Bund erwarteten die
Kommunen eine offene innovati-
onsfördernde Haltung sowie die
Schaffung investitionsfreundli-
cher Voraussetzungen für Unter-
nehmen. 

Ein Lösungsansatz für eine at-
traktive ländliche Mobilität liege
in der Entwicklung neuer Bünde-
lungsstrategien und dem konse-
quenten Einsatz von Automatisie-
rung. Ein Beispiel seien kombi-
nierte Personen- und Gütertrans-
portlösungen. Für den kombinier-
ten Transport von Gütern müsse
flächendeckend eine rechtliche
Basis geschaffen werden. „Die
Politik muss offene, branchen-
und firmenübergreifende Stan-
dards schaffen, die auch kleinen,
regionalen Unternehmen und
Kommunen selbst Zugang zu den
Mobilitäts- und Logistikkonzep-
ten der Zukunft bieten“, so der
Bayerische Landkreistag.

Sicherung der Mobilität

Als „unabdingbar“ bezeichnet
es der Kommunalverband zu-
dem, dass die zur Sicherung der
Mobilität im öffentlichen Perso-
nennahverkehr notwendige finan-
zielle Absicherung durch Bun-
desmittel gestärkt wird. Neben
dem Ausbau des Verkehrsnetzes
gelte es auch in dünn besiedelten
Regionen, Straßen instand zu hal-
ten und das Bus- und Bahnnetz
attraktiv und vor allem bedarfsge-
recht aufrechtzuerhalten. Vor al-
lem müsse es auch in der Fläche
möglich sein, ohne Auto über den
öffentlichen Personennahverkehr
mobil zu sein.

Vom Bund erwartet der Bayeri-
sche Landkreistag, im Rahmen
einer Reform des Personenbeför-
derungsrechts weitere Erleichte-
rungen zur Einbeziehung alterna-
tiver Bedienformen in den ÖPNV
zu prüfen. Die Steuerung durch
den zuständigen ÖPNV-Aufga-
benträger sei dabei sicherzustel-
len, „um eine nachteilige Konkur-
renzierung des öffentlich finan-

zierten Verkehrs durch zusätzli-
che Mobilitätsangebote zu ver-
meiden“.

Vernetzung erweitern

In erster Linie gehe es darum,
wie die Vernetzungen erweitert
und die Angebote rechtlich, fi-
nanziell und organisatorisch ge-
fördert werden können. „Messlat-
te ist, ob alternative Angebote

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister Peter Klinger
96367 Tschirn

am 16.2.
Bürgermeister Georg Hofer

94094 Malching
am 17.2.

Bürgermeister Peter Geiser
95197 Schauenstein

am 24.2.
Bürgermeister Hans Prechtl

92551 Stulln
am 24.2.

Bürgermeister Edmund Roider
93483 Pösing

am 27.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Hans-Jürgen Strehl
92265 Edelfeld

am 4.3.
Bürgermeister Josef Oswald

85625 Glonn
am 8.3.

Bürgermeister
Benedikt Berchtold
86928 Hofstetten

am 18.2.
Bürgermeister 

Christian Müllinger
84335 Mitterskirchen

am 23.2.
Bürgermeister Ulrich Pfanner

88175 Scheidegg
am 24.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Link

97640 Stockheim
am 21.2.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Simone Kirschner
95500 Heinersreuth

am 20.2.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister Martin Mittag

96145 Seßlach
am 3.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Koch

92281 Königstein
am 5.3.

Bürgermeister Kaspar Vogl
94143 Grainet

8.3.
Bürgermeister Hilmar Müller

91623 Sachsen b. Ansbach
am 16.2.

Bürgermeister Bernhard Kraus
92355 Velburg

am 16.2.
Landrat Georg Grabner
83435 Bad Reichenhall

am 19.2.
Bürgermeister Otto Dümig

97849 Roden
am 20.2.

Bürgermeister Georg Förster
91054 Buckendorf

am 22.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Fischer

93485 Rimbach
am 3.3.

Bürgermeister Klaus Homann
96114 Hirschaid

am 6.3.
Bürgermeister Max Niedermeier

94481 Grafenau
am 7.3.

Bürgermeister Johann Thiel
93092 Barbing

am 8.3.
Bürgermeister Günter Kopp

95508 Kulmain
am 8.3.

Bürgermeister Johann Eichler
85653 Aying

am 24.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Hauser

87662 Kaltental
am 4.3.

Bürgermeister Karl-Kolb
86754 Megesheim

7.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Bayerischer Gemeindetag:

Klare Zeichen setzen
Damit dringend benötigtes Bauland mobilisiert werden kann, ap-
pellieren Bayerns Städte und Gemeinden an die Bayerische
Staatsregierung und die Bundesregierung, intensiv über die Ein-
führung einer sog. Baulandsteuer nachzudenken. Damit könnte
aus ihrer Sicht möglicherweise der weitverbreiteten Spekulation
auf brachliegende Grundstücke, deren späterer Verkauf höhere
Gewinne verspricht, begegnet werden.

Mit Hochdruck weisen die
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister im Freistaat derzeit Bau-
land aus. Im Anschluss stellen sie
jedoch häufig frustriert fest, dass
vom neugeschaffenen Baurecht
kein Gebrauch gemacht wird. Vor
dem Hintergrund steigenden Zu-
zugs nach Bayern und des im-
mensen Bedarfs an zusätzlichem
Wohnraum bezeichnete Gemein-
detagspräsident Dr. Uwe Brandl
es als „unerträglich, dass zahlrei-
che bebaubare Grundstücke nur
deswegen brachliegen, weil sich
ihre Eigentümer durch einen spä-
teren Verkauf höhere Gewinne
versprechen“.

Da sich das im Baurecht veran-
kerte Baugebot in der Praxis als
ineffizient und schwer durchsetz-
bar erwiesen hat, rief Brandl
Bund und Freistaat dazu auf, dar-
über nachzudenken, ob nicht die
in der alten Bundesrepublik An-
fang der 1960er Jahre bestehende
Grundsteuer C, eine sog. Bau-
landsteuer, wieder eingeführt
werden könnte. Seiner Meinung
nach ist es „unverständlich, dass
diese Idee vor geraumer Zeit vom
Bundesrat verworfen wurde. Wir
brauchen dringend Wohnungen
für unsere Bevölkerung. Neben
vielen anderen denkbaren Anrei-
zen für den Wohnungsbau sollte
auch eine solche Steuer in die Er-
wägungen einbezogen werden.
Wer für brachliegendes, aber be-
baubares Land Steuer zahlen

muss, wird es sich gut überlegen,
ob ein weiteres Zuwarten wirt-
schaftlich sinnvoll ist.“ 

Der Bayerische Gemeindetag
setzt sich zudem für eine härtere
Bestrafung von Angriffen auf Feu-
erwehrleute, Rettungsdienstmitar-
beiter und Polizeibeamte ein. Vor
dem Hintergrund des Bundeskabi-
nett-Beschlusses, den Strafrahmen
für entsprechende Straftaten anzu-
heben, appellierte Verbandschef
Brandl an die Richter, künftig über
deutlich höhere Strafen ein klares
Zeichen zu setzen.

Stoppschild gegen Gewalt

Feuerwehrleute, Sanitäter und
Polizisten werden nach seiner
Überzeugung immer mehr zur
Zielscheibe durchgeknallter Zeit-
genossen, sensationslüsterner
Gaffer oder unbelehrbarer Gegner
des Gemeinwesens. Wer anderen
von Berufs wegen oder – wie die
Mitglieder Freiwilliger Feuerweh-
ren – ehrenamtlich Hilfe leistet,
habe die uneingeschränkte Solida-
rität und Anerkennung der Gesell-
schaft verdient. Von anderen be-
leidigt oder gar tätlich angegriffen
zu werden, sei nicht hinnehmbar.
Den Straftätern müsse der Rechts-
staat mit der vollen Härte des Ge-
setzes „ein Stoppschild entgegen-
setzen“. 

Die Gerichte sollten den Straf-
rahmen konsequent ausschöpfen
und es nicht bei symbolischen

Disziplinarmaßnahmen belassen.
Staatsanwälte wiederum sollten
entsprechende Ermittlungsver-
fahren nicht mit dem Hinweis auf
Überlastung oder mangelndem
öffentlichen Interesse an der
Strafverfolgung einstellen. An-
dernfalls würde Brandl zufolge
die Motivation der Helfer massiv
leiden und der allgemeinen Erosi-
on des Rechtsbewusstseins Vor-
schub geleistet.

Verfahrensbeschleunigung 

Begrüßt wird vom Bayerischen
Gemeindetag darüber hinaus die
in Berlin erzielte Einigung zum
Umgang mit Flüchtlingen ohne
Asylanspruch. Wie Präsident
Brandl erläuterte, „ist die Be-
schleunigung der Ausreise von
Flüchtlingen, deren Asylantrag
nicht anerkannt wurde, dringend
erforderlich. Gemeinden und Städ-
te brauchen unbedingt Entlastung,
um sich um die wirklich schutzbe-
dürftigen Flüchtlinge kümmern zu

können. Es ist nicht weiter hin-
nehmbar, dass abgelehnte Asylbe-
werber weiterhin Monate oder gar
Jahre im Land verbleiben und
Kräfte binden, die für die wirklich
Schutzbedürftigen aufgewendet
werden sollen.“

Nach Brandls Worten ist es
sinnvoll, dass der Bund die Aus-
reise zentral organisiert. Davon
versprechen sich Gemeinden,
Städte und Länder gleichermaßen
eine Entlastung. Der bereits be-
schlossene Aufbau eines gemein-
samen Zentrums zur Unterstüt-
zung der Rückkehr zwischen
Bund und Ländern sei dazu ein
erster guter Schritt. Der Verbands-
chef äußerte Zweifel, ob die
Rückführung von mehreren hun-
derttausend abgelehnten Asylbe-
werbern in diesem Jahr noch zu
schaffen sei. Er bezeichnete es als
Skandal, dass viele Staaten un-
wahrscheinlich hohe Hürden auf-
bauten, um die Rückkehr ihrer ei-
genen Bürger zu verhindern. Die
Bundesregierung müsse hier viel
druckvoller auftreten. In der bun-
desdeutschen Bevölkerung ent-
stehe sonst immer mehr der Ein-
druck, dass der deutsche Rechts-
staat machtlos ist und dem Pro-
blem nicht mehr Herr wird. DK

Breitband-Förderprogramm:

„Einzigartige 
Erfolgsgeschichte“
Opposition: Schnellere Umsetzung im ganzen Land

Der Breitbandausbau in Bayern bleibt ein zentrales Thema der
Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik sowie der Landesentwick-
lung und hat erneut den Landtag beschäftigt. Auf Vorschlag der
Freien Wähler fand in der Plenarsitzung eine Aktuelle Stunde un-
ter dem Titel „Der langsame Ausbau des schnellen Internets“ statt.

Thorsten Glauber, wirtschafts-
politischer Sprecher der Freien
Wähler forderte von der Staatsre-
gierung ein kraftvolles Breitband-
Förderprogramm sowie einen
deutlich schnelleren Fortschritt.
Die finanzielle Reserve dafür sei
im Haushalt vorhanden. Es gehe
dabei vor allem um die Unterstüt-
zung der mittelständischen Unter-
nehmen, die das Rückgrat der
bayerischen Wirtschaft sind.
Außerdem müsse mit den Ge-
meinden im ländlichen Raum an-
ders umgegangen werden als mit
den Ballungszentren.

Noch Handlungsbedarf 

Annette Karl (SPD) verwies auf
das von ihrer Fraktion bereits in
2006 vorgelegte Breitband-För-
derprogramm. Das erst zwei Jahre
später von der Staatsregierung vor-
gelegte Förderprogramm habe ei-
nen Richtungswechsel nach sich
gezogen und tue der Gesellschaft
gut. Zwar gebe es in den Städten
keine Probleme, jedoch müsse
man im ländlichen Raum weiter
vorankommen. Hinsichtlich des
Mobilfunks sei ein flächendecken-
des Netz sowie der Aufbau mehre-
rer Mobilfunkmasten erforderlich.
Karl forderte gemeinsames Han-
deln für schnellere Netze und ei-
nen schnelleren Umgang der
Menschen mit den Technologien.

Gleichwertige Verhältnisse

Markus Ganserer (Grüne)
bemängelte, die CSU betreibe den
schnellen Ausbau des langsamen
Internets. Mittels der Digitalisie-
rung könne man gleichwertige
Verhältnisse in Bayern schaffen,
der Breitbandausbau sei Grund-
voraussetzung hierfür. Ganserer
forderte Breitbandanschlüsse mit
30 Mbits im ganzen Freistaat.

Daueraufgabe

CSU-Generalsekretär und me-
dienpolitischer Sprecher Markus
Blume wies die Kritik der Oppo-
sition zurück. Das Förderpro-
gramm des Freistaats sei einzigar-
tig. 1.416 Kommunen hätten in-
zwischen einen Förderbescheid
erhalten und über eine halbe Mil-

liarde Euro seien bereits für den
Breitbandausbau ausgezahlt wor-
den. Breitband bleibe jedoch eine
Daueraufgabe, man wolle so viel
Glasfaser wie möglich. Zudem
sei der Einstieg in die Gigabit-
Gesellschaft schon vollzogen.

Hohe Flächendeckung

Finanz- und Landesentwick-
lungsminister Markus Söder be-
zeichnete das bayerische Breit-
band-Förderprogramm als „Er-
folgsgeschichte“, mit dem man ei-
ne historische Entscheidung für
den Freistaat getroffen habe. Lan-
desweit seien über 96% aller Kom-
munen im Förderverfahren. Hier-
für stünden bis zu 1,5 Milliarden
Euro bereit. Viele Gemeinden gin-
gen mehrfach in das Verfahren, um
schrittweise eine hohe Flächen-
deckung und besonders zukunfts-
sichere Glasfasernetze bis in die
Gebäude zu erreichen. In ca. 500
Gemeinden seien erste Ausbaupro-
jekte bereits abgeschlossen. Aktu-
ell würden im Förderverfahren
über 580.000 bisher unversorgte
Haushalte an das schnelle Internet
angeschlossen, davon 50.000
Haushalte sogar mit Glasfaser bis
ins Haus. Eine besondere Heraus-
forderung seien hierbei Kommu-
nen mit sehr vielen Streusiedlun-
gen. Bei künftigen Ausbauprojek-
ten würden diese zusätzlich mit ei-
nem „Höfebonus“ unterstützt.

Glasfaseranschlüsse

Für die Unternehmen seien
jetzt schon direkte Glasfaseran-
schlüsse und höhere Bandbreiten
als 30 Mbits nötig, erklärte Söder.
Hier müsse die EU-Kommission
ihre restriktiven Leitlinien aus
dem Jahr 2013 dringend anpas-
sen. Bis dahin werde der Freistaat
eine pilothafte „Gigabit-Förde-
rung“ ankurbeln und in ausge-
wählten Gewerbegebieten den
Ausbau von Glasfaserleitungen
bis in die Gebäude unterstützen.

Abschließend betonte der Lan-
desentwicklungsminister, man
lasse den ländlichen Raum
nicht allein, gebe ihm vielmehr
die Chance, digital mit den an-
deren Gemeinden auf Augen-
höhe zu sein. rm

Autobahnen:

Verkehrsbelastung
steigt weiter
Innenminister Herrmann will 
bedarfsgerechte Entwicklung

Die Verkehrsbelastung auf Deutschlands Autobahnen nimmt wei-
ter deutlich zu. Dies bestätigen die jüngst veröffentlichten Ergeb-
nisse der Straßenverkehrszählung für 2015. 

In Bayern ist der am stärksten
belastete Streckenabschnitt die
Autobahn A9 zwischen der An-
schlussstelle Garching Süd und
dem Autobahnkreuz München
Nord, wo inzwischen täglich im
Durchschnitt mehr als 153.000
Kraftfahrzeuge verkehren. Der
Abschnitt mit der höchsten
Schwerverkehrsbelastung liegt
auf der A6 zwischen der An-
schlussstelle Waidhaus und der
Bundesgrenze zu Tschechien mit
14.200 Fahrzeugen täglich. Für
Innen- und Verkehrsminister Joa-
chim Herrmann ist dies ein klares
Signal, die bereits eingeschlagene
Strategie einer bedarfsgerechten
Weiterentwicklung der Autobah-
nen konsequent fortzuführen.

Dauerzählstellen

Zur Ermittlung der Verkehrsent-
wicklung auf den Bundesfern- und
Landesstraßen führt die Bundesan-
stalt für Straßenwesen neben den
ständigen Erhebungen an verschie-
denen Dauerzählstellen alle fünf
Jahre auch die Zählung des
Straßenverkehrs im Gesamtnetz

durch. Diese Untersuchung liefert
Ergebnisse, die wesentliche
Grundlage der Straßenplanung und
der Planung verkehrsbeeinflussen-
der Einrichtungen sowie für Si-
cherheitsanalysen und Emissions-
berechnungen sind. Demnach ist
die Verkehrsbelastung auf Auto-
bahnen in 2015 gegenüber 2010
bundesweit um ca. acht Prozent
gestiegen. Der in Deutschland am
stärksten befahrene Autobahnab-
schnitt liegt auf der A3 zwischen
dem Kreuz Köln-Ost und dem
Dreieck Köln-Heumar, wo täglich
im Durchschnitt mehr als 170.000
Kraftfahrzeuge verkehren.

Für den bayerischen Verkehrs-
minister sind die vorliegenden Er-
gebnisse auch die Bestätigung
dafür, die Weiterentwicklung der
Bundes- und Landesstraßen künf-
tig in gleicher Weise wie die der
Autobahnen voranzutreiben. Der
Freistaat werde die vom Bund be-
reitgestellten Mittel entsprechend
den Erfordernissen in die Erhal-
tung, den Um- und Ausbau der
Straßen sowie in Neubaumaßnah-
men zielgerichtet investieren, er-
klärte Herrmann. rm

EuGH plädiert 
für humanitäre Visa
Die Botschaften der EU-Länder müssen bedrohten Flüchtlingen
in Zukunft womöglich weltweit humanitäre Visa ausstellen, da-
mit sie in der EU Asyl beantragen können.

Dafür plädierte der einflussrei-
che Generalanwalt des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) Pao-
lo Mengozzi jüngst in Luxem-
burg. Mengozzi zufolge sind EU-
Mitgliedstaaten verpflichtet, Visa
für die Beantragung von Asyl zu
erteilen, wenn den Betroffenen
ansonsten „Folter“ oder eine an-
deren unmenschliche Behand-
lung drohen.

Im Ausgangsfall hatte eine sy-
rische Familie christlichen Glau-
bens mit drei Kindern aus Aleppo
in der belgischen Botschaft im Li-
banon Visa mit beschränkter Gül-
tigkeit nach dem sogenannten
EU-Visakodex beantragt, um
dann in Belgien einen Asylantrag
stellen zu können.

Lebensgefährliche Flucht

Mengozzi verwies in den
Schlussanträgen deutlich darauf,
dass von Folter und Verfolgung
betroffen Menschen wie die syri-
sche christliche Familie im vor-
liegenden Fall keine Flucht über
das Mittelmeer zugemutet wer-
den könne. Dies sei „lebensge-
fährlich“.

Ein Visum für einen Asylantrag
zu erteilen, sei dann „der letzte
Weg“ für die Betroffenen, um an
ihr Grundrecht zu kommen.
Überdies könne „nicht geleugnet
werden“, dass der Familie in der
EU Schutz gewährt worden wäre,
wenn sie die Hindernisse einer il-
legalen Reise überwunden hätte,
heißt es in den Schlussanträgen.

Das Urteil wird in einigen Mo-
naten erwartet. Die Schlussanträge
des Generalanwalts sind nicht bin-
dend. Sollte der EuGH sie über-
nehmen, was zumeist der Fall ist,
hätte das womöglich weitreichen-
de Konsequenzen für die Asyl-
und Flüchtlingspolitik der EU.

Der Familienvater hatte in der
belgischen Botschaft angegeben,
er sei in Syrien von einer bewaff-
neten Gruppe entführt und gefol-
tert worden, bis er gegen Löse-

geld frei kam. Die Familie aus
Aleppo befürchtete zudem Ver-
folgung wegen ihres christlich-or-
thodoxen Glaubens.

Die belgischen Behörden lehn-
ten dann aber im vergangenen
Oktober die Visaanträge ab. Zur
Begründung hieß es, die EU-Mit-
gliedstaaten seien nicht verpflich-
tet, alle Personen aufzunehmen,
„die eine katastrophale Situation
erlebten“.

Visakodex

Auf die Klage der Familie legte
ein belgisches Gericht dann den
Fall dem EuGH vor und bat um
Auslegung des Visakodex sowie
der Artikel zum Asylrecht und
Folterverbot der Europäischen
Grundrechtecharta.

Mengozzi zufolge sind EU-
Staaten in solchen Fällen eindeutig
verpflichtet, die in der Charta ga-
rantierten Grundrechte zu wahren
und ein humanitäres Visum aus-
zustellen. Dies gelte unabhängig
davon, ob zwischen den Antrag-
stellern und dem ersuchten Mit-
gliedstaat Verbindungen bestehen.

Für den Generalanwalt steht
fest, dass die Familie in Syrien
zumindest „der tatsächlichen Ge-
fahr einer unmenschlichen Be-
handlung von extremer Schwere
ausgesetzt“ war, die eindeutig un-
ter das Verbot der Grundrechte-
charta fällt.

Vor allem wegen der „Informa-
tionen, die über die Lage in Syrien
verfügbar sind“, durfte der belgi-
sche Staat nicht davon ausgehen,
er müsse seinen Verpflichtung aus
der Charta zu Schutz von Men-
schen vor Folter oder unmenschli-
cher oder erniedrigender Behand-
lung nicht nachkommen.

Dies gelte vor allem, weil die Fa-
milie keine Fluchtalternative habe.
Bei einem Aufenthalt im Libanon
drohe ihr die Abschiebung nach
Syrien. An Schleuser, die von der
EU bekämpft würden, könne sie
auch nicht verwiesen werden. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

Obwohl die Themen Umwelt-
schutz und Klimaschutz für die
Menschen unbestritten als
Schlüsselherausforderungen
des 21. Jahrhunderts gelten,
kommt es leider des Öfteren vor,
dass konkrete Maßnahmen vor
Ort mit dem Hinweis auf eine
notwendige globale Hand-
lungsstrategie vorab relativiert
und kleingeredet werden. Als
Kommunalpolitische Vereini-
gung (KPV) können wir dafür
eigentlich kein Verständnis aufbringen. 

Ohne Zweifel müssen die großen Herausforde-
rungen, gerade was Müll und Treibhausgase be-
trifft, auch letztendlich von der Gesamtheit der
Weltgemeinschaft gelöst werden. Denn kein ein-

zelnes Land und schon gar nicht eine Kommune
kann hier alleine sprichwörtlich „die Welt retten“.

Aber Fakt ist: Um die Folgen der Klimaände-
rungen für den Menschen beherrschbar zu gestal-
ten, die Umwelt zu schützen und die natürlichen
Lebensressourcen (Boden, Wasser, Luft) für die
kommenden Generationen zu erhalten, ist ein
Handeln auf allen Ebenen erforderlich - auch bei
uns vor Ort. Hierzu gibt es zahlreiche Ideen und
Projekte, die mit überschaubarem Aufwand für die
Kommunen umgesetzt, begleitet oder unterstützt
werden können. Dazu gehören neben der Förde-
rung der Energiewende (z. B. E-Mobilität, Ener-
gieberatung), gemeinsame Projekte mit der Wirt-
schaft (z. B. regionale Direktvermarktung), mit
Verbänden, der Landwirtschaft sowie Angebote im
Bildungsbereich (z. B. Umweltschule) und öffentli-
che Kampagnen (z. B. zur Müllvermeidung).

Beim Stichwort Müllvermeidung möchte ich aus
meinem Landkreis Donau-Ries über eine hochin-
teressante Projektidee berichten. Dabei geht es um
die Realisierung eines Lebensmittelladens gänz-
lich ohne Verpackungsmüll. In Großstädten wie
Berlin, München, Nürnberg und Augsburg gibt es
so etwas längst, aber im ländlichen Raum gestal-
ten sich die Rahmenbedingungen etwas schwieri-

ger, ein Lebensmittelgeschäft zu
etablieren, in dem man ohne
Plastikmüll zu erzeugen, seinen
Einkauf tätigen kann.

Nicht nur Mehl, Müsli und
andere Getreideprodukte – vor
allem von regionalen und biolo-
gischen Bauern und Mühlen –
soll man sich dort künftig in
selbst mitgebrachte Behälter
abfüllen können; auch Obst und
Gemüse soll es vor allem saiso-
nal und lose geben, ebenso wie
offenen Käse. Andere Lebens-
mittel sollen in Gläsern angebo-
ten werden – Hauptsache kein

Plastikmüll. Spontankunden erhalten dafür Glas-
behälter mit Pfand und Stofftaschen.

In der Theorie klingt das recht einfach, doch die
tatsächliche Umsetzung im Detail erfordert im
Vorfeld und vor dem Hintergrund der strikten Ein-
haltung der lebensmittelrechtlichen Vorgaben ei-
nen hohen Aufwand – konzeptionell, finanziell und
organisatorisch. 

Aber der Grundgedanke ist durchaus schlüssig
und wenn alles klappt, wird sich der Einsatz mehr-
fach lohnen, vor allem aber für die Umwelt, die et-
was vor weiteren Müllbelastungen behütet wird.
Man mag es kaum glauben, aber rund 617 kg
Müll produziert schon jetzt jeder Deutsche im
Schnitt pro Jahr. Über 7 Millionen Tonnen Kunst-
stoffabfälle landen jährlich in unseren Ozeanen.
Eine Plastiktüte zersetzt sich in der Regel erst nach
450 Jahren und gibt in dieser Zeit ständig Schad-
stoffe mit den klangvollen Namen wie Bisphenol A
oder Phtalate an die Umwelt ab. Diese Fakten al-
lein lassen einen schon von der Planung eines Ge-
schäftes überzeugen, das Lebensmittel lose und
ohne Plastikmüll verkaufen möchte. Damit wird
zwar nicht ansatzweise das globale Müllproblem
gelöst, aber ein höchst sinnvoller Beitrag geleistet.

Nicht zu vernachlässigen sind übrigens auch die
Signalwirkungen und Nachahmungseffekte, die
letztendlich aus einer solchen Initiative und deren
erfolgreichen Realisierung erwachsen können.

Deshalb sollten wir auf kommunaler Ebene der-
artige Ideen unbedingt unterstützen. Wir wollen
auf jeden Fall mit unserem Abfallwirtschaftsver-
band eine Kooperation mit dem innovativen La-
dengeschäft schließen. Denn Umweltschutz be-
ginnt im Kleinen. Bei uns, in den Kommunen.

Ihr Stefan Rößle
KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Stefan Rößle

Umweltschutz 
beginnt im Kleinen

Flüchtlingsintegration 
passiert vor Ort

Praxisbeispiele aus bayerischen Städten – Teil 2
Integration kostet Zeit und braucht ausreichende Ressourcen, be-
tonte der Deutsche Städtetag in Berlin bei der Präsentation der
Broschüre „Flüchtlinge vor Ort in die Gesellschaft integrieren –
Anforderungen für Kommunen und Lösungsansätze“. Begleitend
zur Publikation hat der Kommunalverband eine Reihe von Bei-
spielen, darunter eine Vielzahl aus Bayern, veröffentlicht. Die Li-
ste wird ständig erweitert. 

Beispiel Gräfelfing: Das
„Gräfelfinger Leben“ ist ein neu-
es Bürgerjournal der Gemeinde
mit buntem Info-Mix. Im Mittel-
punkt der ersten Ausgabe steht
unter anderem die Situation der
Flüchtlinge und Ankunft im All-
tag. Dabei geht es um die The-
men Schule und Bildung, Ar-
beitsmarktintegration, Sprachun-
terricht und Freizeit. Vorgestellt
werden auch ehrenamtliche In-
itiativen und Unternehmen, die
dazu beitragen, dass Integration
gelingt. Der Themenmix aus den
Bereichen Kultur, Vereine, Bau-
projekte, Umwelt oder Soziales
stellt die Menschen in den Vor-
dergrund.

Beispiel Bayreuth: Ausbil-
dung und Arbeit sind zentrale Be-
standteile der Integration. Doch
einem Berufsstart stehen trotz ho-
her Motivation oft noch unzurei-
chende Sprachkenntnisse und
Qualifikationen entgegen. Mit ei-
ner schrittweisen Annäherung
zwischen verschiedenen Welten
und dem Ziel eines Ausbildungs-
platzes bietet die Kooperation der
Stadt Bayreuth mit der Techni-
schen Berufsbildung Bayreuth
GmbH (TBB) und der Firma
Schlaeger Kunststofftechnik
GmbH geflüchteten Jugendliche
einen gestuften Ausbildungszu-
gang.

Einzelgespräche

Um zu sehen, wer an einer
Ausbildung zum Verfahrensme-
chaniker interessiert und auch
dafür geeignet ist, finden
zunächst Einzelgespräche zwi-
schen den Jugendlichen, dem Be-
rufsschullehrer und den Betreu-
ern der VHS statt. Rund 20 Kan-
didaten werden dann zur TBB
eingeladen, wo sie einen Einstel-
lungstest in deutscher Sprache ab-
solvieren und sich in den Werk-
stätten informieren.

Wer diese ersten Schritte erfolg-
reich absolviert, erhält die Mög-
lichkeit auf einwöchige Praktika
bei der TBB. Wer auch dort moti-
viert mitarbeitet, bekommt eine
Chance für mehrmonatige Praktika
bei der Firma Schlaeger. Auch in
weiteren Verbundfirmen der TBB
sollen künftig über dieses Modell
Praktika angeboten werden.

Das Netzwerk hinter diesem
Projekt ist groß: Neben den Aus-
bildungsleitern sind die Berufs-
schulen, die Volkshochschule so-
wie Vertreter der Kammern, der
Wirtschaftsförderung der Stadt
und die Arbeitsagentur mit an
Bord.

Baum der Integration

Darüber hinaus hat die Stadt
Bayreuth auf dem Gelände der
Landesgartenschau einen Baum
der Integration als Platz für künf-
tige interkulturelle Veranstaltun-
gen und Treffen gepflanzt. Dort
ließ das Bayreuther Kunstmuse-
um mit einer Kunstaktion viele
neu nach Bayreuth gekommene
Menschen mit ihren Namen und
Herkunftsländern sichtbar wer-
den. Das Hinweisschild am Inte-
grationsbaum wurde von der Me-
tallbauerklasse und Flüchtlings-
klasse der Berufsschule I gemein-
sam im Rahmen des „kompeten-
zorientierten Unterrichts“ ange-
fertigt.

Beispiel Erlangen: Die Wirt-
schaftsförderung der Stadt Erlan-
gen ist schon seit 15 Jahren in der
Arbeits- bzw. Ausbildungsmarkt-
förderung aktiv. Mit der Grün-

dung des Vereins Jugend, Arbeit,
Zukunft (JAZ) wurde ein Instru-
ment geschaffen, mit dem sowohl
die quantitative als auch die quali-
tative Seite des Ausbildungs-
marktes „bearbeitet“ werden
kann. Dabei stellen Übergangs-
Klassen eine der wichtigsten Inte-
grationsmaßnahmen für junge
Zuwanderer, Flüchtlingskinder
und Kinder aus „Arbeitsmigran-
ten“-Familien dar.

Angeboten werden Betriebsbe-
sichtigungen, Workshops zur
Kompetenzfeststellung und -ent-
wicklung sowie Unterstützung bei
der Erstellung aussagekräftiger
Bewerbungsunterlagen. Die Vor-
und Nachbereitung von Schul-
praktika in den 8. und 9. Jahr-
gangsstufen ist ein wichtiger Bau-
stein der beruflichen Orientierung
und bedarf daher besonderer
Sorgfalt. Rückmeldegespräche
mit Unternehmen und Schülern
geben dabei Aufschluss über die
Optimierung von Rahmenbedin-
gungen und Prozessen.

Standortbestimmung 
und Zielvereinbarung

Neben Aktivitäten mit den
Klassen finden zahlreiche Einzel-
gespräche zur „Standortbestim-
mung“ und „Zielvereinbarung“
statt. Dies umso häufiger, je näher
sich die Schülerinnen und
Schüler am Ausbildungsmarkt
befinden. Dabei geht es auch um
die Entwicklung von Perspekti-
ven, Bildungs- und Ausbildungs-
wegen. Die Unterstützungslei-
stung erhält der Jugendliche auch
nachdem er aus der Schule entlas-
sen wurde.

Die Stadt Erlangen sieht zudem
die Notwendigkeit des schnellen
und sicheren Datenaustausches
zwischen den zentralen Akteuren.
Durch die Etablierung einer ge-
meinsamen Datenbank soll dieses
Ziel erreicht werden, so dass die
zur Aufgabenerfüllung notweni-
gen Daten zwischen den sowohl
öffentlichen als auch nicht öffent-
lichen Stellen sicher und schnell
getauscht werden können. Die
zuständigen Stellen pflegen Da-
ten der Kunden ein und sehen
gleichzeitig die eingetragenen
Daten anderer Stellen, so dass
man sehen kann, in welcher Stufe
der Integration der Kunde ist. 

Zugang zur Datenbank

Folgende Institutionen werden
zu der Datenbank Zugang haben
und Daten einpflegen: Agentur
für Arbeit, Bildungsclearing der
Volkshochschule, Deutschkurs-
koordination Volkshochschule,
Flüchtlingsbetreuung des Jobcen-
ters, Migrationsberatung, Auslän-
derbehörde, Berufsschule, Job-
center/GGFAund Koordinations-
stelle des Referates für Soziales
der Stadt Erlangen. 

Beispiel München: In den
städtischen Kindertageseinrich-
tungen in München werden die
alltagsintegrierte Sprachförde-
rung, verbunden mit zusätzlichen
gezielten Angeboten zur Sprach-
entwicklung sowie eine hohe
Qualifizierung des Fachpersonals
bezüglich interkultureller Pädago-
gik und sprachlicher Bildung als
Grundvoraussetzungen für die
stetig steigenden Herausforderun-
gen in der Elementarbildung be-
trachtet. Hierzu gehören aktuell
auch die Anforderungen an Fach-
kräfte durch die Aufnahme von
Kindern aus Familien mit Flucht-
erfahrung. 

Zudem hat die Landeshaupt-
stadt ein Konzept von aufeinan-
der aufbauenden Projekten zur
Unterstützung von Flüchtlingen
bei der Integration in Beruf und
Ausbildung sowie bei der Fest-
stellung und dem Ausbau von
Qualifikationen entwickelt. Hier-
zu gehören zum Beispiel „FIBA–
Flüchtlinge in Beruf und Ausbil-
dung“, die Servicestelle zur Er-
schließung ausländischer Qualifi-
kationen und das Netzwerk Inte-
gration durch Qualifizierung
(IQ)-MigraNet.

Beratungsstelle

Das Amt für Wohnen und Mi-
gration koordiniert das Netzwerk
„FIBA 2 – Flüchtlinge in Beruf
und Ausbildung, Ostbayern“, ei-
nen Zusammenschluss von acht
Trägern in München und in der
Region Ostbayern. Gefördert
wird das Netzwerk durch das
Bundesministerium für Arbeit
und Soziales und den Europäi-
schen Sozialfond. Zu den geför-
derten Projekten gehören z.B. ei-
ne Beratungsstelle im Amt für
Wohnen und Migration und im
Jobcenter München sowie ein
Projekt beim Trägerkreis Junge
Flüchtlinge e.V.. 

Ziel des Bundesprogramms ist
es, Bleibeberechtigte und Flücht-
linge mit Arbeitsmarktzugang da-
bei zu unterstützen, eine dauer-
hafte Beschäftigung zu finden
und ihren Lebensunterhalt eigen-
ständig zu erwirtschaften. Dies
erfolgt durch drei Bausteine: Be-
ratung von Flüchtlingen, Vermitt-
lung in Arbeit und Ausbildung so-
wie Sensibilisierung von Behör-
den und Arbeitgebern in Schulun-
gen und Fachveranstaltungen zu
den rechtlichen Voraussetzungen
des Arbeitsmarktzugangs und den
vorhandene Bildungsangeboten.

Qualifizierung

Die Servicestelle zur Er-
schließung ausländischer Qualifi-
kationen wiederum ist eine Bera-
tungseinrichtung, die Migrantin-
nen und Migranten auf dem Weg
zur beruflichen Anerkennung ihrer
ausländischen Qualifikation Bera-
tung anbietet und sie im Anerken-
nungsverfahren unterstützt. Da-
durch lassen sich Ressourcen für
den Arbeitsmarkt zur Sicherung
des Fachkräftebedarfs erschließen
sowie die Arbeitsmarktchancen
für Menschen mit ausländischen
Qualifikationen verbessern. Alle
relevanten Informationen zum An-
erkennungsverfahren werden ver-
mittelt. Liegen bereits Bescheide
vor, werden diese erläutert und die
verschiedenen Handlungsmög-
lichkeiten und Wege aufgezeigt.
Außerdem initiiert die Servicestel-
le zur Erschließung ausländischer
Qualifikationen gemeinsam mit
Hochschulen, Fachakademien und
anderen Institutionen Anpassungs-
qualifizierungen, berufsbezogene
Deutschkursangebote und Brücken-
maßnahmen, die den Einstieg als
Fachkraft in den Arbeitsmarkt er-
leichtern. Unterstützt wird dies
auch durch ein Mentoring-Partner-
schaftsprojekt in Kooperation mit
Unternehmen.

Die Servicestelle zur Er-
schließung ausländischer Qualifi-
kationen ist im Netzwerk „Inte-
gration durch Qualifizierung“
(IQ) zuständig für die regionale
Koordination von MigraNet in
München. Im Rahmen dieser
Netzwerkarbeit wurde das städti-
sche Beratungsangebot mit einem
Handlungsschwerpunkt „Qualifi-
zierung von Migrantinnen und
Migranten im Kontext des Aner-
kennungsgesetzes“ verknüpft. 

Damit stehen seit 2015 den An-
erkennungssuchenden eine Viel-
zahl weiterer Anpassungs- und

Brückenmaßnahmen zur Verfü-
gung. Ein weiterer Schwerpunkt
ist die Kooperation mit Unterneh-
men und deren Sensibilisierung
und Beratung für die Beschäfti-
gung von Menschen mit auslän-
dischen Qualifikationen und ins-
besondere auch für Beschäfti-
gung von Geflüchteten. Das
Netzwerk wird durch das Bun-
desministerium für Arbeit und
Soziales und durch Mittel aus
dem Europäischen Sozialfond ge-
fördert. 

„Wohnen fürAlle“

Ambitioniert ist auch „Wohnen
für Alle“, ein städtisches Projekt
zur Schaffung zusätzlicher Woh-
nungen vor allem für Familien
mit geringem Einkommen, für
Auszubildende und junge Beruf-
stätige sowie für anerkannte
Flüchtlinge. Die Landeshaupt-
stadt München begegnet damit
aktiv dem rasant steigenden Be-
darf an gefördertem Wohnraum
für einkommensschwache Grup-
pen. Insgesamt sollen bis 2019

circa 3.000 neue Wohneinheiten
entstehen - zusätzlich zu den im
Rahmen der wohnungspoliti-
schen Handlungsprogramme oh-
nehin bereits geplanten Fertigstel-
lungen. 

Münchner Mischung

Kern des Programms ist das
Prinzip der Münchner Mischung:
Die einzelnen Wohnungsbaupro-
jekte werden dezentral und inte-
grierend über das Stadtgebiet ver-
teilt auf städtischen und privaten
Flächen verwirklicht. Die da-
durch entstehenden geförderten
Wohnungen werden allen berech-
tigten Haushalten verschiedener
Einkommensstufen zu Gute kom-
men, die es auf dem hochpreisi-
gen Münchner Wohnungsmarkt
besonders schwer haben.

Neben den städtischen Woh-
nungsbaugesellschaften ist auch
die private Wohnungswirtschaft
ausdrücklich angesprochen, sich
als Träger an diesem Programm
zu beteiligen. Durch private Inve-
storen sollen mindestens 1.500,

d.h. die Hälfte der geplanten
Wohneinheiten, errichtet werden.
Für die Finanzierung des Projekts
stellt die Landeshauptstadt Mün-
chen zusätzlich zu den staatlichen
Wohnraumfördermitteln, die zu-
letzt durch den „Wohnungspakt
Bayern“ deutlich aufgestockt
wurden, städtische Wohnraum-
fördermittel in Form von Darle-
hen in Höhe von 188,4 Millionen
Euro zur Verfügung, davon 53,4
Millionen Euro für die städti-
schen Wohnungsbaugesellschaf-
ten und 135 Millionen Euro für
die private Wohnungswirtschaft.

Weitere Vernetzung 

Ziel des Projekts „Willkom-
men in München“ ist schließlich
wiederum die Vernetzung der ein-
zelnen Einrichtungen zur Inob-
hutnahme von unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen mit den
Regelangeboten der Jugendhilfe
im Sozialraum. Vor allem werden
Freizeitgestaltung und die Unter-
stützung tagesstrukturierender
Maßnahmen angeboten. DK

Gute Finanzierungsbedingungen
für Mittelstand erhalten 

Bayerischer Landtag folgt Dringlichkeitsanträgen von CSU, SPD und Freien Wählern 
Der Bayerische Landtag folgte nunmehr den Dringlichkeitsanträ-
gen von CSU, Freien Wählern und SPD und fordert die Staatsre-
gierung auf, sich auf Bundes- und Europaebene entschieden dafür
einzusetzen, dass bei der Überarbeitung der Basel III-Regeln die
Spezifika der fest verankerten kleinen und mittleren Sparkassen
und Genossenschaftsbanken angemessen berücksichtigt werden.

Dr. Ulrich Netzer, Präsident des
Sparkassenverbands Bayern be-
grüßt diese Entschließung: „Es ist
gut zu sehen, dass der Landtag über
die Fraktionen hinweg erkennt, dass
dringender Handlungsbedarf zur
Schaffung einer verhältnismäßigen
Regulierung besteht. Sparkassen

und Genossenschaftsbanken stehen
für die Kreditversorgung des star-
ken bayerischen Mittelstands. Sie
dürfen nicht mit Regeln überlastet
werden, die für Großbanken ge-
schaffen wurden. Dann können sie
ihre Rolle auch weiterhin erfolg-
reich wahrnehmen.“ 

Netzer appelliert damit an alle
Entscheidungsträger auf Landes-,
Bundes-, und Europaebene, die
eine Möglichkeit haben, sich in
die Gestaltung der Basel III-Re-
form einzubringen. „Sparkassen
und andere kleinere Kreditinstitu-
te sollten auch weiterhin ihre
ganze Kraft in die Arbeit für ihre
mittelständischen Kunden stecken
können, anstatt in überzogene
Meldepflichten. Damit stärken
sie dauerhaft die bayerische
Wirtschaft,“ so Netzer. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
nachweislich positive Wirkungen
auf die Verkehrsmittelwahl ha-
ben, gegebenenfalls auch, ob die
Angebote in Kooperation mit
dem ÖPNV betrieben werden.
Vor diesem Hintergrund sind ein-
seitige Maßnahmen zur Förde-
rung von Elektroautos wie z. B.
die Freigabe von Busspuren oder
kostenlose Parkmöglichkeiten
kontraproduktiv, da sie zu Lasten
des Umweltverbundes wirken.“
Motor für eine finanzierbare, um-
weltfreundliche und soziale Ver-
kehrsentwicklung sei die Integra-
tion ergänzender Angebote (Car-
sharing, Fahrrad, Taxi und weite-
re Dienstleistungen) in den ÖP-
NV. Die Zukunft stellten ganz-
heitliche Mobilitätsplattformen -
jeweils angepasst an die lokale
Situation - dar.

Planung, Organisation und Ei-
generbringung oder Bestellung
von Verkehrsleistungen liegt in
der Verantwortung der kommu-
nalen Aufgabenträger. Die Land-
kreise erstellen die Nahverkehrs-
pläne und legen die ausreichende
Verkehrsbedienung fest. Aus ih-
rer Sicht ist es demnach „nur kon-
sequent, wenn den kommunalen
Aufgabenträgern anstelle der Re-
gierungen unter Erstattung anfal-
lender Kosten grundsätzlich auch
die Zuständigkeit für die Ertei-
lung personenbeförderungsrecht-
licher Konzessionen übertragen
wird“.

Auch digitale Dienste werden
künftig immer wichtiger, um trotz
Entfernungen am gesellschaftli-
chen Leben und wirtschaftlichen
Leben teilzunehmen. Diese erfor-
dern jedoch eine moderne Kom-
munikationsinfrastruktur. Ziel
müsse sein, einen flächendecken-
den Glasfaserstandard zu ge-
währleisten. 

Die Erfahrungen zeigten, dass
der Ausbau glasfaserbasierter

Breitbandnetze rein privatwirt-
schaftlich nicht überall gelingen
wird. Der Bund sei deshalb auf-
gefordert, die Rahmenbedingun-
gen für eine optimale Versorgung
mit bestmöglicher Technologie
zu verbessern. „Dazu zählt auch,
Fördermöglichkeiten zu erwei-
tern und die bislang aus wirt-
schaftlichen oder technischen
Gründen unterversorgten Gebiete
in ländlichen Regionen zeitnah an
das Breitbandnetz anzuschließen
oder mit neuen Techniken zu ver-
sorgen.“

Wohnen ist ein Grundbedürfnis
der Menschen, weshalb angemes-
sener und bezahlbarer Wohnraum
ausreichend zur Verfügung stehen
müsse. Ungeachtet der Leerstän-
de in manchen Regionen gelte
dies auch für den ländlichen
Raum, so der Landkreistag. Auch
dort bedürfe es Anreizen zur Stei-
gerung der Wohnqualität durch
Modernisierungsmaßnahmen
und der Wiederbelebung des so-
zialen Wohnungsbaus, aber auch
der Ankurbelung der Wohneigen-
tumsbildung. 

Bereits 2013 habe der Bayeri-
sche Landkreistag gefordert, Hin-
dernisse für eine durchgängig
elektronische Verwaltung abzu-
bauen. Dies gelte gerade auch für
die über 3.000 Rechtsvorschriften
im Verwaltungsrecht des Bundes,
in denen die Schriftform angeord-
net wird. „Wir begrüßen daher
die Initiativen des Bundes,
Schriftformerfordernisse abzu-
bauen, als Schritt in die richtige
Richtung. Zusätzlich fordern wir
einen wirksamen ‚E-Gov-TÜV‘
für neue Rechtsvorschriften, der
neue rechtliche Hindernisse für
E-Government von vornherein
verhindert und Rechtsvorschrif-
ten konsequent E-Government-
konform ausgestaltet“, unter-
streicht der Kommunalverband
abschließend. DK

Positionspapier zur...

Modellland Bayern 
Studie der Hanns-Seidel-Stiftung zu Integration und Partizipation von Migranten

Auf einem bemerkenswert hohen Niveau befindet sich die Inte-
gration von Migranten in Bayern. Die überwiegende Mehrheit
der Befragten fühlt sich hier sehr wohl, ist mit Wohnumfeld, Job,
Zukunftsperspektiven und der herrschenden Lebensqualität übe-
raus zufrieden und kommt mit Nachbarn und Kollegen ausge-
sprochen gut zurecht. Dies sind grundlegende Ergebnisse einer
Repräsentativstudie, die Data4U im Auftrag der Hanns-Seidel-
Stiftung durchgeführt hat. Die Untersuchung ist der erste umfas-
sende Bericht zum Stand der Integration und politischen Partizi-
pation von Migranten der 1. und 2. Generation in Bayern.

Etwa 70 Prozent der Migranten
in Bayern sind aus dem Ausland
zugewandert (1. Generation), ent-
sprechend rund 30 Prozent hier
geboren (2. Generation). Bei den
Gruppen, die bereits länger im
Land leben, wie Migranten aus
der ehemaligen SU, der Türkei
oder Griechenland ist dieses Ver-
hältnis fast hälftig. Die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer
liegt bei über 20 Jahren.

Rückkehrpläne

Rund drei Viertel von ihnen
planen im Land zu bleiben, nur
knapp ein Fünftel beabsichtigt ins
Herkunftsland zurück zu kehren.
Am häufigsten planen Migranten
aus der Türkei (36 %) und Italien
(26 %) eine Rückkehr. Am selten-
sten möchten Migranten aus den

Nachfolgestaaten der ehemaligen
SU, unter ihnen zahlreiche
Spätaussiedler, zurückkehren
(3%). Fast die Hälfte (45 %) besit-
zen inzwischen die deutsche (30
%) oder eine doppelte Staatsbür-
gerschaft (15 %). 

Neben wirtschaftlicher Stärke,
der daraus resultierenden gerin-
gen Arbeitslosigkeit sowie einer
weitgehenden Abstinenz offener
sozialer Konfliktfelder dürfte der
Schlüssel für diese überaus posi-
tive Entwicklung in der ländlich
geprägten Struktur des Freistaates
zu finden sein. In ganz Bayern
gibt es nur acht Städte mit mehr
als 100.000 Einwohnern, in de-
nen weniger als 30 Prozent aller
bayerischen Migranten wohnen.
Entsprechend leben über 70 Pro-
zent der Zuwanderer in kleineren
Städten und Gemeinden. Dies

verhindert eine integrationshem-
mende Ghettoisierung und Isola-
tion, wie man sie in vielen Stadt-
teilen zahlreicher Großstädte in-
nerhalb und außerhalb Deutsch-
lands sonst oft vorfindet. Das Zu-
sammenleben in kleineren Ge-
meinden fördert Kommunikation,
gute Nachbarschaft und damit ge-
genseitiges Verständnis und Inte-
gration.

Isolation bzw. Ghettoisierung
beklagen zehn Prozent der Be-
fragten stark, auf weitere 15 Pro-

zent trifft dies zumindest noch
teilweise zu. Diskriminierung
und offene Ausländerfeindlich-
keit begegnen den Migranten in
Bayern selten, aber immerhin ein
knappes Viertel geben an, dass sie
Erfahrungen mit Diskriminierun-
gen zumindest hin und wieder (14
%) oder sogar oft (10 %) sam-
meln mussten. Etwa zehn Prozent
sahen sich zumindest gelegent-
lich mit ausländerfeindlichen Be-
schimpfungen oder Übergriffen
konfrontiert.

Dialog intensivieren

Knapp die Hälfte (47 %) stim-
men dem Statement „habe wenig
Interesse an der deutschen Politik
und Gesellschaft“ zumindest teil-

weise zu. Ein distanziertes Ver-
hältnis zum politischen Leben in
Bayern zeigt auch die Bewertung
der Parteienlandschaft. Zwischen
40 und über 60 Prozent der be-
fragten Migranten konnten die
abgefragten politischen Parteien
programmatisch nicht einordnen.
Bei denjenigen, die sich äußerten,
ergab sich zumeist eine nur gerin-
ge Übereinstimmung mit den po-
litischen Aussagen und Zielen der
Parteien. Eine Intensivierung des
Dialoges Politik/Migranten bzw.
auch umgekehrt Migranten/Poli-
tik scheint dringend notwendig.

Eine Radikalisierung konnten
die Meinungsforscher nicht fest-
stellen: 38 % der Migranten tendie-
ren zur politischen Mitte, der linke
Flügel misst 16 %, der rechte Flü-
gel 12 %. Über ein vollständiges
Wahlrecht in Deutschland verfü-
gen 44 Prozent besitzen das voll-
ständige politische Wahlrecht, ein
weiteres Fünftel (23 %) hat das
kommunale Wahlrecht für EU-
Ausländer inne. Weniger als die
Hälfte aller Migranten (42 %) ha-
ben sich in der Vergangenheit an
politischen Wahlen in Bayern aktiv
beteiligt. Bezogen auf die Migran-
ten mit Wahlrecht lag die Wahlbe-
teiligung in der Vergangenheit zwi-
schen 50 und 60 Prozent.

Bei der Sonntagfrage (Land-
tagswahlen) würden unter Mi-
granten die CSU mit 46 % und
die SPD mit 26 % die mit Ab-
stand größten Stimmanteile erzie-
len. Es folgen DIE LINKE (9 %),
DIE GRÜNEN (8 %) sowie die
AfD (6 %). Alle weiteren Partei-
en scheitern bei den Migranten an
der 5-Prozent-Hürde. Fast die
Hälfte (45 %) besitzen die deut-
sche Staatsbürgerschaft, 30% ei-
ne doppelte Staatsbürgerschaft.
Nur 4 % der Türkeistämmigen
haben den Doppelpass. 

Die Migranten in Bayern stu-
fen sich in erster Linie als „um-
weltbewusst“ und „sozial“ ein.
Am wenigsten würden sie sich
selbst als „konservativ“ oder „so-
zialistisch“ bezeichnen. Die Be-
griffe „liberal“ und das in

Deutschland eher belaste „natio-
nal“ liegen im Mittelfeld. 

Vor allem eine gesunde wirt-
schaftliche Entwicklung, eine
gute Aus- und Weiterbildung (ih-
rer Kinder) sowie der Bereich in-
nere Sicherheit stellen für die Mi-
granten in Bayern aktuell die
wichtigsten sozialen und politi-
schen Problemfelder dar. Der Be-
reich Wirtschaftspolitik/Wirt-
schaftswachstum besitzt für SU-
Migranten, Türken und Polen
momentan die höchste Priorität.
Bildung und der Ausbau von Bil-
dungseinrichtungen (Schule,
Hochschule...) für Rumänen, SU-
Migranten sowie Araber. 

Beachtenswert ist, dass die In-
tegration von Migranten in Ge-
sellschaft und Arbeitsmarkt zwar
wichtig, aber aktuell nicht das
drängendste Problem der Migran-
ten darstellt. Besonders Araber,
Türken sowie Migranten aus den
Nachfolgestaaten des ehemaligen
Jugoslawien sehen hier einen ho-
hen Handlungsbedarf. Der Um-
welt- und Steuerpolitik wird aktu-
ell die geringste Dringlichkeit zu-
gemessen. 

Christen in der Mehrheit

Über die Hälfte der in Bayern
lebenden Migranten (53 %) sind
Mitglied einer christlichen Religi-
onsgemeinschaft. Es folgen Mus-
lime (23 %) sowie Einwanderer,
die keiner religiösen Gemein-
schaft angehören (20 %). Für ein
Drittel (33 %) ist Religion wich-
tig und spielt eine große Rolle für
das eigene Leben. 

Für Ursula Männle, Vorsitzen-
de der Hanns-Seidel-Stiftung,
bringen die Ergebnisse neue Im-
pulse für Politik und Gesellschaft:
„Wir waren selbst überrascht über
die hohe Akzeptanz des politi-
schen Systems und der politi-
schen Parteien durch Migranten.
Es zeigt sich, dass die Integration
in Bayern gut gelingen kann. Das
gibt Zuversicht für die aktuellen
Herausforderungen bei der Inte-
gration neuer Mitbürger!“ DK

Der Freistaat 
wird klimasicher

Die Klimaänderungen, wie sie in jüngster Vergangenheit auch
in Bayern erlebbar waren, fordern ein schnelles und zielge-
richtetes Handeln auf allen Ebenen. Das betonte die Bayeri-
sche Umweltministerin Ulrike Scharf jüngst in München.

Scharf unterstrich: „Wir müs-
sen uns auch in Bayern auf die
Folgen des Klimawandels ein-
stellen. Um negative Folgen zu
vermeiden, müssen wir uns in al-
len Lebensbereichen bestmöglich
an den Klimawandel anpassen.
Dazu hat die Staatsregierung die
Bayerische Klima-Anpassungs-
strategie aktualisiert. Wir bereiten
uns damit im Detail auf den Kli-
mawandel vor. Ziel ist es, Bayern
langfristig klimasicher zu ma-
chen.“ 

Die Strategie zeigt anhand ak-
tueller Klimaprojektionen die be-
obachteten und zukünftig erwar-
teten Klimaänderungen für Bay-
ern und stellt regionale Folgen so-
wie konkrete Anpassungsmaß-
nahmen für 15 klimaempfindli-
che Handlungsfelder vor. Bereits
im Jahr 2009 hat der Freistaat
Bayern eine der ersten Klima-An-
passungsstrategien auf Ländere-
bene entwickelt.

Lufttemperatur steigt

Untersuchungen des Bayeri-
schen Landesamtes für Umwelt
belegen: Im Zeitraum von 1931
bis 2015 hat die Lufttemperatur in
Bayern um 1,4 °C zugenommen.
Die Folgen sind unter anderem
eine zunehmende Hitzebelastung,
eine Verlängerung der Vegetati-
onsperiode um 23 Tage (1961 bis
2010), eine Veränderung von
Tier- und Pflanzenarten, eine
Ausbreitung neuer Arten wie der
Tigermücke oder veränderte Be-
dingungen für den Tourismus.
Hitzebelastung stellt besonders
für ältere Menschen und Klein-
kinder ein hohes Risiko dar. Auch
Allergiker dürften die Auswir-
kungen der jahreszeitlichen Ver-
schiebungen bereits deutlich

spüren. Seit 1980 sind Pollen 24
Tage länger in der Luft. Bis Ende
des 21. Jahrhundert wird eine
weitere deutliche Temperaturzu-
nahme erwartet, wodurch sich die
bereits heute beobachteten Fol-
gen weiter verstärken werden.

Wasserkreislauf

Auch der Wasserkreislauf ist
von den Klimaänderungen be-
troffen. Die Sommer werden
zukünftig durch längere Trocken-
perioden geprägt, die Winter wer-
den feuchter, Starkregen werden
zunehmen. Die Folgen dieser ver-
änderten Niederschlagsbedingun-
gen wie Hochwasser, Sturzfluten,
Trockenheit oder Dürre treffen
nicht nur die Wasserwirtschaft
schwer, sondern haben Auswir-
kungen auf nahezu alle Hand-
lungsfelder der Bayerischen Kli-
ma-Anpassungsstrategie, insbe-
sondere Landwirtschaft, Städte-
bau, Straßenbau und Verkehr
oder die Energiewirtschaft. Ne-
ben der Vorsorge vor Dürre und
Trockenheit kommt dem Hoch-
wasserschutz eine große Bedeu-
tung zu. 

Sturzfluten

Als Antwort auf die jüngsten
Starkniederschlagsereignisse im
Sommer 2016 im Süden Bayerns
verstärkt der Freistaat das Hoch-
wasserschutz-Aktionsprogramms
daher um eine Komponente
Sturzfluten und wird speziell an
kommunalen Gewässern jährlich
weitere rund 23 Millionen Euro
in die Hochwasservorsorge inve-
stieren.
Die aktualisierte Strategie ist
im Internet verfügbar unter:
www.klimaschutz.bayern.de 

Digitale Heimat:

Neues Fördernavi
im Bayernportal

Immer die richtige Förderung auf einen Klick
„Unsere digitale Heimat im Internet erlebt einen Sprung. Mit dem
neuen Fördernavi im BayernPortal findet jeder die passende För-
derung auf einen Klick“, kündigte Finanz- und Heimatminister
Dr. Markus Söder bei einer Pressekonferenz in München an.

„Das Fördernavi ist ein hilfrei-
cher Wegweiser für Wirtschaft,
Verwaltungen, Vereine und Pri-
vatpersonen“, so Söder weiter. In-
tegriert werden alle Förderungen
der Bayerischen Staatsregierung,
zum Beispiel Breitbandförde-
rung, Kulturfonds Bayern und
Städtebauförderung. Auch einige
Förderungen von Bund und EU
sind abrufbar, zum Beispiel El-
terngeld, BAföG oder Interreg-
Programme.. 

Zentraler Zugang

Das neue Fördernavi ist in das
BayernPortal (www.freistaat.
bayern), als zentraler Zugang zu
Online-Leistungen der Verwal-
tung, integriert. Seit Freischaltung
vor rund einem Jahr wachsen die
Nutzerzahlen des BayernPortal
ständig. „Unser BayernPortal ist
sehr erfolgreich“, freute sich Sö-
der. „Rund 1.300 Kommunen
sind bereits angeschlossen, etwa
250.000 Aufrufe des Portals pro
Monat und über 55.000 Nutzer-
konten zeigen die große Akzep-
tanz“, so der Minister weiter.
Auch die Zahl der Online-Servi-
ces, die über das Portal abrufbar
sind, wächst stetig. Dabei wird
Sicherheit großgeschrieben. Die
kostenlose Nutzung des Bayern-
Portals bietet sichere Identifizie-
rung durch Bayern-ID, eine si-
chere Kommunikation über ein
digitales Postfach und sicheres
Bezahlen durch kommunales E-
Payment.

„Ab sofort können vier von
Bayerns weltberühmten Schlös-
sern und Burgen originalgetreu
und in 3D im Internet besucht
werden – rund um die Uhr und
von überall“, gab Söder als weite-
re Neuerung bekannt. Touristen-
magneten wie das Schloss
Neuschwanstein, Schloss Linder-
hof, das Königshaus am Scha-
chen und die Kaiserburg wurden
nach Lasermessungen digital mo-
delliert und sind von außen und
innen interaktiv über das Internet
erlebbar. In höchsten Auflösun-
gen kann der digitale Besucher

sich frei in den Objekten bewe-
gen, anschauen und genießen. So
kann beispielsweise der Thron-
saal in Schloss Neuschwanstein
originalgetreu in allen Perspekti-
ven erkundet werden – sogar der
von König Ludwig II. vorgesehe-
ne, aber nicht mehr ausgeführte
Thron kann ein- und ausgeblen-
det werden.

„Wir wollen die Kulturgüter
unserer Heimat mit virtueller
Realität digital begreifbar machen
und in die digitale Zukunft
führen“, sagte Söder. Weitere
große und repräsentative Gebäu-
de, wie die Residenz Würzburg
und die Neue Residenz Bamberg,
sollen folgen. Neben dem großen
Nutzen für den Tourismus dient
das detailgetreue Modell auch der
Archivierung. Die Modelle kön-
nen über den BayernAtlas
(www.bayernatlas.de) oder über
die Homepage der Bayerischen
Schlösserverwaltung unter
www.schloesser.bayern.de aufge-
rufen werden. 

Bayerische Klima-Allianz:

KIT-Campus Alpin 
wird neuer Partner

Bayern setzt sich intensiv für den Klimaschutz ein. Das betonte
die Bayerische Umweltministerin Ulrike Scharf beim Beitritt des
Instituts für Meteorologie und Klimaforschung – Atmosphärische
Umweltforschung (KIT-Campus Alpin) zur Bayerischen Klima-
Allianz in Garmisch-Partenkirchen.

„Die Klimaveränderungen tref-
fen auch Bayern. Wir erwarten in
Zukunft mehr Extremwetterereig-
nisse, nassere Winter und trocke-
nere Sommer. Nur wenn wir beim
Klimaschutz gemeinsam noch ak-
tiver werden, können wir die Kli-
maerwärmung und ihre Folgen
begrenzen. Dabei ist jeder gefor-
dert. Die Klima-Allianz ist ein
bayernweit erfolgreiches Bündnis
für den Klimaschutz. Die Klima-
Allianz bündelt Kräfte vor Ort,
tauscht Informationen aus und
stimmt Aktivitäten aufeinander

ab.“ Mit dem Karlsruher Institut
für Technologie (KIT), vertreten
durch das Umweltforschungsinsti-
tut KIT-Campus Alpin, tritt der 38.
Partner der Bayerischen Klima-
Allianz bei. Damit bekennt sich
das älteste Forschungsinstitut in
Deutschland, das sich mit globalen
Umweltfragen beschäftigt, zu sei-
ner Verantwortung für den Klima-
schutz im Freistaat.

Das Institut möchte mit seiner
Forschungsarbeit zu einer nach-
haltigen Entwicklung beitragen
und Grundlagen schaffen für den

Schutz des regionalen und globa-
len Klimas sowie für die Anpas-
sung an die nicht mehr vermeid-
baren Folgen des Klimawandels.
Scharf: „Der Campus Alpin des
KIT verstärkt unser Bündnis als
Brückenbauer zwischen Theorie
und Praxis. Ich freue mich, den
Campus Alpin des KIT als offizi-
ellen Partner der Klima-Allianz
zu begrüßen.“ Konkret möchte
der Campus Alpin zum Beispiel
Vortragsreihen zum Klimawandel
anbieten, die Kinderuniversität
Garmisch-Partenkirchen unter-
stützen und auch durch eine ener-
getische Sanierung des Gebäude-
komplexes in Garmisch-Parten-
kirchen zur Reduktion von Treib-
hausgasen beitragen. 
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Sie haben
die Idee,
wir die
Lösung.

08. – 14.03.2017
Messegelände München  I  www.ihm.de

Chancen nutzen auf der
Internationalen Handwerksmesse
Die Welt ist im Wandel: Neue gesetzliche Regelungen, veränderte
Ansprüche und Wünsche von Kunden sowie neue Produktions-
und Vertriebsmöglichkeiten durch digitale Techniken sind für
Handwerksbetriebe Chance und Herausforderung zugleich. Wer
sie kennt und zu nutzen weiß, hat bei den Kunden auch in Zu-
kunft die Nase vorn. Für Betriebe hält die Internationale Hand-
werksmesse vom 8. bis 14. März in München jede Menge Anre-
gungen und Lösungen in Theorie und Praxis parat.

Die gelungene Verzahnung von
handwerklicher Produktion in der
Werkstatt und neuen Vertriebs-
möglichkeiten durch das Internet
demonstriert die Tischlerei Dick-
mänken. Auf ihrer Online-Platt-
form www.schrankwerk.de kön-
nen Kunden individuelle Möbel
per 3D-Konfigurator gestalten,

die dann in der Tischlerei gefer-
tigt werden. Dass nicht jeder
Handwerker einen eigenen Web-
shop betreiben kann, war Grund-
lage der Geschäftsidee der beiden
Tischler Danny Hammer und
Siegfried Margrander. Auf ih-
rem Online-Marktplatz www.
manopus.de können Betriebe

aus Deutschland Produkte ein-
stellen und überregional anbieten.
Dies allerdings nur, wenn sie die
Qualitätsrichtlinien der Plattform
erfüllen. Dazu gehört unter ande-
rem, dass der Produzent einen
Meister- oder Gesellenbrief in
einem Handwerksberuf vorwei-
sen muss.

Wie man deutschland- und so-
gar weltweit erfolgreich sein
kann, zeigen die Aussteller auf
dem „Land des Handwerks“ in
Halle C2. Auf dieser Plattform
für Vorzeigebetriebe aus der
Bundesrepublik stellen elf Un-
ternehmen ihre Leistungen und
Ideen vor. Mit dabei sind mehr-
fach ausgezeichnete Unterneh-
men, Hidden Champions und
natürlich jede Menge herausra-
gende Handwerker.

Megatrend Digitalisierung

Wie schon im vergangenen
Jahr nimmt der Megatrend Digi-
talisierung auch diesmal viel
Raum auf der Messe ein und steht
bei zahlreichen Veranstaltungen
im Fokus. So erfahren Fachbesu-
cher beispielsweise auf der Re-
gionalkonferenz „Digitale Ge-
schäftsmodelle - Made in Ger-
many“ alles über Erfolgsfaktoren
und erhalten Tipps für das eigene
Unternehmen. Die Veranstaltung
im Internationalen Congress
Center München (ICM) bietet
Expertenvorträge, Praxisbeispie-
le aus dem Handwerk und inter-
aktive Workshops und ist für
Fachbesucher aller Gewerke
geöffnet.

Digitale Exponate und
Digitalisierungs-Check
für Betriebe

Passend dazu präsentiert sich
auf dem Stand des Bundesmini-
steriums für Wirtschaft und Ener-
gie (BMWi) in Halle C2 das
Kompetenzzentrum Digitales
Handwerk mit seinen vier Schau-
fenstern. Hier werden Betriebe
vorgestellt, die digitale Technolo-
gien und Anwendungen erfolg-
reich einsetzen; beispielsweise
Google-Brillen, auf denen Ar-
beitsanweisungen angezeigt wer-
den, oder Virtual-Reality-Brillen,
mit deren Hilfe die Kunden 
Designs und Entwürfe vorab se-
hen können. Dort gibt es auch ei-
nen Digitalisierung-Check, der
den Digitalisierungsgrad des je-

weiligen Unternehmens misst. 
Durchgeführt wird dieser durch

Experten des Zentralverbandes
des Deutschen Handwerks und
des Heinz-Piest-Instituts für
Handwerkstechnik an der Leibniz
Universität Hannover (HPI). Die-
se beraten außerdem in individu-
ellen, kostenfreien Gesprächen
über neue Produktionstechniken,
Prozessoptimierungen, Kommu-
nikations-, Aus- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten. 

Fachtagung

„Baustelle 4.0 - Der Digitale
Wandel im Bau- und Ausbau-
handwerk“ ist Titel einer gemein-
samen Fachtagung des Bayeri-
schen Handwerkstags und des
Bayerischen Staatsministeriums
für Wirtschaft und Medien, Ener-
gie und Technologie im ICM. Da-
bei stehen Zukunftstrends, bei-
spielsweise Building Information
Modeling (BIM), im Mittelpunkt.
Fachbesucher erfahren, welche
digitalen Hilfsmittel sie im Büro
oder auf der Baustelle einsetzen
können, um Zeit und Ressourcen
zu sparen.

„Digitalisierung praktisch ge-
stalten“ ist das Motto im Treff-
punkt Handwerk, der Netz-
werk- und Informationsplatt-
form für Fachbesucher im Ein-
gang West. Hier werden unter
anderem mobiles Arbeiten, Ver-
netzung und IT-Sicherheit be-
leuchtet. Dort findet zudem die
„Denkwerkstatt kompakt“ mit
dem Titel „Fit fürs Handwerk
4.0“ statt.

Sonderschau

Ihr Name ist gleichzeitig Pro-
gramm: Auf der Sonderschau 
INNOVATION GEWINNT!
(Halle C2) präsentieren zwölf
Aussteller kreative Ideen aus dem
und für das Handwerk. Vom
Einbruchsschutz gegen das Auf-
hebeln von einflügeligen Fen-
stern über ein neuartiges Be-
festigungssystem für Wärme-
dämmverbundsysteme bis zum
dreirädrigen Lasten-Transport-
rad, mit dem Werkzeug und
Material mit einem Gewicht
von bis zu 250 Kilogramm dank
innovativer Neigetechnik und
Antriebselektronik sicher und
stabil transportiert werden kön-
nen. Gedacht ist es für die „letz-
te Meile“ zum Kunden, auf 
der verkehrsberuhigte oder au-
tofreie Zonen oft Herausforde-
rung oder gar Hindernis für
Handwerker darstellen. 
Mehr Informationen für Fach-
besucher unter www.ihm.de/
fachbesucher. 

Jugendwettbewerb zur Internet-Sicherheit:

Neuer Rekord
Der Jugendwettbewerb myDigitalWorld verzeichnet einen
neuen Rekord: Bundesweit haben sich in diesem Jahr über
4.000 Schülerinnen und Schüler mit über 300 Beiträgen am
Wettbewerb für mehr Sicherheit im Netz beteiligt. 

Gemeinsam mit der Bundes-
zentrale für politische Bildung
hatte die Initiative Deutschland
sicher im Netz e.V. junge Men-
schen dazu aufgerufen, sich mit
ihrer digitalen Identität auseinan-
derzusetzen. An diesem Wo-
chenende tritt die Jury des
Schülerwettbewerbs in Königs-
winter zusammen. Den Gewin-
nern winken Klassenfahrten,
Geld- oder Sachpreise mit einem
Besuch im Bundeskanzleramt.

Wachsendes Interesse

„Wir konnten in diesem Jahr
mit dem Wettbewerb mehr junge
Menschen für das Thema IT-
und Internetsicherheit erreichen
als je zuvor. Wir sehen ein stei-
gendes Interesse bei jungen
Menschen im kritischen Um-
gang mit ihrer digitalen Identität.
Die Zusammenarbeit mit der
Bundeszentrale für politische
Bildung ist ein Erfolg“, erklärt
Dr. Thomas Kremer, Vorstands-
vorsitzender von Deutschland si-
cher im Netz e.V.

Start 2014

Der Jugendwettbewerb myDi-
gitalWorld fördert seit 2014 En-
gagement für mehr IT-Sicherheit
bei jungen Menschen. Durch die
erstmalige Kooperation mit der
Bundeszentrale für politische Bil-

dung im Schuljahr 2016/2017 hat
das Thema IT-Sicherheit auch
Eingang in den größten deutsch-
sprachigen Schülerwettbewerb
zur politischen Bildung gefun-
den. 

Mehrere 
Patenorganisationen

Das Angebot von DsiN wirkt
einem unter Jugendlichen weit
verbreiteten Fatalismus entge-
gen. Laut DsiN-Sicherheits-
index 2016 bildet die Verbrau-
chergruppe der Fatalisten mit
52,4 Indexpunkten das Schluss-
licht, wenn es um die digitale
Sicherheit der Verbraucher geht.
Fatalistische Nutzer kennzeich-
nen sich dadurch, dass sie zwar
gute Kenntnisse zu Schutzmaß-
nahmen haben, dieses Wissen
aber nicht in demselben Maße
anwenden. myDigitalWorld soll
als Angebot zur Anwendung
vorhandenen Wissens motivie-
ren, um (Selbst)Vertrauen zu
stärken und Unsicherheiten ab-
zubauen. 

myDigitalWorld wird regel-
mäßig von mehreren Patenorga-
nisationen unterstützt. In die-
sem Jahr sind dies neben dem
Bundesministerium des Innern
als Schirmherren von DsiN die
DsiN-Mitglieder Deutsche Te-
lekom, Google Deutschland
und Ericsson. 

Neustadt a. d. Aisch:

Hotspot für
Vermessung und 
Digitalisierung

Die Heimatstrategie ist ein zentrales Instrument aktiver Struktur-
politik. „Wir schaffen sichere Arbeitsplätze und stärken die In-
frastruktur des ländlichen Raumes. Wir bringen die Arbeit zu den
Menschen, damit diese in ihrer Heimat wohnen und arbeiten kön-
nen. Wir schaffen einen Hotspot für Vermessung und Digitalisie-
rung in Neustadt a.d.Aisch. Nach der erfolgten vertraglichen Ver-
einbarung zur Anmietung der Flächen für das BayernLab ist die
heutige Unterzeichnung des Mietvertrags für das Landesluftbild-
archiv Bayern ein weiterer wichtiger Meilenstein zur Stärkung
des Behördenstandorts Neustadt a.d.Aisch. Das neue Museum
wird auch eine touristische Attraktion für die gesamte Region“,
freute sich Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder
anlässlich des Abschlusses des Mietvertrags durch die Immobilien
Freistaat Bayern (IMBY). 

Das BayernLab und das Lan-
desluftbildarchiv mit dem Luft-
bild-Museum werden gemeinsam
im sogenannten Brauhausareal in
der Bamberger Str. 48 in Neustadt
a.d.Aisch untergebracht. Das in-
nenstadtnahe Brauhausareal, bis
1998 Heimat des Brauhauses
Neustadt a.d.Aisch, war zuletzt
brachgelegen und wird nun durch
einen privaten Investor revitali-
siert. Ein erster Mieter wird der
Freistaat Bayern sein. Der Frei-
staat mietet insgesamt mehr als
1.900 m² Fläche an, davon rd.
430 m² Ausstellungsfläche für das
neue Museum. Damit entstehen
insgesamt zehn neue Arbeitsplät-
ze in der Kreisstadt.

Das bayerische Landesluft-
bildarchiv ist zentrale Sammel-
stelle und die Schatzkammer für
Bilder von oben. Mehr als eine
Million Luftbilder aus rund sie-
ben Jahrzehnten, darunter rund
64.000 Fotografien aus engli-
schen und amerikanischen Auf-
klärungsflügen in den 1940er
Jahren, befinden sich im Lan-
desluftbildarchiv. Dieses größte
und umfassendste Luftbildarchiv
Deutschlands wird von München
nach Neustadt a.d.Aisch verla-
gert. Deutschlandweit wird dabei
erstmals ein Luftbildmuseum
entstehen.

In dem Museum werden die
Geschichte und gesellschaftliche
Dimension des Luftbilds, der
Luftbildmessung und des Lan-
desluftbildarchivs des Freistaates
Bayern der Öffentlichkeit prä-
sentiert. Nach den für das Archiv
und Museum erforderlichen Um-
bauten ist die Eröffnung voraus-
sichtlich in der zweiten Jahres-
hälfte 2018 vorgesehen.

In dem neuen BayernLab in

Neustadt a.d.Aisch soll mit einem
bis zu 300 Mbit/s schnellen In-
ternetanschluss die schnellste öf-
fentliche Verbindung der Region
entstehen. Söder: „Digitalisie-
rung darf kein Privileg von
Großstädten sein. Wir schaffen
insbesondere in ländlichen Re-
gionen Bayerns acht IT-Labore.
Sie sind Schaufenster für digitale
Innovation und bieten modernste
Technik zum Anfassen und Aus-
probieren – kostenfrei und für
Jedermann.“ 

Praktische Beispiele

Die BayernLabs präsentieren
modernes E-Government, eine
IT-Wissensbörse und digitale In-
novationen anhand praktischer
Beispiele. Nach dem Motto „An-
schauen - Anfassen - Ausprobie-
ren“ können Schüler die digitale
Welt erforschen und Kommunen
und Bürger sich über die Mög-
lichkeiten der Digitalisierung in-
formieren. Neben dem Breit-
bandausbau und BayernWLAN
sind die BayernLabs ein wesent-
licher Bestandteil der Digitalisie-
rungsstrategie des Heimatmini-
steriums. Das BayernLab wird
2018 eröffnet werden.

2015 begann die größte Regio-
nalisierung von staatlichen Be-
hörden und Einrichtungen der
letzten Jahrzehnte. Über 50
Behörden und staatliche Einrich-
tungen mit 3.155 Personen wer-
den aus Ballungszentren in länd-
liche Regionen Bayerns verla-
gert. Mittelfranken profitiert hier-
bei mit insgesamt 201 Arbeits-
plätzen und 360 Studierenden.
Der Landkreis Neustadt a.d.
Aisch-Bad Windsheim erhält ins-
gesamt 35 Beschäftigte. 
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Kommunales GIS Forum in Neu-Ulm:

Geodaten - fit für die Zukunft
Im kommunalen GIS-Forum des Runden Tisches GIS e.V. in
Neu-Ulm erörterten GIS-Verantwortliche und Entscheidungs-
träger aus Gemeinden, Städten und Landkreisen, GIS-Anbieter
und GIS-Dienstleister, Öffentlich bestellte Vermessungsinge-
nieure und Vermessungsbüros, Vertreter der Kommunalen Spit-
zenverbände, Vertreter der GDIs aus Bayern und Baden-Würt-
temberg sowie Vertreter kommunaler Fachmedien das Thema
„Geodaten – fit für die Zukunft“. Neben aktuellen Geodaten-
Entwicklungen wurden unter den Überschriften Geodaten und
Betriebssteuerung, Geodaten und Stadtentwicklung sowie Geo-
daten und Mobilität Projekte aus der Praxis vorgestellt.

Dr. Klement Aringer, Bayeri-
sches Landesamt für Digitali-
sierung, Breitband und Vermes-
sung, berichtete eingangs über
„Aktuelles aus den Vermes-
sungsverwaltungen“. Seinen
Ausführungen zufolge befinden
sich beim Breitbandausbau über
96 Prozent aller Kommunen
bayernweit im Förderverfahren. 

Laut Aringer fördert die
Bayerische Staatsregierung den
digitalen Ausbau auch durch die
Initiative BayernWLAN. Bis
zum Jahr 2020 sollen insgesamt
20.000 Hotspots kostenfrei un-
ter @BayernWLAN zur Verfü-
gung stehen. Konkret sind
4.000 Standorte (Hotspots) mit
je 2 Zugangspunkten (Access-
points) für die Kommunen ge-
plant, zudem 1.000 Standorte an
geeigneten Behörden (2.000
Accesspoints) sowie die Einbe-
ziehung der WLAN-Netze der
Universitäten und Hochschulen
(8.000 Accesspoints). 

Aufgrund der positiven Reso-
nanz an den Pilotstandorten wird
das BayernWLAN um neue
Schwerpunkte in den touristisch
interessantesten Regionen Bay-
erns erweitert. Neben Liegen-
schaften des bayerischen Finanz-
ministeriums werden hier in Ab-
stimmung mit den kommunalen
Spitzenverbänden 1.000 weitere
Touristenhotspots nach dem Mot-
to „Dort, wo Bayern am schön-
sten ist“ mit BayernWLAN aus-
gestattet. Kommunen und Land-
kreise wählen diese Standorte 
aus und der Freistaat übernimmt
die Ersteinrichtungskosten für
diese Tourismus-Hotspots (2.000 
Accesspoints).Der Freistaat unter-
stützt die Kommunen mit 10 Mio.
Euro bei der Ersteinrichtung. Die
Hotspots sind mit Jugendschutz-
filter ausgestattet. 

Aringer verwies zudem auf das
erste BayernLab in Traunstein,
eröffnet im Oktober vergange-
nen Jahres. Mit einem Mini-Ho-

lodeck kann dort in virtuelle
Welten eingetaucht werden; zu-
dem können 3D-Drucker aus-
probiert oder verschiedene Wel-
ten und Planeten auf einem 120
kg schweren digitalen Globus
bestaunt werden. Auch ist es 
in der kostenfreien Bayern-
WLAN-Lounge möglich, bei
der schnellsten, öffentlichen
Verbindung im Landkreis - 300
Mbit/s – im Internet zu surfen.
BayernLabs sind Schaufenster
für digitale Innovation und bie-
ten modernste Technik zum An-
fassen und Ausprobieren – kos-
tenfrei und für Jedermann. Ins-
gesamt werden insbesondere in
ländlichen Regionen Bayerns
acht IT-Labore eingerichtet.

BayernAtlas-App

Mit Blick auf neue Luftbildpro-
dukte nannte Aringer die Ba-
yernAtlas-App, einem mobilen
Begleiter für alle Freizeitinteres-
sierten in Bayern. Sie bietet ein
umfangreiches Kartenfeld mit
verschiedenen amtlichen Karten-
werken und Luftbildern. Neben
der Möglichkeit Wander- bzw.
Radtouren als GPX-Track aufzu-
zeichnen, kann man mit Hilfe der
historischen Karten einen Blick
auf das Königreich Bayern vor
über 150 Jahren werfen und mit
der Gegenwart vergleichen. Die

Bayerische Vermessungsver-
waltung bietet hochwertige To-
pographische Karten und Luft-
bilder in dieser App an.

Angelika Jais vom Bayeri-
schen Staatsministerium der Fi-
nanzen, für Landesentwicklung
und Heimat, informierte über
das neue Angebot der GDI-Bay-
ern. Die Internetseite der Geo-
dateninfrastruktur Bayern wur-
de grundlegend überarbeitet
und orientiert sich am Erschei-
nungsbild des Webauftritts der
Bayerischen Staatsregierung.
Die Informationen zu den Geo-
datendiensten werden nun in ei-
ner Datenbank geführt und er-
lauben damit eine gezielte Su-
che. Auch dank der Suchmög-
lichkeit auf die Seiteninhalte
werden die Zugriffzeiten auf die
gewünschten Antworten we-
sentlich verkürzt.

Der schnelle Zugriff auf In-
formationen der Geodateninfra-
struktur in Bayern, Deutschland
oder Europa wird mit zusätzli-
chen Links zu diversen Portalen
unterstützt, so Jais. Auch auf
den Punkt „Barrierefreiheit“
wurde viel Wert gelegt. Das er-
weiterte Angebot an Arbeitshil-
fen und Leitfäden vereinfacht
die Umsetzung von INSPIRE-
relevanten Aufgaben, wie bei-
spielweise der WebMapServi-
ce-Bereitstellung.

Dr.-Ing. Andreas Donaubau-
er, Technische Universität Mün-
chen, Lehrstuhl für Geoinfor-
matik, stellte den neuen, zur In-
tergeo erschienenen Leitfa-
den Bezugssystemwechsel auf
ETRS89/UTM des Runden Ti-
sche GIS e.V., vor. Er enthält
die Grundlagen der Koordina-
tentransformation, eine Über-
sicht der Realisierungspläne
von Bayern und Baden-Würt-
temberg, informiert über den
Zeitplan und die Auswirkungen
auf die Anwender von Geodaten
und gibt einen Überblick über
Produkte und Dienstleistungs-
angebote der Landesvermes-
sungsbehörden und des Bundes.
Zudem berichten betroffene An-
wender von ihren Erfahrungen.
Schließlich wird ein Überblick
über Lösungskonzepte und Soft-
wareprodukte von Firmen und
konkrete Empfehlungen für die
Umsetzung der Transformation
gegeben. Als Autoren für diesen
jüngsten Leitfaden des Vereins
konnten aus dem Netzwerk des
Runden Tisches GIS ausgewiese-
ne Experten von Unternehmen,
Landes- und Kommunalbehörden
sowie aus der Wissenschaft ge-
wonnen werden.

Mit „Vernetzter Mobilität am
Beispiel der Stadt Augsburg“ be-
fasste sich Jürgen Biedermann,
Stadtwerke Augsburg Carsharing
GmbH. Nach seinen Worten
wandeln sich Stadtwerke zum
zentralen Mobilitätsanbieter. Car-
und Bike-Sharing ergänzten das
vorhandene Mobilitätsangebot
mit Bus und Tram, es gebe be-
queme Mobilitätspunkte für den
Umstieg zwischen Bus, Tram,
Auto und Rad. In eineinhalb Jah-
ren habe man in der Fuggerstadt
bereits 1.000 Carsharing-Kun-
den, 30 Standorte und 71 Fahr-
zeuge verzeichnet.

Einfach und flexibel sei das
neue „stationsbasierte“ Carsha-
ring: Eine Vermietung sei ab ei-
ner Stunde bis zu mehreren Wo-
chen möglich. Fahrzeugabho-
lung und Rückgabe erfolgten
am selben Standort (= stations-
basiertes Carsharing), Treib-
stoff, Reinigung, Versicherung
und Wartung seien im Mietpreis
bereits enthalten. Die bedarfs-
gerechte Fahrzeugflotte er-
strecke sich vom City-Flitzer
über 9-Sitzer bis Kastenwagen.
Darüber hinaus vernetze die
SWA Fahrinfo App bisherige
Mobilitätsangebote. Haltestel-
len, Bike- und Carsharing-Sta-
tionen werden in einer Karten-
ansicht dargestellt. Insgesamt
handle es sich, so Biedermann,
um ein ÖPNV-gerechtes Zu-
satzprodukt zu den bestehenden
Buchungs-Apps. DK

Stadtwerke Bad Reichenhall KU und Süd IT AG:

Signal für die Branche
Frühe Zertifizierung gemäß IT-Sicherheitskatalog der Bundesnetzagentur

Die Stadtwerke Bad Reichenhall gehen mit ihrem Partner Süd
IT beim Schutz sensibler Infrastrukturen voran. Bereits 
18 Monate nach Veröffentlichung des neuen IT-Sicherheitska-
talogs durch die Bundesnetzagentur sind damit deren an-
spruchsvolle Anforderungen erfüllt. 

Kernstück des Zertifizierungs-
projektes waren der Aufbau und
Betrieb eines Informationssicher-
heits-Managementsystems
(ISMS) nach ISO/IEC 27001 so-
wie ISO/IEC TR 27019. Damit
setzt der kommunale Versorger
Standards bei Sicherheit, Risi-
komanagement, Prävention und
Krisenreaktion. Darüber hinaus
ermöglicht die gesteigerte Trans-
parenz der Betriebsprozesse und
Arbeitsabläufe den Stadtwerken,
die Produktivität und Kosteneffi-
zienz ihrer Leistungen für den
Bürger zu steigern. Die Energie-
wirtschaft verfügt damit über ein
belastbares Modell, um die
Rechtskonformität sensibler An-
lagen bis zum 31.01.2018 nach-
zuweisen. 

Vorgaben effizient erfüllen

Insgesamt erstreckte sich das
Zertifizierungsprojekt von dem
ersten Projekttreffen über Vorbe-
reitung, Implementierung sowie
Vor- und Abschlussaudits über elf
Monate. Süd IT Vorstand Dr. Ste-
fan Krempl erläutert: „Wir haben
zusammen mit den Branchenver-
bänden KOV und PEG ein spe-
ziell für mittelständische Energie-
versorger zugeschnittenes Projekt-
vorgehen erarbeitet. Damit können
die Netzbetreiber die Vorgaben der
Bundesnetzagentur effizient erfül-
len und gleichzeitig von den Vor-
teilen eines ISMS profitieren.“

Traditionell legen die Stadtwer-
ke Bad Reichenhall großen Wert
auf eine starke Absicherung ihrer
Versorgungsleistungen. Auf Basis
der hohen personellen und techni-
schen Sicherheitskompetenz hat
das Unternehmen die Initiative
ergriffen und die Zertifizierung
aktiv vorangetrieben, wie Jörg
Schmitt, Vorstand der Stadtwerke
Bad Reichenhall, ausführt: „Die
Umsetzung des IT-Sicherheitska-
talogs ist für uns keine bloße
Pflichtübung: Wir haben die Zer-
tifizierung in erster Linie als

Chance gesehen, einen dynami-
schen Schutz für unsere Ge-
schäftsmodelle zu implementie-
ren, damit wir auch auf unvorher-
gesehene Gefahrenlagen schnell
und richtig reagieren können. Der
methodische Ansatz und die gute
Zusammenarbeit mit der Süd IT
hat es uns ermöglicht, dieses Ziel
mit weniger Zeit- und Budgetein-
satz als geplant zu erreichen. Ge-
meinsam haben wir ein ISMS
eingeführt, das unsere Gefahren-
abwehr stärkt und auch betriebs-
wirtschaftlich einen Mehrwert in
Form von umfassender Prozess-
kontrolle und Workflow-Opti-
mierung liefert.“

TÜV Rheinland führte das ab-
schließende Audit (Prüfverfahren)
bei den Stadtwerken Bad Rei-

chenhall durch. Dieses Audit war
zugleich Bestandteil des Verfah-
rens, das TÜV Rheinland erfolg-
reich absolvieren muss, um die
Akkreditierung für den IT-Si-
cherheitskatalog zu erhalten.
Nach Abschluss der noch ausste-
henden Anerkennung durch die
Deutsche Akkreditierungsstelle
(DAkkS) fungiert der TÜV
Rheinland als Prüforganisation
für Gas- und Stromnetzbetreiber
und darf Prüf- und Zertifizie-
rungsverfahren nach dem IT-Si-
cherheitskatalog der Bundes-
netzagentur durchführen. Dazu
Ralph Freude, Head of Business
Line ICT bei TÜV Rheinland:
„Im Hinblick auf die Fristsetzung
zum 31. Januar 2018 ist es 
uns wichtig, Energieversorgern
schnell als Prüfdienstleister zur
Verfügung zu stehen. Wir haben
für unsere DAkkS-Akkreditie-
rung dieses Projekt der Süd IT
ausgewählt.“ 

Digital Government Barometer 2016: 

Ausbaufähiges
eGovernment

Die digitale Transformation im öffentlichen Sektor beschäftigt
Gremien und Planungsstäbe über alle Verwaltungsebenen hin-
weg. Doch wie beurteilen die Bürgerinnen und Bürger den Ist-
Zustand und geplante Entwicklungen im E-Government?
Kommt die Verwaltungsdigitalisierung in den als wichtig emp-
fundenen Bereichen voran? Eine repräsentative Umfrage, die
im Auftrag des IT-Beratungsunternehmens Sopra Steria
durchgeführt wurde, vergleicht den Ist-Zustand und geplante
Entwicklungen im E-Government mit den Erwartungen und
Wünschen der Menschen. 

4.000 Personen aus Deutsch-
land, Frankreich, Großbritanni-
en und Norwegen wurden in
Online-Panel-Interviews be-
fragt. Deutschland schneidet
eher schlecht ab: Nur gut die
Hälfte der Befragten hält das
Niveau der Verwaltungsdigitali-
sierung allgemein für „fortge-
schritten“, in einigen Teilberei-
chen ist die Zustimmung weit
geringer.

Bemerkenswert an den deut-
schen Ergebnissen ist die ver-
gleichsweise hohe Variabilität in
der Einschätzung des digitalen
Fortschritts bezogen auf verschie-
dene Verwaltungsbereiche: Als
digital weit fortgeschritten wird in
der Bundesrepublik zum Beispiel
die Finanzverwaltung mit der
Möglichkeit zur Online-Abgabe
der Einkommensteuererklärung
wahrgenommen. Im Gegensatz
dazu gelten Justiz und Polizei bei
den Bürgern bislang als digitale
Nachzügler innerhalb der staatli-
chen Verwaltung. 

Vorteile digitaler
Online-Dienste

Eine überwältigende Mehr-
heit der Bevölkerung erwartet
von ihrer Verwaltung einen zü-
gigen Ausbau digitaler Service-
angebote: In Deutschland wären
83 Prozent der Befragten sogar
bereit, alte Gewohnheiten im
Umgang mit Behörden zu än-
dern, wenn sie im Gegenzug ihre
Verwaltungsangelegenheiten on-
line erledigen könnten. Als größ-
te Vorteile digitaler Online-Dien-
ste nannten 51 Prozent der deut-
schen Studienteilnehmer Zeiter-
sparnis und 48 Prozent die Unab-
hängigkeit von Sprech- und Öff-
nungszeiten dank 7 mal 24 Stun-
den Zugriffsmöglichkeit via In-
ternet. Weitere 45 Prozent erhof-
fen sich von der Verwaltungsdigi-
talisierung den Wegfall von
Behördengängen sowie Anrufen
bei Ämtern.

Gut ein Drittel der deutschen
Teilnehmer nutzt bereits heute
Online-Angebote der öffentli-
chen Verwaltung. Die Nut-
zungsfrequenz jedoch ist noch
relativ gering: Nur fünf Prozent
greifen wöchentlich, neun Pro-
zent einmal im Monat und jeder
fünfte halbjährlich auf digitale
Dienste von Ämtern und Behör-
den zu. Zwei Drittel der Befrag-
ten aus der Bundesrepublik ge-
ben eine Nutzungshäufigkeit
von einem Mal im Jahr oder
noch seltener an.

Partielle Unsicherheiten

Aber auch partielle Unsi-
cherheiten gegenüber öffentli-
chen Online-Diensten treten in
der Studie zutage: So sehen
sich hierzulande nur 43 Pro-
zent der Befragten in der Lage,
digitale Serviceangebote auto-
nom und ohne fremde Hilfe zu
nutzen. Jeder zweite deutsche
Studienteilnehmer beherrscht den
Umgang mit öffentlichen Online-
Diensten weitgehend selbststän-
dig, ist jedoch sporadisch auf Hil-
fe angewiesen. Sieben Prozent
hingegen haben hierbei nach ei-
genem Bekunden ohne Hilfe
Schwierigkeiten. 

Wie können die verantwortli-
chen Verwaltungseinheiten in
Deutschland am besten Hilfe-
stellung leisten? Durch leicht

verständliche Artikel und Leit-
fäden im Internet, meinen 34
Prozent der Befragten. Durch
eine rund um die Uhr erreichba-
re Hotline, sagen 30 Prozent,
während 23 Prozent Unterstüt-
zung via Instant Messaging und
Chats begrüßen würden.

Einheitliches Portal

Drei Viertel der bundesdeut-
schen Bevölkerung wünschen
sich ein einheitliches Verwal-
tungsportal mit nur einmaligem
Transfer gleichbleibender Da-
ten. Rund vier von fünf Bürgern
wollen via Internet auf öffentli-
che Services zugreifen und
Behörden via E-Mail oder Onli-
ne-Formulare jederzeit kontak-
tieren können. Gut zwei Drittel
meinen, die öffentliche Verwal-
tung sollte mit unterschiedli-
chen Geräten über verschiedene
digitale Kanäle erreichbar sein.
Der Erfüllungsgrad dieser Er-
wartungen wird in der Bundes-
republik signifikant schlechter
bewertet als in den anderen drei
Ländern.

Wunsch nach
Vereinfachung

Der Gesundheitssektor ran-
giert in der Bevölkerung aller
vier untersuchten Länder unter
den Top 3 der Digitalisierungs-
prioritäten. Nach Ansicht von
46 Prozent der deutschen Teil-
nehmer sollte die Digitalisie-
rung von Verwaltungsabläufen
inklusive Online-Kontaktmög-
lichkeit vor allem bei Perso-
nenstandsangelegenheiten vor-
angetrieben werden. Auf Platz
zwei und drei der Prioritätenli-
ste aus Bürgersicht folgen in
der Bundesrepublik die Steuer-
verwaltung mit 37 Prozent und
das Gesundheitswesen mit 31
Prozent. 

Viele Verwaltungsabläufe
sollten aus Sicht der Bürger 
vereinfacht werden. In Deutsch-
land nennen 46 Prozent der Stu-
dienteilnehmer in diesem Kon-
text die Erneuerung des Perso-
nalausweises oder Reisepasses.
34 Prozent wünschen sich eine
Vereinfachung bei der Einkom-
mensteuerklärung und 32 Pro-
zent bei Anträgen auf staatliche
Leistungen. Weitere Vereinfa-
chungswünsche beziehen sich
in der Reihenfolge ihrer Häufig-
keit auf Rentenanträge, die Job-
suche und die Inanspruchnahme
medizinischer Behandlungen
sowie auf die Meldung eines
Sterbefalls.

Verwaltungsdigitalisierung

Für einen Großteil der Bevöl-
kerung hat die Verwaltungsdigi-
talisierung nicht nur auf natio-
naler, sondern auch auf europäi-
scher Ebene Priorität. 60 Pro-
zent der Befragten in der Bun-
desrepublik glauben, dass On-
line-Services für Bürger auch
von Behörden der Europäi-
schen Union angeboten werden
sollten. Inhaltlich wäre aus
Sicht der deutschen Teilnehmer
die europäische Verwaltungsdi-
gitalisierung hauptsächlich in
den Bereichen Jobsuche (34
Prozent), Personenstandsfra-
gen (34 Prozent) sowie Justiz
und Polizei (31 Prozent) loh-
nenswert. DK

Stadt Ingolstadt startete
mit EinsA ins Jahr 2017

Die Stadt Ingolstadt führte zum Jahreswechsel das Anwen-
dungsverfahren EinsA für die Durchführung der Einbürge-
rungs- und Staatsangehörigkeitsverfahren ein. Damit ist
der „Lückenschluss“ zwischen den beiden seit vielen Jahren
eingesetzten Fachverfahren OK.EWO und OK.VISA her-
gestellt.

Bislang behalf sich die bayerische Großstadt mit über
130.000 Einwohnern mit Excel-Tabellen und Word-Dokumen-
ten, um die Bearbeitung der rund 300 Einbürgerungsanträge
und etwa 50 staatsangehörigkeitsrechtlichen Vorgänge pro Jahr
zu bewerkstelligen. 

Geringerer Erfassungsaufwand

Nicht zuletzt aufgrund der Notwendigkeit, jedes abgeschlossene
Verfahren an das EStA-Register beim Bundesverwaltungsamt mel-
den zu müssen, war die bisherige Arbeitsweise nicht mehr zeit-
gemäß. Mit Hilfe von EinsAkönnen die vier Mitarbeiter des Amtes
für Staatsangehörigkeits- und Ausländerangelegenheiten nicht nur
alle erforderlichen Dokumente direkt aus dem Fachverfahren her-
aus erzeugen, auch der Erfassungsaufwand reduziert sich erheb-
lich, beginnend mit der Datenübernahme aus OK.VISAbis hin zur
abschließenden Meldung an das EStA-Register und das Statisti-
sche Landesamt. Komplettiert wird die Lösung durch eine elektro-
nische Aktenführung. 



16.02. 2017 EDV . IT . DIGITALISIERUNGGZ 7

www.lfa.de

Bayerns Kommunen stehen vor großen Herausforderungen. Als Förder-
bank für Bayern finanzieren wir Investitionen in den Ausbau der Breitband-
technologie genauso wie klassische kommunale Projekte. Gerne beraten 
wir Sie, wie Sie mit unseren zinsgünstigen Darlehen Ihre Region fit für die 
Zukunft machen. Tel. 0800 - 21 24 24 0

WIR FÖRDERN 
GLAS UND KLAR

Schnelles Internet in Bayern:

Breitbandausbau
läuft auf Hochtouren

Auf Hochtouren läuft im Freistaat derAusbau von schnellem In-
ternet. In jüngster Zeit haben 19 Gemeinden aus Niederbayern,
51 Gemeinden aus Oberbayern und 14 Gemeinden aus Schwa-
ben Breitband-Förderbescheide aus den Händen von Finanz-
und Heimatminister Dr. Markus Söder sowie Finanzstaatsse-
kretär Albert Füracker erhalten. Außerdem wurden aktuell
Kommunen in Unter- und Mittelfranken sowie der Oberpfalz
bedacht.

„Breitband ist Zukunft. Nur
wo Breitband vorhanden ist,
werden Arbeitsplätze entstehen
und erhalten. Ziel sind hochlei-
stungsfähige Breitbandnetze mit
Übertragungsraten von minde-
stens 50 Mbit/s. Hierfür stellt der
Freistaat Bayern bis zu 1,5 Milli-
arden Euro zur Verfügung - eine
bundesweit einzigartige Summe“,
betonte Söder. „Der Anschluss an
die Datenautobahn stärkt die länd-
lichen Regionen und die Heimat“,
ergänzte Füracker.

Insgesamt rund 8,8 Millionen
Euro Förderung erhielten 19 Ge-
meinden aus Niederbayern. Mit
256 Gemeinden befinden sich
dort 99 Prozent im Förderverfah-
ren. 229 Kommunen wurde in-
zwischen eine Fördersumme von
insgesamt über 97 Millionen Eu-
ro zugesagt. Ein großer Teil der
Fördermittel von maximal rund
216,67 Millionen Euro für Nie-
derbayern ist aber noch offen.
„Investieren Sie weiter in den
zukunftsweisenden Ausbau des
schnellen Internets und schlie-
ßen Sie auch kleine Ortschaften
an“, appellierte Söder.

Oberbayern

51 Gemeinden aus Oberbay-
ern können sich über eine Förde-
rung von insgesamt rund 18,7
Millionen Euro freuen. Mit 464
Gemeinden befinden sich dort
93 Prozent im Förderverfahren.
266 Kommunen wurde inzwi-
schen eine Fördersumme von
insgesamt rund 92,7 Millionen
Euro zugesagt. Ein Großteil der
Fördermittel von maximal rund
365 Millionen Euro für Ober-
bayern ist aber noch offen. 

Mit insgesamt 4,8 Millionen
Euro Förderung wurden 14 Ge-
meinden aus Schwaben bedacht.
Mit 323 Gemeinden befinden
sich dort 95 Prozent im Förder-
verfahren. 191 Kommunen wur-
de inzwischen eine Fördersumme
von insgesamt rund 69,1 Millio-

nen Euro zugesagt. Ein Großteil
der Fördermittel von insgesamt
232,95 Millionen Euro für
Schwaben ist aber noch offen. 

Die Stadt Stadtprozelten und
die Gemeinde Faulbach im
Landkreis Miltenberg erhielten
57.678 bzw. 167.767 Euro För-
derung. Mit 293 Gemeinden be-
finden sich in Unterfranken der-
zeit 95 Prozent im Förderverfah-
ren. 206 Kommunen wurde in-
zwischen eine Fördersumme von
insgesamt mehr als 58,7 Millio-
nen Euro zugesagt. Ein großer
Teil der Fördermittel von maxi-
mal 192,25 Millionen Euro für
Unterfranken ist aber noch offen.

Eine Förderung in Höhe von
177.009 bzw. 777.190 Euro be-
kamen die Stadt Schwabach und
die Gemeinde Rohr im Land-
kreis Roth. Mit 202 Gemeinden
befinden sich in Mittelfranken
96 Prozent im Förderverfahren.
147 Kommunen wurde inzwi-
schen eine Fördersumme von
insgesamt rund 56,4 Millionen
Euro zugesagt. Ein Großteil der
Fördermittel von maximal rund
148,65 Millionen Euro für Mit-
telfranken ist aber noch offen. 

Landkreis Neumarkt

In den Märkten Lupburg und
Breitenbrunn (Landkreis Neu-
markt i. d. OPf.) können nun-
mehr insgesamt rund 900 bis-
lang unversorgte Haushalte die
Datenautobahn mit High-Speed
benutzen. Der Freistaat för-
derte den Breitbandausbau mit
174.753 Euro im Markt Lupburg
und mit 604.910,78 Euro im
Markt Breitenbrunn. In der Ge-
meinde Mühlhausen sind nun-
mehr rund 850 bislang unver-
sorgte Haushalte an das schnelle
Internet angeschlossen. Der Frei-
staat förderte den Breitbandaus-
bau mit 395.600 Euro. 

„Es hat sich viel getan in den
letzten beiden Jahren, auch im
Landkreis Neumarkt“, merkte

Füracker an. Ende 2013 konnten
nur 11,9 Prozent der Haushalte
im Landkreis Neumarkt i. d.
OPf. schnelles Internet nutzen.
Nach zweieinhalb Jahren Breit-
bandinitiative des Heimatministe-
riums können bereits 51,2 % der
Haushalte Bandbreiten von min-
destens 50 Mbit/s nutzen, 66,6 %
sogar mindestens 30 Mbit/s. Der
Landkreis liegt damit weit über
dem Durchschnitt der ländlichen
Regionen in Bayern.

„In zwei Jahren wurden über
23.000 Haushalte im Landkreis
an das schnelle Internet ange-
schlossen“, erklärte Füracker. 18
Kommunen erhielten Förderbe-
scheide über insgesamt 7,6 Mil-
lionen Euro. 8,2 Millionen Euro
stehen den Kommunen noch zur
Verfügung. 

96 % im Förderverfahren

Bayernweit sind über 96 % al-
ler Kommunen im Förderverfah-
ren, über 500 Kommunen durch-
laufen das Verfahren bereits ein
zweites oder drittes Mal. Mini-
ster Söder zufolge starten 1.416
Kommunen  mit einer Gesamt-
fördersumme von über 546 Mil-
lionen Euro in den Breitbandaus-
bau. Viele Gemeinden gehen
mehrfach in das Verfahren, um
schrittweise eine hohe Flächen-
deckung und besonders zu-
kunftssichere Glasfasernetze bis
in die Gebäude zu erreichen. 

In rund 500 Gemeinden sind
erste Ausbauprojekte bereits abge-
schlossen; in über 1000 Gemein-
den laufen aktuell die Baumaß-
nahmen. Allein bei diesen Pro-
jekten werden über 26.000 km
Glasfaserleitungen neu verlegt.
Aktuell werden im Förderverfah-
ren über 580.000 bislang unver-
sorgte Haushalte an das schnelle
Internet angeschlossen, davon
50.000 Haushalte sogar mit Glas-
faser bis ins Haus (FTTB). 

Beratung durch 
Breitbandmanager

Wichtige Hilfe für die Kom-
munen ist die Beratung durch die
Breitbandmanager an den Äm-
tern für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung und das
Bayerische Breitbandzentrum
Amberg. In über 7.500 persönli-
chen Gesprächen und weit mehr
telefonischen Kontakten wurde
jede Gemeinde beraten. Seit
Übernahme der Verantwortung
durch das Heimatministerium
verbesserte sich die Versorgung
mit schnellem Internet bei einer
Bandbreite von mind. 50 Mbit/s
in ländlichen Gemeinden Bay-
erns von unter 16 auf über 32 Pro-
zent der Haushalte. Seit Ende
2013 wurden in Bayern über
900.000 Haushalte an das schnel-
le Internet angeschlossen.

Eine besondere Herausforde-
rung beim Ausbau des schnellen
Internets sind Kommunen mit
sehr vielen Streusiedlungen. Da-
her sollen diese Gemeinden bei
künftigen Ausbauprojekten zu-
sätzlich mit einem „Höfebonus“
unterstützt werden. Dazu wird
der, je nach Finanzkraft gestaf-
felte, Fördersatz für künftige
Projekte auf 80 Prozent angeho-
ben und der Förderhöchstbetrag
erhöht. Voraussetzung dafür ist,
dass die Gemeinde bereits einen
Förderbescheid zu bisherigen
Konditionen erhalten hat und ei-
nen großen Teil ihres Förder-
höchstbetrags so abgerufen hat.
Kommunen, die bereits bisher
einen Fördersatz von 90 Prozent
hatten, behalten diesen. Ein be-
sonderer Fokus beim Höfebonus
liegt auf einem hohen Anteil di-
rekter Glasfaseranschlüsse in die
Gebäude (FTTB). Details werden
noch mit den kommunalen Spit-

zenverbänden und dem ORH 
abgestimmt. Der Höfebonus
wird innerhalb des 1,5-Milliar-
den-Euro-Rahmens bleiben, weil
andere Gemeinden ihren Förder-
höchstbetrag nicht ausschöpfen.
Keine Kommune muss mit einer
Kürzung ihres Förderhöchstbe-
trages rechnen. 

Unternehmen benötigen jetzt
schon direkte Glasfaseranschlüs-
se und höhere Bandbreiten als 
30 Mbit/s, damit sie im globalen
Wettbewerb nicht den Anschluss
verlieren. Nach EU-Vorgaben ist
eine Förderung bisher nicht
zulässig, wenn ein Gebiet bereits
mit 30 Mbit/s erschlossen ist,
weil diese Geschwindigkeit laut
EU als „schnelles Internet“ gilt.
Gewerbebetriebe benötigen aber
oft höhere, auch symmetrische,
Bandbreiten. Die EU-Kommis-
sion muss also ihre restriktiven
Leitlinien aus dem Jahr 2013 drin-
gend anpassen. Bis dies geschieht,
will der Freistaat laut Söder eine
pilothafte „Gigabit-Förderung“
angehen und in ausgewählten Ge-
werbegebieten den Ausbau von
Glasfaserleitungen bis in die Ge-
bäude unterstützen“. Erreichbar
sein sollen Geschwindigkeiten
von 1.000 Mbit/s und mehr. 

Ausgewählte 
Pilotgemeinden

In allen Regierungsbezirken ist
der Freistaat in Gesprächen mit
ausgewählten Pilotgemeinden:
Ebersberg, Oberbayern; Hut-
thurm, Niederbayern; Biessenh-
ofen, Schwaben; Neutraubling,
Oberpfalz; Kulmbach, Oberfran-
ken; Kleinostheim, Unterfranken,
Kammerstein, Mittelfranken. Im
nächsten Schritt wird das Vorge-
hen mit der EU Kommission mit
dem Ziel abgestimmt, noch im
Jahr 2017 eine Genehmigung
aus Brüssel zu erhalten. DK

Sonderförderprogramm
Mittelstand des BMVI

Das Bundesverkehrsministerium hat das mit einem Volumen
von 350 Millionen Euro ausgestattete „Sonderförderpro-
gramm Mittelstand“ vorgestellt. Damit will das Ministerium
den Ausbau mit Gigabit-Glasfaser-Anschlüssen bislang un-
terversorgter Gewerbe-/Industriegebiete sowie Häfen voran-
bringen. 

Die Mindestgeschwindigkeit
der Anschlüsse muss dabei min-
destens 1 GBit/s im Up- und
Downstream (= symmetrische
Bandbreite) erreichen. Die Ver-
gabe der Fördermittel erfolgt im
so genannten Windhundverfah-
ren. Die maximale Fördersum-
me je Projekt beträgt 1 Million
Euro. Um Fördermittel erhalten
zu können, müssen 80 Prozent
der Grundstückseigentümer im
jeweiligen Gewerbe-/Industrie-
gebiet eine Eigenbeteiligung in
Höhe von 2.000 Euro leisten.
Das neue Sonderförderpro-
gramm ist Teil des Bundesför-
derprogramms und mit den För-
derprogrammen der Länder
kombinierbar.

Lob von BREKO

Der BREKO begrüßt grund-
sätzlich die neu geschaffene För-
dermöglichkeit, da sie dazu bei-
tragen kann, die Digitalisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft
voranzutreiben und Deutschland
auf dem Weg in die Gigabit-Ge-
sellschaft auf diese Weise weiter
voranzubringen. Ob die obliga-
torische Eigenbeteiligung der
Attraktivität des Förderpro-
gramms im Wege stehen wird,
wird sich in den kommenden
Monaten zeigen. 

„Die Digitalisierung unseres
Landes mit Glasfasernetzen als
Basisinfrastruktur sichert Deutsch-

land Wachstum und Wohlstand“,
sagt BREKO-Geschäftsführer Dr.
Stephan Albers. „Gerade in Hin-
sicht auf die Anbindung von
Unternehmen mit ultraschnellen
Glasfaseranschlüssen besteht
dringender Handlungsbedarf,
den die Bundesregierung mit
ihrem klaren Fokus auf Glasfa-
ser bis direkt zu den Unterneh-
men erkannt hat. Weitere För-
dermittel für die Digitalisierung
der Wirtschaft werden auch in
den kommenden Monaten und
Jahren einen wichtigen Bau-
stein auf dem Weg in die Giga-
bit-Gesellschaft darstellen.“

Kritisch sieht der BREKO un-
terdessen, dass Unternehmen in
so genannten Nahbereichen rund
um die bundesweit knapp 8.000
Hauptverteiler nicht von der neu-
en Fördermöglichkeit profitieren
können: Denn in solchen Berei-
chen ist eine Förderung nachhal-
tiger und zukunftssicherer Glasfa-
seranschlüsse aufgrund der Vec-
toring-II-Entscheidung der Bun-
desnetzagentur nicht möglich.
Nach Ansicht des führenden deut-
schen Glasfaserverbands sollte
keine Unterscheidung zwischen
Nahbereichen und allen anderen
Gebieten gemacht werden. Viel-
mehr sollten auch Unternehmen,
die ganz oder teilweise in Nahbe-
reichen liegen, zur Sicherung ih-
rer Wettbewerbsfähigkeit von der
neuen Bundesförderung profitie-
ren können. 

LfA Förderbank Bayern:

Gründungs- und 
Wachstumsfinanzierung 

wird noch attraktiver
Die bayerische Mittelstandsfinanzierung über die LfA För-

derbank Bayern wird noch attraktiver. Im Bereich Gründung
und Unternehmensnachfolge sowie in der Wachstumsfinanzie-
rung muss ab sofort nur noch ein Antrag pro Vorhaben gestellt
werden, um eine Finanzierung von bis zu 100 Prozent zu erhal-
ten. Die Finanzierung bietet weitere erhebliche Vorteile: Der
maximale Kreditbetrag beläuft sich auf 10 Millionen Euro. Bis
zu einer Darlehenshöhe von 2 Millionen Euro (bisher: 1,5 Mil-
lionen Euro) kann die LfA 70 Prozent (Gründung) bzw. 60 Pro-
zent (Wachstum) des Kreditrisikos bei Bedarf durch eine Haf-
tungsfreistellung übernehmen. Der Zinssatz startet aktuell bei
1,0 Prozent. Darlehenslaufzeiten und Zinsbindungen sind bis
zu 20 Jahren möglich.

„Gründer und mittelständische Unternehmen sind der Motor
der bayerischen Wirtschaft. Mit dem verbesserten Förderangebot
der LfA können neue Geschäftsideen und Zukunftsinvestitionen
noch einfacher verwirklicht werden. Unternehmen profitieren so
von einer unbürokratischen und raschen Finanzierung zu langfri-
stig günstigen Konditionen“, so Bayerns Wirtschaftsministerin und
LfA-Verwaltungsratsvorsitzende Ilse Aigner.

Dr. Otto Beierl, Vorstandsvorsitzender der LfA, ergänzt:
„Förderung muss einfach, schlank und flexibel sein. Deshalb
haben wir unsere Gründungs- und Wachstumsförderung neu
aufgestellt. Pro Vorhaben ist ab sofort nur noch ein Antrag not-
wendig und das bei sehr attraktiven Konditionen. Das ist eine
deutliche Verbesserung für den bayerischen Mittelstand und die
Hausbanken.“
Informationen zu den Finanzierungsmöglichkeiten bietet
die LfA-Förderberatung: Telefon 0800 / 21 24 24 0 (kosten-
frei), www.lfa.de 
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Auch auf dem Land mit Highspeed
im Internet unterwegs.

 ein 
neuer 
 Heimvorteil

breitbandausbau@m-net.de

Jahre
   M-net  

Highspeed-Internet in der
ESKARASport + Kulturarena
E-Mails abrufen, Fakten recherchieren oder Notizen in der
Cloud speichern. Wer heute eine Tagung besucht, erwartet ei-
nen schnellen und zuverlässigen Internetzugang. Damit auch
die Gäste der ESKARA Sport + Kulturarena in Essenbach mit
ihren Laptops und Smartphones ins Netz kommen, bietet der
Hausherr künftig Highspeed-Internet per WLAN. 

Die ESKARA Sport + Kultur-
arena in Essenbach ist ein belieb-
ter Veranstaltungsort in Nieder-
bayern. Regelmäßig finden hier
Sport- und Kulturveranstaltun-
gen statt, die für eine volle Halle
sorgen. Daneben buchen Fir-
men, Vereine und Verbände die
Arena, um sie für Tagungen,
Versammlungen und Messen zu
nutzen.

Veränderte 
Erwartungshaltung

„Die Erwartungen der Teil-
nehmer solcher Veranstaltungen
haben sich in den vergangenen
Jahren verändert“, weiß ESKA-
RA-Geschäftsführer Antonio
D’Auria. „Was die Grundaus-
stattung der Halle angeht, so ist
ein schneller Internetzugang per
WLAN für die meisten heute
ganz selbstverständlich.“ Er ist
froh, dass er seinen Kunden
künftig genau das anbieten kann:
Highspeed-Internet mit einer

Bandbreite bis zu 300 Megabit
pro Sekunde.

Mit dem modernen Glasfaser-
netz, das die Gemeinde und der
Telekommunikationsanbieter M-
net vor wenigen Jahren in Essen-
bach aufgebaut haben, ist die 
ESKARA Sport + Kulturarena
gleich über zehn Zugangspunkte
verbunden. Zwei dieser soge-
nannten Access Points werden
dauerhaft von M-net gesponsert.
Die Anbindung ermöglicht, dass
ein stabiles und schnelles
WLAN-Netz in der Haupthalle,
dem Foyer und im Tagungsbe-
reich zur Verfügung steht. „Ich
freue mich, dass wir mit Unter-
stützung unseres strategischen
Partners M-net künftig eine erst-
klassige digitale Infrastruktur an-
bieten können. Das macht uns als
Tagungsort noch attraktiver“,
freut sich ESKARA-Chef Anto-
nio D’Auria.

Noch vor wenigen Jahren
verfügte die ESKARA Sport +
Kulturarena, genau wie alle an-
deren Häuser in Essenbach, nur
über langsame, instabile DSL-
Leitungen. Da kein Telekom-
munikationsanbieter von sich
aus den Breitbandausbau voran-
treiben wollte, nahm die Ge-
meinde die Sache selbst in die
Hand. Nach einer Vorvermark-
tung entschied sie 2013, in ei-
nem bis dahin einzigartigen
Projekt ein eigenes Glasfaser-
netz bis in die einzelnen Gebäu-
de hinein zu verlegen. 

Mit dem regionalen Telefon-
und Internetanbieter M-net fand
Essenbach einen zuverlässigen
Partner und Betreiber des Netzes.
Heute stehen den Einwohnern lei-
stungsfähige Telefon- und Inter-
netanschlüsse mit Bandbreiten bis
zu 300 Mbit/s zur Verfügung so-
wie ein umfangreiches TV-Ange-
bot mit über 100 (HD-)Sendern
und zahlreichen Extrafunktionen
zur Verfügung. 

Bayerischer Datenschutzbericht:

Brennpunkt Digitalisierung 
Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz, Dr. Tho-
mas Petri, hat seinen Tätigkeitsbericht für die Jahre 2015/2016
vorgestellt. Darin sind neben den Grundsatzthemen Neuordnung
des Europäischen Datenschutzrechtsrahmens und Videoüberwa-
chung in Bayern eine Vielzahl von Beiträgen zur Gesetzgebung,
zu Bürgerbeschwerden und zu Prüfungen bei bayerischen öffent-
lichen Stellen enthalten.

Einen Prüfungsschwerpunkt
hat wie in den vergangenen Jah-
ren die Videoüberwachung in
Bayern gebildet. Bei der Über-
prüfung von Videoüberwa-
chungssystemen in bayerischen
öffentlichen Krankenhäusern
stellte er einige Unsicherheiten
hinsichtlich der rechtlichen und
technischen Rahmenbedingun-
gen fest. Zahlreiche Anfragen be-
trafen die Videoüberwachung in
staatlich und kommunal betriebe-
nen Unterkünften für Asylsu-
chende. Zum Schutz der Bewoh-
nerinnen und Bewohner dieser
Unterkünfte könne Videoüberwa-
chung zulässig sein, so der Daten-
schutzbeauftragte. 

Videoüberwachung

Unter welchen Voraussetzungen
öffentliche Schulen Videoüberwa-
chungsanlagen betreiben dürfen,
hat das bayerische Landesrecht
Petri zufolge detailliert geregelt.
Eine Schule nahm auf dem Schul-
gelände zahlreiche Kameras in
Betrieb, so auch im Kollegstufen-
café. Von dort wurden die Bilder
direkt auf einen Monitor im Ein-
gangsbereich der Schule übertra-
gen, sodass alle Besucher des
Schulgebäudes das Geschehen im
Kollegstufencafé „live“ mitverfol-
gen konnten. Weder der Kamera-
standort noch die per „Fernsehen“
bewirkte soziale Kontrolle ent-
sprachen allerdings den rechtli-
chen Vorgaben. Gleichwohl berief
sich die Schulleitung darauf, auf
diese Weise aufsichtführendes
Personal einsparen zu können.
„Auf meine Intervention hin
konnte das Kultusministerium die
Schule mit einigem Nachdruck
schließlich zum Einlenken bewe-
gen; letztlich wurden alle Kame-
ras abgebaut“, erklärte Petri.

In einer flächendeckenden Prü-
fung von mehr als 100 Kranken-
häusern und Krankenhausverbün-
den untersuchte er zudem deren
Outsourcing-Aktivitäten insbe-
sondere hinsichtlich des Scannens
und Archivierens von Klinikun-
terlagen und der vorhandenen
Entsorgungskonzepte. Dabei
musste er diverse Mängel feststel-
len. Zur Gleichbehandlung öffent-
licher und privater Krankenhäuser
in Bayern erarbeitete der Landes-
datenschutzbeauftragte gemein-
sam mit dem Landesamt für Da-
tenschutzaufsicht einen Leitfaden,
der ausführlich die rechtlichen
Anforderungen darstellt und ver-
schiedene Lösungswege aufzeigt. 

Bei der Prüfung von Apps
bayerischer Behörden - Anwen-
dungen für mobile Telekommuni-
kationsgeräte – stellte Petri fest,
dass vergleichbare Fehler gemacht
werden wie schon vor Jahren bei
der Entwicklung von Webanwen-
dungen. Verantwortliche legten ihr
Augenmerk häufig allein auf
Funktionalität und Design. Daten-
schutz- und Datensicherheits-
aspekte der App und der dahinter-
liegenden Systeme würden hinge-
gen vielfach nicht oder nur unzu-
reichend berücksichtigt. Als Hand-
lungsalternativen blieben den öf-
fentlichen Stellen jetzt nur Nach-
besserungen, eventuell sogar ko-
stenintensive Neuentwicklungen
oder die „Abschaltung“. 

Schleichend bedrohten neue
Technologien das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestim-
mung vieler Bürger. Dazu zählen
Petri zufolge intelligente Wasser-
zähler, die detailliert bestimmte
Verbrauchswerte speichern und
einzelne dieser Daten sogar regel-
mäßig „auf die Straße“ funken.
Der Einsatz solcher Zähler sei aus
diesen Gründen mit erheblichen
datenschutzrechtlichen Proble-
men behaftet. Insbesondere könne
ein Verbrauchsprofil aus den Da-
ten erstellt werden, ohne dass die
Betroffenen dies bemerken. Mit
den zuständigen Staatsministerien
und dem Bayerischen Gemeinde-
tag sei er übereingekommen, dass
für eine Übergangszeit eine Rege-
lung durch kommunale Satzun-
gen (nur) möglich ist, wenn Kun-
den von Wasserversorgungsunter-
nehmen dem Einbau dieser Zähler
widersprechen können. 

Steuerverwaltung

Wesentliche Verbesserungen er-
fuhr der Datenschutz in der
bayerischen Steuerverwaltung.
Ursprünglich hatte ein einziger
gemeinsamer behördlicher Da-
tenschutzbeauftragter alle rund
100 Finanzämter und Außenstel-
len im Freistaat zu betreuen.
„Dies war nicht ansatzweise auf-
gabengerecht“, stellte Petri fest
und ergänzte: „Meine langjähri-
gen Bemühungen um die Bestel-
lung je eines behördlichen Daten-
schutzbeauftragten bei jeder ein-
zelnen bayerischen Finanzbehör-
de hatten im Berichtszeitraum
endlich Erfolg. Für die Steuerbür-
gerinnen und Steuerbürger sowie
für die Finanzamtsbediensteten
stehen nun bayernweit bei allen
Finanzämtern und Außenstellen

datenschutzkundige Ansprech-
personen zur Verfügung, die zu-
dem eine effektive örtliche Da-
tenschutzkontrolle sicherstellen
können.“ 

Fuhrparkmanagement

Großer Beliebtheit erfreuen
sich laut Petri GPS-Ortungssyste-
me im Fuhrparkmanagement. Sie
fänden auch bei bayerischen öf-
fentlichen Stellen zunehmend
Verwendung, etwa in Fahrzeugen
kommunaler Bauhöfe. Die Mitar-
beiterüberwachung durch GPS
berge indes Risiken für die Da-
tenschutzrechte der Bediensteten:
Insbesondere die gewonnenen
Bewegungsprofile könnten näm-
lich auch zur Leistungs- und Ver-
haltenskontrolle genutzt werden.
„Ich habe ausführliche Hinweise
für den Einsatz von GPS-Or-
tungssystemen in Dienstfahrzeu-
gen erarbeitet und dabei hervor-

gehoben, dass die Beschäftigten
nicht einem permanenten Kon-
trolldruck ausgesetzt werden dür-
fen. Eine wichtige Sicherung liegt
hier zudem in der Mitbestim-
mung des Personalrates.“

Recht auf Auskunft

Ende 2015 hat der Gesetzgeber
in das Bayerische Datenschutzge-
setz ein neues allgemeines Recht
auf Auskunft aufgenommen. Der
neue Zugangsanspruch erfasst
Petri zufolge einen weiten Kreis
von Informationen bei einer Viel-
zahl von Behörden im Freistaat,
auch bei den Kommunen. Das
Recht auf Auskunft sei ein wichti-
ger Baustein eines modernen, sei-
ne Verwaltungsabläufe grund-
sätzlich offenlegenden Gemein-
wesens. Die Kontroll- und Bera-
tungspraxis zeige, dass der Aus-
kunftsanspruch zunehmend Be-
kanntheit erlangt. Um dies zu un-
terstützen, hat der Datenschutz-
beauftragte eine Handreichung
„Wie Sie das allgemeine Aus-
kunftsrecht geltend machen“ er-
arbeitet, die auf seiner Homepage
abgerufen werden kann. DK

Münchner CSU und SPD:

Einigung auf Neuorganisation
der städtischen IT

Die Münchner Stadtratsfraktio-
nen von CSU und SPD haben
sich auf Eckpfeiler für die Neuor-
ganisation der städtischen IT ver-
ständigt:

1. Gegründet werden soll ein
eigenes IT-Referat mit einem
dann für die gesamte städtische
IT zuständigen Referenten. Die-
ser soll noch in diesem Jahr seine
Arbeit aufnehmen. Dem zu grün-
denden Referat wird zunächst der
Eigenbetrieb it@M unterstellt.
Die städtischen Referate behalten
eigene IT-Einheiten, die sich je-
doch künftig auf das fachliche
Anforderungsmanagement kon-
zentrieren sollen. Auch soll es
weiterhin an allen großen Stan-
dorten der Stadt einen „Vor-Ort-
Support“ geben, um IT-Ausfälle
so schnell wie möglich zu behe-
ben beziehungsweise im besten
Fall ganz zu vermeiden.

2. Parallel wird die Gründung
einer Betriebs-GmbH geprüft, in
die der Eigenbetrieb überführt
werden soll, sobald die wesentli-
chen Voraussetzungen (u. a. Klä-
rung der Umsatzsteuerpflicht)
vorliegen. Die GmbH bietet die
Voraussetzung für ein flexibleres
Personalmanagement und mehr
unternehmerische Freiheit.

3. Die IT in den Schulen und
Kindertageseinrichtungen soll in
einem ersten Schritt in eine bei
den Stadtwerken München ange-
gliederte GmbH integriert wer-
den. Dies ist sinnvoll, damit den
Bildungseinrichtungen und somit

den Schülerinnen und Schülern
künftig zeitnah gute Lernbedin-
gungen mit Unterstützung von
leistungsfähiger Hard- und Soft-
ware geboten werden können. In
einem zweiten Schritt soll mittel-
fristig eine Umgliederung an die
noch zu gründende Betriebs-
GmbH geprüft werden.

Den beiden großen Rathaus-
fraktionen ist es ein Anliegen,
dass künftig alle städtischen Be-
schäftigten mit nach intern und
extern kompatiblen, modernen
Bürosoftwareanwendungen ar-
beiten. Bis spätestens zum Jahr
2020 soll deshalb ein einheitli-
cher städtischer Standard erarbei-
tet werden. Bis dahin wird es
Aufgabe des neuen IT-Referenten
gemeinsam mit den anderen Re-
feraten sein, geeignete Anwen-
dungsprogramme einzusetzen.

Einheitlicher Standard

Strategisches Ziel muss es zu-
dem sein, dass die städtischen
Anwendungen unabhängig vom
Betriebssystem des Endgerätes
funktionieren. Dies ist auch des-
halb wichtig, weil zunehmend
mobile Endgeräte zum Einsatz
kommen, die weder unter Linux
noch unter Microsoft laufen.

Schon heute läuft der Großteil
der städtischen Fachanwendun-
gen reibungslos und mit einem
guten Service für die Münchne-
rinnen und Münchner. Mit der
Neuorganisation der IT wird die
Voraussetzung geschaffen, künf-
tig eine noch leistungsstärkere,
stabilere und bürgerfreundliche
Verwaltung zu etablieren, die
Dienstleistungen dann auch ver-
stärkt online anbietet, um über-
flüssige Behördengänge zu ver-
meiden.

Stadträtin Kristina Frank, stell-
vertretende Fraktionsvorsitzende
und Sprecherin der CSU-Fraktion
im Verwaltungsausschuss, beton-
te: „Unsere städtische IT muss
einfach funktionieren. Einfach in
jeder Hinsicht: Innerhalb der Ver-
waltung, mit anderen Behörden
sowie mit unseren Bürgerinnen
und Bürgern. Wir alle haben das
Bedürfnis, unsere Kommunikati-
on weiter zu verbessern und die
Arbeit zu erleichtern. Unsere Ent-
scheidung, zunächst ein schlan-
kes IT-Referat zu gründen, schafft
klare Verantwortungsstrukturen.
Der technische Marktstandard
muss dabei auch für die städtische
IT gelten.“

Laut Stadträtin Anne Hübner,
IT-Sprecherin der SPD-Fraktion,
hat sich auch in den vergangenen
Jahren in der städtischen IT schon

Bei Anruf Hilfe – 
und zwar prompt

Gemäß n-tv-Test hat M-net den besten Telefon-Service
Im Auftrag des Nachrichtensenders n-tv hat das Deutsche 
Institut für Service-Qualität (DISQ) den Kundenservice von
zahlreichen Unternehmen unter die Lupe genommen. Dem
führenden regionalen Glasfaser-Anbieter M-net verlieh das
Institut die Note „sehr gut“ für den besten Telefon-Service in
seiner Branche. Während Kunden in vielen Hotlines zu viel
Zeit in Warteschleifen verbringen, ist der telefonische Kun-
denservice bei M-net den Testern zufolge top.

Wie gut ist der Telefon- und E-Mail-Service deutscher Fir-
men wirklich - jenseits der üblichen Werbeversprechen? Das
sollte das Deutsche Institut für Service-Qualität im Auftrag von
n-tv herausfinden und prüfte dazu den Kundenservice von 364
Unternehmen aus verschiedenen Branchen. Grundlage der im
Januar 2017 veröffentlichen Metaanalyse waren über 30 Studi-
en, die das Institut im Vorjahr durchgeführt hatte. 

Mit 81 von maximal 100 Punkten und dem Qualitätsurteil
„sehr gut“ landete der regionale Telekommunikationsanbieter
M-net auf dem ersten Platz in der Rubrik „Bester Service per
Telefon“ unter allen Firmen aus dem Bereich Technik und Te-
lekommunikation. Im Mittelpunkt der Untersuchung standen
unter anderem die Beratungskompetenz, Freundlichkeit und
Verständlichkeit der Mitarbeiter sowie die anfallenden Warte-
zeiten.

Optimierter Kundenservice

„In den vergangenen drei Jahren haben wir unseren Kunden-
service fortlaufend verbessert. Nicht nur die üblichen Kenn-
zahlen belegen das, auch das direkte Feedback unserer Kunden
am Telefon bestätigt uns, dass wir auf dem richtigen Weg sind“,
so Christian Biermann, Leiter des M-net Kundenservice.

Bereits im vergangenen Jahr hat die unabhängige ServiceRa-
ting GmbH den Kundenservice von M-net mit der Note „sehr
gut“ bewertet. Insbesondere die kundenorientierte Beratung
und die persönliche Betreuung stachen bei der Bewertung her-
aus. Der ausgezeichnete Service schlägt sich letztlich auch in
der Unternehmensentwicklung nieder. M-net zählt seit Jahren
zu den am schnellsten wachsenden Telekommunikationsunter-
nehmen in ganz Deutschland. 

vieles in eine gute Richtung ent-
wickelt: „Die Umorganisation
jetzt ist dennoch nötig, auch wenn
wir damit unseren Beschäftigten
erneut eine Veränderung zumu-
ten. Wir brauchen jedoch einen
klaren Verantwortlichen, der Pri-
oritäten setzt und eine Vorstellung
hat, wie eine zukunftsfähige, bür-
gerfreundliche IT aussehen kann.
Vom neuen IT-Referenten erhoffe
ich mir zudem, dass er Entwick-
lungsprozesse verkürzt und die
Kosten für die IT im Auge behält.
Momentan dauert es in vielen
Fällen einfach viel zu lange und
kostet enorm viel Geld, bis wir
Software, die oft als Standardpro-
dukt auf dem Markt verfügbar ist,
bei der Stadt im Einsatz haben.
Das muss sich ändern, damit die
Stadt in einer zunehmend digita-
len Dienstleistungsgesellschaft
konkurrenzfähig bleibt.“ 
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Telekommunikation wird immer schneller. Aber wer bringt die Verbindungen zusammen?

Wir entwickeln und produzieren Infrastrukturkomponenten für Highspeed-Netze. www.langmatz.de

E-Payment für Kommunen
GZ-Interview mit Roland Schmautz, 

Vizepräsident des Sparkassenverbands Bayern
Seit 2015 gilt das Bayerische E-Government-Gesetz zur Um-
setzung von Verwaltungsvereinfachungen und Förderung der
Digitalisierung im kommunalen Verwaltungsablauf. Kommu-
nen, die ihren Bürgern in Online-Serviceportalen Leistungen
anbieten, müssen demnächst auch für eine passende Bezahllö-
sung, das E-Payment, sorgen. Dazu sprach die Bayerische Ge-
meindeZeitung mit Roland Schmautz, Vize-Präsident des
Sparkassenverbands Bayern. 

GZ: Wozu sind die Kommu-
nen tatsächlich rechtlich ver-
pflichtet in Sachen E-Payment
und seit wann? 

Schmautz: Das Bayerische E-
Government-Gesetz von 2015
sieht vor, dass auch „geeignete
elektronische Zahlungsmöglich-
keiten“ vorgehalten werden müs-
sen, wenn eine Kommune ihre
Leistungen online anbietet. Des-
halb reicht es auch nicht, einfach
Überweisungen auf das Konto
der Kommune zu akzeptieren. Es
muss eine Bezahllösung direkt im
Online-Portal implementiert sein.
Derzeit gibt es noch eine Über-
gangsfrist, die endet allerdings
mit dem Jahr 2019.

GZ: Worin liegt denn der
Mehrwert für Kommunen,
wenn sie ihre Fachverfahren
elektronisch zur Verfügung
stellen?

Schmautz: Einmal geht es um
eine effizientere und schnellere
Abwicklung im Rathaus oder
Landratsamt. Da heißt das The-
ma natürlich: moderne, bedarfs-
gerechte Kommune. Und dann
steht über allem der Wunsch nach
Bürgerfreundlichkeit. Denn je di-
gitaler die Bürger unterwegs
sind, desto mehr erwarten sie das
auch von ihrer Kommune, es geht
also um das kommunale digitale
Erscheinungsbild.

GZ: Fragen die Bürger denn
aktiv nach Online-Dienst-
leistungen oder reagieren sie
vor allem auf bestehende Ange-
bote?

Schmautz: Wie überall stellt
sich die Frage, wieviel die Men-
schen bereits über verfügbare
Onlinedienste wissen und  wie
stark sie ihrerseits schon den Dia-
log einfordern. Doch vier von fünf
Deutschen sind heute schon onli-
ne. Irgendwann wird es eine Wel-
le von Erwartungen der Bürger
an das kommunale Online-Ange-
bot geben. Wir Sparkassen ken-
nen das aus eigener Erfahrung
und stehen vor ähnlichen Her-
ausforderungen: Unsere Leistun-
gen werden sowohl in der Ge-
schäftsstelle als auch digital in
der Internetfiliale nachgefragt.
Auch wir haben deshalb unsere
Serviceangebote umgestellt und
entwickeln digitale Lösungen
weiter. Es ist aber zu erwarten,
dass auch die Erwartungshaltung
an die Kommunen wächst. Die
Nachfrage nach Möglichkeiten,
Verwaltungsdienstleistungen on-

line abzuwickeln, steigt sicher
auch dort schneller, wo die räum-
liche Entfernung groß, die Öff-
nungszeiten des Servicebüros be-
schränkt und Wartezeiten lang
sind. Wir Sparkassen begleiten
diese Entwicklung bereits voraus-
schauend und stellen den Kom-
munen die passende Infrastruktur
zur Verfügung. 

GZ: Steht die Entwicklung
von Online-Serviceportalen im
kommunalen Bereich also erst
noch am Anfang?

Schmautz: Es gibt noch einige
Kommunen, die sagen, dass bei
ihnen die Fachverfahren online
nicht nachgefragt werden, dass
ihr Rechenzentrum noch zu weni-
ge Fachverfahren online anbietet,
dass die Kosten für den Betrieb
eines Serviceportals aufgrund 
der geringen Nachfrage unwirt-
schaftlich sind oder auch das
Personal vor Ort ausgelastet sein
muss. 

Doch wir stellen fest, dass die
Zahl der Serviceportale rapide
steigt. Die Meisten bieten auch
bezahlpflichtige Vorgänge in
ihrem Portal an. Und wenn eine
Kommune sich entscheidet, z. B.
die Abwicklung der Meldebe-
scheinigung online zur Verfügung
zu stellen, dann braucht sie auch
ein Bezahlverfahren und da kom-
men dann die Sparkassen ins
Spiel. Wir stellen die Infrastruktur
zum Bezahlen bereit, die von den
bayerischen Kommunen genutzt
wird. Die Sparkassen sind also
sehr nah an den neuen Bedürfnis-
sen der Rathäuser und Land-
ratsämter. 

GZ: Welche Lösung bieten
die Sparkassen den Kommu-
nen im E-Payment?

Schmautz: Wir haben gemein-
sam mit unserem Partner GiroSo-
lution AG das System GiroCheck-
out entwickelt: Eine Bezahllö-
sung, die es den Kommunen ein-
fach macht, online-Bezahlverfah-
ren in ihre Systeme zu integrieren.
Dazu stehen wir in engem Kon-
takt mit den kommunalen Re-
chenzentren AKDB und komuna
GmbH, damit  die Online-Bezahl-
verfahren schnell und unkompli-
ziert an die Serviceportale ange-
dockt werden können. Man kann
sich ein Serviceportal vorstellen
wie ein virtuelles Schaufenster ei-
ner Kommune, in dem die verfüg-
baren Produkte bzw. die Fachver-
fahren präsentiert werden, also
z.B. Kfz-Abmeldung, Meldebe-

scheinigung, Anmeldung einer
Zweitwohnung etc. Dieses Schau-
fenster stellt die AKDB mit dem
Bürgerservice-Portal oder die ko-
muna GmbH mit dem Rathaus
Service-Portal. Einige Kommu-
nen entwickeln auch Eigenlösun-
gen. In jedem Fall brauchen Sie
aber eine Kasse, die schon auf Ihr
Produktangebot abgestellt ist.
Und diese Kasse arbeitet mit
GiroCheckout. 

GZ: Wie sieht das konkret
aus? 

Schmautz: GiroCheckout ist
ein Paket, das funktioniert wie bei
anderen Internetshops. Im Paket
sind verschiedene Bezahlmög-
lichkeiten, aus denen zunächst 
die Kommune und später eben
der zahlende Bürger auswählen
kann: Lastschrift, Überweisung
per giropay, Kreditkartenzahlung
oder künftig auch mit paydirekt.

GiroCheckout ist wie ein Bau-
kasten für das Kassensystem. Der
Bürgermeister legt fest, welche
Bausteine er als Zahlungswege
zulässt. Er kann die passenden
Einzelkomponenten auswählen
oder das Komplettpaket. Wir ha-
ben hier ein „Sonderpaket Kom-
mune“ geschnürt, weil es für uns
wichtig war, alles aus einer Hand
zu bieten, dabei die Betreuung
vor Ort in der Sparkasse zu ge-
währleisten und insgesamt ein
marktgerechtes und attraktives
Preismodell für Kommunen zu
schnüren. Die Rechenzentren be-
stätigen, dass uns all das sehr gut
gelungen ist. 

GZ: Eine Kommune kann 
also einfach eine Komplettlö-
sung einkaufen? 

Schmautz: Ja. Wenn Sie Fach-
verfahren über das „virtuelle
Rathaus“ zur Verfügung stellen
wollen, können Sie auf standardi-
sierte Produkte des eigenen 
Rechenzentrums zurückgreifen
oder selbst entwickeln. In aller
Regel werden die Kommunen
aber auf standardisierte Produkte
zurückgreifen, um effizienter und
kostengünstiger zu arbeiten. Der
Freistaat Bayern hat für diese Lö-
sungen bereits Basisdienste fi-
nanziert, die alle Kommunen
brauchen: Kommunizieren, Ar-
chivieren und eben Bezahlen.
Und diese Bezahlschnittstelle ar-
beitet direkt mit unseren Systemen
zusammen, es fallen keine Zusatz-
kosten für die Implementierung
der Basisdienste an.

GZ: Also ist das kommunale
E-Payment eine große Gemein-
schaftsleistung?

Schmautz: Ja. Damit so etwas
überhaupt umgesetzt werden
kann muss man viele Beteiligte
unter einen Hut bringen. Ein en-
ges Netzwerk aus kommunalen
Spitzenverbänden, den kommu-

nalen Rechenzentren, der Giro-
Solution als technischem Umset-
zungspartner und den Sparkassen
arbeitet hier Hand in Hand. Be-
sonders wichtig sind die Sparkas-
sen vor Ort, die die Kassenleiter
und IT-Mitarbeiter ihrer Kommu-
nen eng betreuen. 

GZ: Wie sicher ist es, das E-
Payment über GiroCheckout
abzuwickeln?

Schmautz: Egal, welchen
Baustein eine Kommune wählt:
Sehr sicher. Alle Verfahren laufen
in deutschen Rechenzentren unter
deutschen Datenschutzbestim-
mungen. GiroCheckout ist eine
Tochter der Sparkassen-Finanz-
gruppe, das steht für Seriosität,
Erfahrung, Vertrauen und Nähe
vor Ort. Der Lösungsanbieter für
die Kommune sitzt nicht im Aus-
land oder ist nicht  nur per Hotli-
ne erreichbar, sondern das ist der
bekannte, vertraute kommunale
Kundenberater der örtlichen
Sparkasse. Wir wissen um den
„Datenschatz“ und daher hat der
Datenschutz bei uns schon lange
Tradition. 

GZ: Man liest jetzt viel über
paydirekt, das demnächst Be-
standteil des GiroCheckout-
Angebots sein wird. Was kann

GZ-Verlegerin Theresa von Hassel (2. v. r.) mit den SVB-
Repräsentanten Andrea Bastian, Roland Schmautz und Eva
Mang (v. l.). 

man sich darunter vorstellen?
Schmautz: Paydirekt ist ein

Online-Bezahlverfahren, bei
dem Sie sich einmalig registrie-
ren und dann ganz einfach unter
Angabe ihrer Email-Adresse und
Ihres Passworts bezahlen können.
Mit der Bezahlversion giropay
hingegen wird man direkt in das
normale Onlinebanking mit PIN-
und TAN-Eingabe geleitet, der

Bezahlvorgang dauert etwas
länger. In beiden Fällen  können
Sie sich auf eine hohe Transakti-
ons- und Datensicherheit verlas-
sen und Sie wissen, dass der
Geldfluss in Deutschland bleibt.
Als Zahlungsdienstleister Nr. 1,
auch wenn es um digitales Bezah-
len in der Kommune geht, legen
die Sparkassen darauf extrem ho-
hen Wert. 

Marktredwitz:

Neues Servicezentrum
eGovernment BayernServer eröffnet

Behördenverlagerungen sind ein wichtiges Instrument aktiver
Strukturpolitik in Bayern. Mit der Verlagerung werden qualifi-
zierte und sichere IT-Arbeitsplätze geschaffen und Wirtschafts-
kraft in die Region gebracht. „Der Landkreis Wunsiedel wird da-
bei zur digitalen Vorzeigeregion. Wir bringen noch mehr digitale
Innovation in den ländlichen Raum. Marktredwitz wird die digi-
tale Werkstatt, die den Paradigmenwechsel in der bayerischen
Verwaltung vollzieht: Vom Blatt zum Byte“, stellte Finanz- und
Heimatminister Dr. Markus Söder bei der Eröffnung des neuen
Servicezentrums eGovernment BayernServer des Landesamts für
Digitalisierung, Breitband und Vermessung in Marktredwitz fest. 

Im Endausbau entstehen dort
25 moderne, hochwertige und zu-
kunftsorientierte IT-Arbeitsplät-
ze. „Das Konzept der Behörden-
verlagerung greift auch beim Per-
sonal. Die bereits tätigen Mitar-
beiter stammen aus der Region“,
teilte Söder mit.

Moderne Plattformen

Das Servicezentrum eGovern-
ment ist Teil des BayernServers.
Der BayernServer betreibt alle
zentralen IT-Systeme für Verwal-
tung und Gerichte in Bayern mit
behördenübergreifend 60.000
Postfächern für staatliche Dienst-
stellen sowie über 3.000 physika-
lische und 8.000 virtuelle Server.
Der BayernServer betreibt das
Bayerische Behördennetz und
bietet moderne Plattformen für
die Speicherung von Dateien mit
einem Datenvolumen von über 
6 Petabyte, was einem Speicher-
volumen von ca. 1,3 Millionen

DVDs entspricht. Der Bayern-
Server entwickelt außerdem indi-
viduelle Softwarelösungen für
den Freistaat. Zu den Standorten
des BayernServers in Mün-
chen, Nürnberg, Augsburg, Re-
gensburg kommt nun neu auch
Marktredwitz hinzu. 

Der Standort Marktredwitz
wird, so Söder, die Fortentwick-
lung der digitalen Verwaltung in
Bayern mitbestimmen, und zwar
über Innovationen für das beste-
hende BayernPortal, dem zentra-
len Zugang zu den Online-Dien-
sten von Staat und Kommunen.
„Unser BayernPortal ist sehr er-
folgreich“, freute sich Söder.
„Rund 1.300 Kommunen sind be-
reits angeschlossen, etwa 250.000
Aufrufe des Portals pro Monat
und über 55.000 Nutzerkonten
zeigen die große Akzeptanz.“ Mit
dem neuen Fördernavi im Bay-
ernPortal findet jeder die passende
Förderung auf einen Klick. Inte-
griert werden alle Förderungen

der Bayerischen Staatsregierung,
zum Beispiel Breitbandförde-
rung, Städtebauförderung oder das
Bayerische Wohnungsbaupro-
gramm. Auch einige Förderungen
von Bund und EU sind abrufbar,
zum Beispiel Elterngeld, BAföG
oder Interreg-Programme. Das
Fördernavi ist ein hilfreicher Weg-
weiser für Wirtschaft, Verwaltun-
gen, Vereine und Privatpersonen.

Ausbauphase
„Antrags-Manager“

Das neue Servicezentrum eGo-
vernment ebnet nun den Weg zur
nächsten Ausbauphase des Bay-
ernPortals, dem „Antrags-Mana-
ger“. Ziel ist, für staatliche und
kommunale Serviceleistungen 
digital zugeschnittene Antrags-
formulare zu entwickeln. Das
Servicezentrum in Marktredwitz
nimmt nun Aufträge von staatli-
cher Seite und kommunaler Seite
entgegen. Die Aufträge von kom-
munaler Seite werden über die
kommunalen Spitzenverbände im
Rahmen des eGovernment-Pakts
gebündelt. Der künftige digitale
Antrag wird im BayernPortal
vom Antragsteller online ausge-
füllt und automatisch sicher an
die richtige Adresse geschickt.
Der Antragsteller muss nicht
mehr selbst nach dem Ansprech-
partner suchen. 
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Online-Handel:

Chancen und Risiken
für Kommunen 

Der Online-Handel boomt. Was vor einigen Jahren noch als
Schreckensszenario für den kleinen lokalen Einzelhandel dar-
gestellt wurde, bringt auch Chancen mit sich und innovative
Versorgungsangebote vor Ort, wie eine aktuelle Publikation
des Planungsverbandes Äußerer Wirtschaftsraum München
aufzeigt.

Die Zunahme des Online-
Handels zieht laut PV vor allem
Veränderungen der Größenord-
nung, Struktur und Qualität des
örtlichen Einzelhandels in den
verschiedenen Lagen (zentrale
Versorgungsbereiche, Randla-
gen, Nahversorgung etc.) nach
sich. Stark ist der Online-Han-
del vor allem in Sortimenten
wie Bekleidung, Elektroartikel
oder Bücher, die auch typische
„zentrenrelevante“ Sortimente
sind und somit einen Großteil
des stationären Handels in zen-
tralen Einkaufsbereichen stel-
len. Kleinstädte mit weniger als
30.000 Einwohnern müssen da-
her mit einem Rückgang des
stationären Einzelhandels rech-
nen. Die Entwicklung hängt je-
doch von der Struktur und Be-

deutung des Einzelhandels vor
Ort und nicht zuletzt von der de-
mografischen Situation ab. Da
in der Region München in fast
allen Gemeinden eine positive
Einwohnerentwicklung beob-
achtet (und prognostiziert) wird,
dürfte hier dieser Effekt schwä-
cher ausfallen, teilt der Pla-
nungsverband mit.

Strukturwandel

Bereits in der Vergangenheit
haben die Innenstädte - auch in
der Region München - einen
großen Strukturwandel durch-
gemacht. Trends wie die Filiali-
sierung und die Verdrängung
kleiner und mittelständischer
Läden durch (inter-)national
tätige Handelsunternehmenso-

wie die Ausweitung von Ver-
kaufsflächen durch Shopping-
Center in Randlagen bzw. „auf
der grünen Wiese“ haben die
Anteile des innerstädtischen
Handels am gesamten Einzel-
handelsumsatz reduziert.

Anforderungsprofile

Für Städte und Gemeinden
bedeutet die Zunahme des Onli-
ne-Handels, dass sich die Kon-
solidierung der Verkaufsflächen
fortsetzt. Innerstädtische Ein-
kaufscenter, gut frequentierte
Bereiche („1A-Lagen“), vor al-
lem in Großstädten, gehören
auch weiterhin zu den Gewin-
nern. Das Interesse von Online-
Händlern, auch stationäre Ge-
schäfte („Flagship-Stores“) zu
eröffnen, könnte sie laut PV so-
gar stärken. Der Flächenbedarf
ist für diese Stores niedriger, da
der Verkauf online stattfinden
soll. Es werden somit ande-
re Anforderungen an Immobili-

en gestellt werden als bisher.
Auf diese Entwicklung rea-

gieren zunehmend die Unterneh-
men im Lebensmitteleinzelhan-
del, die verstärkt kleinflächigere
Ladenformate etablieren. Die
Ansiedlung großflächiger SB-
Warenhäuser in verkehrsgünsti-
gen Randlagen ist zum Erliegen
gekommen. Zudem suchen nun
Online-Händler wie Amazon in
Metropolen Lagerflächen im in-
nerstädtischen Bereich, um mög-
lichst schnell an ihre Kunden lie-
fern zu können. Dies kann eine
stärkere verkehrliche Belastung
der Innenstadt oder städtebaulich
wenig attraktive Architekturen
der Auslieferungshallen zur Fol-
ge haben. Es bietet aber auch
Chancen, wie die Nutzung von
Leerständen. Geschäfte können
sowohl Verkaufsraum für Kon-
sumenten, als auch Lagerfläche
für die schnelle Auslieferung
online bestellter Waren sein.
„Da der stationäre Einzelhandel
weiter zurückgehen wird, soll-
ten Händler verstärkt auf Nut-
zungsmischung und eine Kom-
bination mit gastronomischen
Angeboten achten“, betont der
Planungsverband. 

Nutzungspotenziale

E-Commerce eröffnet ländli-
chen Räumen mit Schwierigkei-
ten in der Nahversorgung auch
Chancen. Zwar gibt es auch für
Lebensmittel schon seit Jahr-
zehnten ein flächendeckendes
Versandangebot (bofrost, Eis-
mann etc.), doch bietet die Digi-
talisierung durch ihre verein-
fachten Bestellmöglichkeiten
zusätzliche und sehr nieder-
schwellige Nutzungspotenziale.
Sie können auch mit stationären
Angeboten, wie der Errichtung
von Abholstationen, gekoppelt
werden.

Online-Handel integrieren

„Die Reaktionsmöglichkeiten
der Kommunalpolitik, insbe-
sondere der Stadt- und Ortspla-
nung auf die Digitalisierung im
Einzelhandel und ihre räumli-
che Auswirkung sind begrenzt“,
heißt es weiter. Empfohlen wird
ein Citymanagement, das den
Online-Handel mit einbezieht.
Geeignet seien integrierte Ein-
zelhandelskonzepte, die genau
die einzelnen Standorte, Flä-
chen und Sortimente untersu-
chen und realistische Ziele,
Strategien und Instrumente zu
ihrer Entwicklung vorschlagen.
Gemeinden sollten zentrale Ver-
sorgungsbereiche bzw. Flächen
der Nahversorgung genau defi-
nieren und, falls nötig, ihre Ge-
schäftsflächen verkleinern.

Sinnvolle Instrumente

Instrumente eines solchen
integrierten Citymanagements
sind: Ausbau der digitalen In-
frastruktur, Förderung des Mul-
ti Channeling durch Informati-
on und Koordination einer ge-
meinsamen Internetplattform
(ggf. mit Verkaufsfunktion),
Aufwertung, Erhalt und markt-
orientierte Umnutzung von Im-
mobilien, auch mit Hilfe staatli-
cher Städtebau-Fördermittel,
Flächen- und Leerstandsmana-
gement, Optimierung eines nut-
zungsgemischten und attrakti-
ven Angebots, Optimierung der
Erreichbarkeit für verschiedene
Zielgruppen der Innenstadt, at-
traktive Gestaltung des öffentli-
chen Raums mit hoher Erlebnis-
qualität.

Fazit: Über eine moderne In-
ternetinfrastruktur und eine in-
tensive Kooperation mit Onli-
ne-Händlern können Kommu-
nen die Nahversorgungssituati-
on auch in ländlichen Räumen
verbessern. Der Trend zur Digi-
talisierung ist nicht aufzuhalten
und erfordert flexible, innovati-
ve Ideen, die eine zufriedenstel-
lende Versorgung vor Ort und
ein attraktives Ortsbild zugleich
sicherstellen. DK

Probleme beim Breitbandausbau in Niederbayern:

Stellungnahme des Vorstands-
vorsitzenden der amplus AG

Teisnach – Für Ärger beim Teisnacher Breitbandanbieter amplus
AG sorgte der von der Deutschen Presseagentur (dpa) ausgesen-
dete Pressebericht über die Vorwürfe des Freie-Wähler-Chefs 
Hubert Aiwanger bezüglich des verzögerten Ausbaus des Breit-
bandnetzes in der Stadt Rottenburg an der Laaber (Landkreis
Landshut).

Christof Englmeier, Vor-
standsvorsitzender der amplus
AG, nimmt dazu wie folgt Stel-
lung: „Es gab eine Verzögerung
beim Breitbandausbau der am-
plus AG in der Stadt Rottenburg
an der Laaber. Die verlängerte
Projektdauer war nicht durch
uns verursacht. Für den geför-
derten Breitbandausbau in die-
ser Kommune sollte bereits vor-
handene Leerrohrinfrastruktur
eines anderen Anbieters genutzt
werden. Das ist gängige Praxis.
Nachdem dieser Anbieter die
Verhandlungen erheblich verzö-
gerte, entschied sich die amplus
AG in Abstimmung mit der
Stadt für eine eigenwirtschaftli-
che Investition in Höhe von
rund einer halben Million Euro,
um die Infrastruktur selbst zu
errichten. Im Herbst 2016 und
noch vor Wintereinbruch konn-
te trotz der Widrigkeiten den
Rottenburger Bürgern so ein

hochmodernes Breitbandnetz
zur Verfügung gestellt werden. 

Während der gesamten Pro-
jektlaufzeit standen die Mitar-
beiter der amplus AG mit den
Vertretern der Stadt in Kontakt:
Der aktuelle Sachstand war der
Stadtverwaltung bekannt.“

Fragwürdige Fakten

Englmeier weiter: „Wir sind
ein regionales Telekommunika-
tionsunternehmen, das die länd-
liche Region nachhaltig fördern
und voranbringen will. Im Ge-
gensatz zu anderen Unterneh-
men investieren wir gerne in
unsere Heimatregion – und nut-
zen dafür auch unkonventionel-
le Wege. Wir finden so für jede
Kommune das individuell pas-
sende Konzept. Aufgrund der
wiederholt veröffentlichten
fragwürdigen Fakten prüfen wir
rechtliche Schritte.“ 

Geretsried entscheidet sich für die
WLAN-Lösung von HOTSPLOTS

Die WLAN-Lösungen der hotsplots GmbH sind in Bayern an
über 5.000 Standorten im Einsatz, immer mehr Kommunen
entscheiden sich jüngst für den Internetzugangs-Spezialisten.
So bietet nun auch die Stadt Geretsried bei München seit Ende
letzten Jahres ihren Bewohnern und Gästen in Zusammenar-
beit mit HOTSPLOTS einen kostenlosen Internetzugang an
den drei Zugangspunkten Rathaus, Stadtbücherei und Se-
niorentagesstätte an.
Laut Geretsrieds Erstem Bürgermeister Michael Müller „ist
WLAN heute längst Stand der Technik, im öffentlichen Raum
leider aber allzu oft noch eine Rarität. Unsere Triebfeder: ein-
fach, frei, schnell und kostenlos ins Internet – besonders an viel
besuchten öffentlichen Plätzen. Damit stärken wir den Stan-
dort, beleben ihn und erhöhen die Aufenthaltsqualität und At-
traktivität, für unsere Bürger und für unsere Gäste.“
Unser Bild zeigt von links: EDV-Leiter Thomas Plathe, Ersten
Bürgermeister Michael Müller und Büchereileiter Björn Ro-
denwaldt. 

Wolfgang Bauer wird
neuer LDBV-Präsident 
Behörde ist zuständig für Vermessung, 
Geobasisdaten und schnelles Internet

Die 1.080 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des Landesam-
tes für Digitalisierung, Breitband und Vermessung erhalten
einen neuen Chef. „Herzlichen Glückwunsch zu Ihrer Be-
stellung zum Präsidenten des Landesamtes“, gratulierte Fi-
nanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder dem Leiten-
den Ministerialrat Wolfgang Bauer anlässlich seiner Bestel-
lung mit Wirkung vom 1. April 2017. 

Wolfgang Bauer, Jahrgang 1970, trat 1998 nach Ablegung der
Großen Staatsprüfung für den höheren vermessungstechnischen
Verwaltungsdienst und für den höheren Flurbereinigungsdienst
bei der damaligen Bezirksfinanzdirektion München in die
Bayerische Vermessungsverwaltung ein. Es folgten Tätigkeiten
am Finanzministerium, der Staatskanzlei und dem Landesamt
für Finanzen. Bauer war Teilnehmer am 20. Lehrgang für Ver-
waltungsführung und leitete seit 2008 verschieden IT-Referate
im Finanzministerium – zuletzt war er für die IT-Strategie, IT-
Sicherheit und IT-Infrastruktur verantwortlich.

Als Präsident des Landesamtes für Digitalisierung, Breitband
und Vermessung tritt er die Nachfolge von Präsident Dr.-Ing
Klement Aringer an, der mit Ablauf März 2017 in den Ruhe-
stand tritt. Söder dankte Bauer für seine bisherige Arbeit im Fi-
nanzministerium und wünschte ihm viel Erfolg für seine neue
verantwortungsvolle Tätigkeit.. 

Digitales Gründerzentrum in Bamberg:

„Netzwerkaktivitäten 
können beginnen“

Das Digitale Gründerzentrum (DGZ) in Bamberg erhält bis zu
1,25 Millionen Euro an Fördermitteln. Überreicht wurde der För-
derbescheid durch Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner per-
sönlich. Oberbürgermeister Andreas Starke und Landrat Johann
Kalb zeigten sich hocherfreut: „Von der erfolgreichen Netzwerk-
arbeit werden sowohl die digitalen Gründer als auch die etablier-
ten Unternehmen profitieren. Bamberg ist der ideale Standort für
das Digitale Gründerzentrum, das ein bedeutender wirtschaftli-
cher Motor für die gesamte Region sein wird.“

Ende Juni 2016 hat die Region
Bamberg den Zuschlag zur Er-
richtung eines Digitalen Gründer-
zentrums und zum Aufbau von
Netzwerkaktivitäten erhalten. Das
Ziel dieser Einrichtung ist es, die
Digitalisierung als treibende Kraft
für die wirtschaftliche Entwick-
lung der Region zu nutzen und da-
mit zukunftsfähig aufzustellen.
Die Region Coburg ist Konsorti-
alpartner des Digitalen Gründer-
zentrums in Bamberg. Dadurch
erhält Coburg bis zu 44 % der
1,25 Millionen Euro, um den digi-
talen Wandel Oberfrankens ge-
meinsam mit Bamberg aktiv mit-
gestalten zu können. 

Die Übergabe des offiziellen
Förderbescheids durch Bayerns
Wirtschaftsministerin Ilse Aigner
fand bei Brose in Bamberg statt.
Der internationale Automobilzu-
lieferer ist Premiumpartner des
Projekts.

Globaler Knotenpunkt

„Brose unterstützt das DGZ
Bamberg und die Aktivitäten in
Coburg, weil sie die digitale
Transformation in der Region be-
schleunigen werden“, erklärte
Volker Herdin, Kaufmännischer
Geschäftsführer bei Brose. Er
wies auf die Bedeutung von
Bamberg als globalen Knoten-
punkt für die Informationstech-
nik, den Einkauf und die Elektro-
nikentwicklung des Familienun-
ternehmens hin. Von Coburg aus
steuert der Automobilzulieferer
seine 60 Standorte weltweit.
„Wir sind sehr daran interessiert,
dass sich starke Partnerschaften
zwischen Wissenschaft, Grün-
dern und erfolgreichen Unter-
nehmen in Oberfranken bilden.
Durch die Arbeit des DGZ ver-
sprechen wir uns auch, hochqua-
lifizierte Mitarbeiter und innova-
tive Dienstleister zu gewinnen“,
betonte Herdin.

„Mit der Förderung über 1,25
Million Euro verleihen wir dem
digitalen Gründergeschehen in
Oberfranken zusätzlichen Schub.

Jetzt können die Netzwerkakti-
vitäten richtig beginnen. Ober-
franken kann im Bereich Digitali-
sierung bereits etliche Erfolge
vorweisen. Mit dem Digitalen
Gründerzentrum erhöhen wir hier
die Dynamik erheblich und das
über die Stadt- und Landkreis-
grenzen hinaus. Dass die Cobur-
ger Netzwerkaktivitäten jetzt ein-
gebunden werden, ist eine erfreu-
liche Nachricht. Das zeigt, dass
die gesamte Region hier an einem
Strang zieht“, so Aigner.

Konversionsgelände

Das Digitale Gründerzentrum
Bamberg entsteht als kombinier-
ter Alt- und Neubau auf dem
Konversionsgelände an der Ecke
Zollnerstraße und Berliner Ring
auf dem Gebiet der ehemaligen
Lagarde-Kaserne. Damit soll ein
digitaler Magnet geschaffen
werden, der in Oberfranken ein-
malig ist und weit über die Re-
gion hinausstrahlt. Dabei wird es
als besonders wichtig angese-
hen, Existenzgründungen zu er-
möglichen und Netzwerke zu
schaffen. Die Unternehmen und
Firmen in der Region sollen ein-
gebunden werden. Starke lobt in
diesem Zusammenhang „die
außergewöhnlich gute Zusam-
menarbeit mit dem Landkreis,
der eine tragende Rolle in dem
Projekt übernommen hat,“ so der
Oberbürgermeister.

Wettbewerbsfähigkeit 
der Region stärken

Landrat Johann Kalb betonte:
„Mit der staatlichen Zuwendung
und den Beiträgen, die die Unter-
nehmer leisten, ist es möglich, ein
funktionierendes Netzwerk auf
dem Gebiet der Digitalisierung
aufzubauen und damit die Wettbe-
werbsfähigkeit der Region nach-
haltig zu stärken.“

Das neue Digitale Gründerzen-
trum wird unter der Leitung der
IGZ Bamberg GmbH, dem beste-
henden Gründerzentrum in der

Kronacher Straße, geführt. Bereits
dort sind rund die Hälfte der an-
sässigen Unternehmen dem Be-
reich IT zuzuordnen. Dank des
Förderbescheids, kann nun mit
den Netzwerkaktivitäten begon-
nen werden. „Das innovative Um-
feld und die große Bereitschaft
der Bamberger Wirtschaft sind
wichtige Bausteine für das Vorha-
ben auf dem Konversionsgelän-
de“, so Oberbürgermeister And-
reas Starke. Er erwartet zudem ei-
nen erheblichen Image- und At-
traktivitätsgewinn für alle Betei-
ligten. „Das Digitale Gründerzen-
trum wird ein bedeutender wirt-
schaftlicher Motor nicht nur für
Bamberg, sondern für die gesamte
Region sein. Wir schaffen hier
Raum für junge Visionäre um
kreativ quer zu denken“. Die Di-
gitalisierung der Welt schreite mit
Siebenmeilenstiefeln voran. Bam-
berg habe mit dem Digitalen
Gründerzentrum die Nase klar mit
vorne.

Gründerland Bayern

Die Förderung der insgesamt
zwölf DGZ geht auf die Initiati-
ve „Gründerland.Bayern“ zurück,
mit der die Bayerische Staatsre-
gierung das Ziel verfolgt, den
Freistaat als treibende Kraft der
Digitalisierung zu etablieren und
zum Gründerland Nummer 1 in
Deutschland zu entwickeln. Die-
se mit 80 Millionen Euro geför-
derte Initiative umfasst ein um-
fangreiches Maßnahmenbündel
zur Unterstützung von Existenz-
gründern. In jedem Regierungs-
bezirk sollen die neuartigen
Gründerzentren innovativen IT-
Start-ups ein ideales Umfeld bie-
ten, um die Möglichkeiten der Di-
gitaltechnik für neue Produkte,
Dienstleistungen und Geschäftsi-
deen auszuloten.

Bis 2020 sollen in das „Grün-
derland.Bayern“ 330 Millionen
Euro fließen, verspricht Bay-
erns Wirtschaftsministerin Ilse
Aigner und appelliert an Grün-
derunternehmen, sich beim Pro-
gramm „Start?Zuschuss!“ zur
Förderung von Unternehmens-
neugründungen im Bereich Di-
gitalisierung zu bewerben. Die-
ses unterstütze Jungunterneh-
mer mit bis zu 36.000 Euro für
einen Zeitraum von einem Jahr.
Die nächste Bewerbungsrunde
startet im Juni 2017. 



16.02. 2017 EDV . IT . DIGITALISIERUNGGZ 11

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Verwaltungsliebling.
Kommunalsoftware powered by SYNERGO®

Verwaltungssoftware muss einfach sein. 

Software soll Menschen entlasten. Genau das machen unsere neuen Fach-

verfahren der Generation SYNERGO®. Übersichtliche Masken und einheit-

liche Bedienkonzepte führen sicher, selbsterklärend und spielend einfach 

durch die einzelnen Bearbeitungsschritte. Mit SYNERGO® lässt die AKDB 

den Verwaltungsarbeitsplatz der Zukunft heute schon Wirklichkeit werden. 

Software, die sich einfach bedienen und administrieren lässt, ist Software, 

die dem Menschen dient.

Orientierungshilfe für
die sichere Kommune 

Am 1. Januar 2018 müssen alle Rathäuser, Landratsämter so-
wie Bezirksämter im Freistaat den Nachweis über ein Infor-
mationssicherheitskonzept erbringen können. Hintergrund
dieser Vorgabe ist Artikel 8 BayEGovG, der die Behörden auf-
fordert, die Sicherstellung ihrer informationstechnischen Sy-
steme zu gewährleisten und zu diesem Zweck entsprechende
Sicherheitskonzepte zu erstellen – und dies unabhängig von
der Größe der Organisation. 

Obwohl es bereits mehrere
Standards gibt, haben Informa-
tionssicherheitskonzepte bisher
keinen flächendeckenden Einzug
in den kommunalen Behördenall-
tag gefunden. Die Innovations-
stiftung Bayerische Kommune
hat angesichts des immer näher
rückenden Stichtags diese Prob-
lematik aufgegriffen und Ende
2016 kostenlos eine Arbeitshilfe
zum Download bereitgestellt, die
bei Ausarbeitung und Umsetzung
eines Informationssicherheits-
konzepts explizit die spezifischen
Belange von Kommunen berück-
sichtigt. 

Die Idee hinter dem Projekt ist,
eine praxistaugliche Hilfe zur
Selbsthilfe für diejenigen Kom-
munen zu schaffen, die nicht über
ausreichende Kapazitäten zur

Einführung und Anwendung an-
derer Standards verfügen. 

Die neue Arbeitshilfe stellt per
se noch kein Konzept für die je-
weilige Kommune dar. „Das In-
formationssicherheitskonzept
gibt es nicht. Tatsächlich unter-
scheiden sich die konkreten Kon-
zepte vergleichbarer Einrichtun-
gen deutlich voneinander“, er-
klärt Sascha Kuhrau, erfahrener
Sicherheitsberater im kommuna-
len Bereich, der das Projekt der
Innovationsstiftung Bayerische
Kommune federführend betreut
hat. „Informationssicherheit be-
trifft immer die gesamte Organi-
sation einer Behörde und bedeu-
tet Arbeit.“

In der Tat ist die Arbeitshilfe so
konzipiert, dass erst nach dem
Durchlaufen der vier Schritte

„Bestandsaufnahme“, „Bewer-
tung“, „Umsetzung“ und „Be-
trieb“ ein Informationssicherheits-
konzept in der Behörde eingeführt
wird. Im Anschluss ist eine regel-
mäßige Überprüfung und Anpas-
sung des Konzepts an sich verän-
dernde Rahmenbedingungen er-
forderlich. 

Kostenfreie Webinarreihe

Um Kommunen den Einstieg
in dieses weitreichende und kom-
plexe Aufgabenfeld zu erleich-
tern, wird die Innovationsstiftung
Bayerische Kommune zusam-
men mit der AKDB im März
mehrere Online-Vorträge als
Orientierungshilfe anbieten. In
der kostenfreien Webinarreihe
„Sichere Kommune - Informa-
tionssicherheitskonzept nach Art.
8 BayEGovG“ informiert Re-
ferent Sascha Kuhrau, worauf bei
der Einführung eines Informati-
onssicherheitskonzepts unbedingt
geachtet werden muss. Des Wei-
teren gibt er wertvolle Tipps zur
richtigen Anwendung der Ar-
beitshilfe sowie Hinweise, in wel-
chen Fällen es sinnvoll ist, exter-
ne Informationssicherheitsberater
zurate zu ziehen. 

Generell sind alle Personen, die
in der kommunalen Verwaltung
am Thema Informationssicher-
heit beteiligt sind, herzlich einge-
laden, an den Webinaren teilzu-
nehmen. Um jedoch den differen-
zierten Bedürfnissen verschiede-
ner Adressaten von Informations-
sicherheit gerecht zu werden,
wird Kuhrau seine Vorträge auf
die unterschiedlichen Hierarchie-

ebenen und Spezialisierungsgra-
de im Bereich Informationstech-
nologie abstimmen. 

Eröffnet wird die Webinarreihe
mit einem Vortrag für die oberste
Führungsebene. Einführung und
Betrieb eines Informationssicher-
heitskonzepts wird nämlich nur
gelingen, wenn die Behördenlei-
tung im vollen Umfang hinter
den Zielen der Informationssi-
cherheit und den dafür notwendi-
gen Maßnahmen steht. Kuhrau
verdeutlicht, dass Informationssi-
cherheit als Strategie aufzufassen
ist, die nicht ohne Weiteres dele-
giert werden kann. 

Anschließend folgen zwei Vor-
träge für Verwaltungsmitarbeiter,
die sich auf fachlicher Ebene mit
Informationssicherheit auseinan-
der setzen werden. Da hierbei ab-
hängig von der Größe der Organi-
sation mit unterschiedlichen fach-
lichen Vorkenntnissen der Teil-
nehmer zu rechnen ist, richtet sich
ein Webinar an IT-Experten mit
umfassendem Know-how und
ein weiteres Webinar an Mitarbei-
ter, die neben anderen Tätigkeiten
in der Verwaltung in begrenztem
Umfang auch mit IT-Aufgaben
betraut sind. 

Die Webinare sind kostenfrei
und dauern jeweils 45 Minuten.
Anmeldung und Informationen
zu den systemtechnischen Teil-
nahmevoraussetzungen sind un-
ter www.akdb.de/webinare zu
finden. 
3. März: Führungskräfte, z.B.
(Ober-)Bürgermeister, Landräte
und Geschäftsleiter
7. März: IT-Leiter, IT-Spezia-
listen sowie weitere am Thema 
Informationssicherheit beteiligte
Mitarbeiter
23. März: Verwaltungsmitarbei-
ter, die u. a. für IT-Aufgaben ver-
antwortlich sind sowie weitere
am Thema Informationssicher-
heit beteiligte Mitarbeiter. 

Bundesweite Behördenauskunft: 

AKDB startete 
Probe-Echt-Betrieb

Das am 1. November 2015 in Kraft getretene Bundesmeldege-
setz (BMG) regelt die automatisierten Abrufe von Meldedaten
durch Behörden, die sogenannten Behördenauskünfte. Mit
Inkrafttreten des BMG können diese bundesweit erfolgen. Auf
dieser Grundlage kann jede Behörde oder sonstige berechtigte
öffentliche Stelle im Rahmen ihrer Aufgabenerledigung Aus-
künfte aus den Melderegistern in allen Bundesländern einholen.

Für die Organisation der bun-
desweiten Behördenauskünfte be-
reiten die Bundesländer eine Ver-
waltungsvereinbarung vor, die
sich derzeit noch in Abstimmung
befindet. Um aber möglichst früh-
zeitig praktische Erfahrungen mit
länderübergreifenden Behörden-
auskünften zu sammeln, haben
Bayern und Brandenburg als erste
Bundesländer am 1. Dezember
2016 einen Probe-Echt-Betrieb
gestartet. In beiden Bundeslän-
dern kommen dabei von der
AKDB realisierte Behördenaus-
kunftssysteme zum Einsatz. 

Die abrufberechtigten Behör-
den und öffentlichen Stellen aus
den beiden Bundesländern kön-
nen ab sofort länderübergreifend
Behördenauskünfte aus den Mel-
deregistern von Bayern und Bran-
denburg einholen. Die Behörden-
auskünfte umfassen – wie im
Bundesmeldegesetz geregelt – die
Auskünfte für Sicherheitsbehör-
den und die einfache Behörden-
auskunft für alle anderen Behör-
den und öffentlichen Stellen. 

Die erwähnte Verwaltungsver-
einbarung regelt insbesondere die
Einrichtung zentraler Stellen in
den Bundesländern für die Durch-
führung bundesweiter Behörden-
auskünfte. Als zentrale Stelle für
den Freistaat Bayern fungiert die
AKDB, die seit dem 1. Juli 2007
erfolgreich das Bayerische Behör-

deninformationssystem BayBIS
betreibt. Den frühzeitigen Start
des Probe-Echt-Betriebes für die
länderübergreifende Behörden-
auskunft ermöglichte die kons-
truktive Zusammenarbeit zwi-
schen der AKDB und dem Bran-
denburgischen IT-Dienstleister
ZIT-BB in Potsdam, der zentralen
Stelle des Landes Brandenburg. 

Die zentrale Stelle ist eine
wesentliche Komponente im Be-
triebsmodell für die bundesweite
Behördenauskunft, die auch als
Präqualifizierung bezeichnet wird.
Alle abrufberechtigten öffentli-
chen Stellen in den Bundesländern
müssen sich jeweils nur einmal bei
der zentralen Stelle ihres Bundes-
landes registrieren. Da die bayeri-
schen Behörden und sonstigen öf-
fentlichen Stellen bereits für Bay-
BIS registriert sind, sind sie auch
für die Einholung von Behörden-
auskünften aus allen anderen Bun-
desländern berechtigt und müssen
für die Präqualifizierung nichts
weiter veranlassen. Das Modell
der Präqualifizierung ist klar struk-
turiert und transparent. Dazu trägt
auch bei, dass für eine sichere und
verlässliche Adressierung der An-
fragen im Endausbau nur die zen-
tralen Stellen der 16 Bundeslän-
der in das Deutsche Verwaltungs-
diensteverzeichnis einzutragen
sind und nicht alle bundesweit ab-
rufberechtigten Stellen. 

Internationale Studie: 

Digitalisierung erfordert
lebenslanges Lernen

Die Digitalisierung krempelt die Arbeitswelt um. Arbeitnehmer
müssen sich auf den Umgang mit stetiger Veränderung und im-
mer wieder neuem Lernen einstellen, um mit dem Wandel Schritt
zu halten. Es entstehen neue Jobs und bestehende Arbeitsabläufe
werden teilweise automatisiert. Arbeitgeber in Deutschland setzen
vor allem auf interne Fortbildungen und gehen nicht davon aus,
dass sich insgesamt die Beschäftigtenzahl durch die Robotisierung
ändert. Zu diesen Ergebnissen kommt die Studie „Ressource Wei-
terbildung“ der ManpowerGroup Deutschland, für die weltweit
18.000 Arbeitgeber befragt wurden. 

Die Studie, die auf dem Welt-
wirtschaftsforum in Davos vor-
gestellt wurde, sendet positive
Signale für den Arbeitsmarkt
der Zukunft. Weltweit erwarten
mehr Befragte einen Jobanstieg
aufgrund der digitalen Revoluti-
on als einen Rückgang (19 Pro-
zent zu 12 Prozent). Sie gehen
auch davon aus, dass 65 Prozent
der Jobs, die die zwischen 1995
und 2010 Geborenen der Gene-
ration Z künftig ausführen wer-
den, noch gar nicht existieren. 

Zwar ist noch nicht klar ab-
sehbar, wie diese Tätigkeiten
genau aussehen werden. Doch
die Arbeitgeber haben bereits
eine Vorstellung davon, welche
Qualifikationen, Abteilungen
und Berufszweige in Zukunft
stärker nachgefragt werden. 26
Prozent gehen von einem star-
ken Anstieg an IT-Jobs aus, 20
Prozent glauben an eine stei-
gende Bedeutung der Personal-
abteilung und für 15 Prozent
sind Arbeitsplätze mit Kunden-
kontakt im digitalen Zeitalter
von hoher Relevanz. Dabei sind
weniger administrative und
buchhalterische Tätigkeiten ge-
meint, sondern vielmehr Aufga-
ben, die Fertigkeiten wie emo-
tionale Intelligenz, Kreativität
und flexibles Denken erfordern.

Die Arbeitgeber
sehen Handlungsbedarf

Handlungsbedarf, um die Mit-
arbeiter für Tätigkeiten in der di-
gitalen Zukunft zu schulen, wird
auch in Deutschland in fast allen
Unternehmen gesehen. Nur zwei
Prozent der deutschen Firmen
wollen hier untätig bleiben. Für
diese neuen Jobs müssen jedoch
keine neuen Studiengänge und
Ausbildungen eingerichtet wer-
den. „Die Einstellung von perfekt
ausgebildeten Mitarbeitern wird
immer mehr zur Utopie. 

Stattdessen ist lebenslanges
Lernen gefragt. Auf Veränderun-
gen müssen Unternehmen und
Mitarbeiter gerade im Bereich der

Weiterbildung gleichermaßen fle-
xibel reagieren“, sagt Herwarth
Brune, Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der Manpower-
Group Deutschland.

Besonders in Deutschland set-
zen die Arbeitgeber dabei auf das
Thema Fortbildung. 87 Prozent
der hierzulande befragten Unter-
nehmen wollen ihre Mitarbeiter
mit internen Schulungen auf die
Jobs der Zukunft vorbereiten, in-
ternational sind es 79 Prozent.
Externe Schulungen wollen 85
Prozent ihren Angestellten anbie-
ten, international nur 70 Prozent.
Die bereits im Unternehmen ar-
beitenden Mitarbeiter durch bes-
ser qualifizierte neue Arbeitskräf-
te zu ersetzen, planen dagegen
nur 31 Prozent. Deutlich häufiger
(47 Prozent) sollen Experten zu-
sätzlich eingestellt werden. 

Die Jobbilanz
bleibt ausgeglichen

Angst um den Arbeitsplatz, die
durch Berichterstattungen zur Di-
gitalisierung immer wieder ge-
schürt wird, ist somit unnötige
Panikmache. Laut der aktuellen
ManpowerGroup Studie wird
sich durch die Digitalisierung
nichts an der Jobsituation in
Deutschland ändern. Nach Ein-
schätzung der Arbeitgeber wer-
den genauso viele neue Jobs ge-
schaffen wie abgebaut.

Denn Entscheider in Unterneh-
men glauben nicht daran, dass
Automation bestehende Stellen
komplett ersetzen kann. Fast die
Hälfte der Befragten erwartet,
dass Computer und Roboter be-
stimmte Aktivitäten innerhalb
eines Arbeitsplatzes ersetzen
können, jedoch nicht den Men-
schen verzichtbar machen.
„Wer bereit ist, sich mit neuen
Tools auseinanderzusetzen und
sich nicht auf einmal gelerntem
Wissen ausruht, wird in der di-
gitalen Welt eher stärker ge-
braucht, als dass er Angst um
seinen Arbeitsplatz haben müs-
ste“, so Brune. 
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CeBIT 2017 in Hannover:

Digitalisierung erlebbar machen
Wege zur Smart City auf dem Public Sector Parc

Autonome Systeme, humanoide Roboter, Drohnen, Künstliche In-
telligenz, das Internet der Dinge: Die Digitalisierung verändert
Wirtschaft, Verwaltung und Gesellschaft in rasender Geschwin-
digkeit. Auf der CeBIT 2017 vom 20. bis 24. März 2017 in Hanno-
ver werden die Potenziale der digitalen Transformation entlang
der gesamten Wertschöpfungskette erlebbar und alle Facetten
von disruptiven Technologien bis Cyber-Security thematisiert.

Nach den Worten von Oliver
Frese, Vorstand der Deutschen
Messe AG, „wird die CeBIT 2017
die Digitalisierung für unsere Be-
sucher so konkret erlebbar ma-
chen wie noch nie“. Gut 3.000
beteiligte Unternehmen aus 70
Ländern werden konkrete digita-
le Anwendungsbeispiele zeigen,
Startups präsentieren disruptive
Geschäftsmodelle und digitale
Visionäre diskutieren über die di-
gitale Zukunft von Wirtschaft und
Gesellschaft bei den CeBIT Glo-
bal Conferences. Eröffnet wird
die CeBIT vom Premierminister
des diesjährigen Partnerlandes Ja-
pan, Shinzo Abe, und Bundes-
kanzlerin Angela Merkel.

Präsentiert werden zahlreiche
neuartige Einsatzfelder von
künstlicher Intelligenz und Co-
gnitive Computing. Zu sehen sein
werden humanoide Roboter, die

mit künstlicher Intelligenz ausge-
stattet und in der Lage sind, mit
Menschen zu interagieren sowie
Drohnen, die in unterschiedlichen
Einsatzfeldern auf der CeBIT
präsentiert werden.

Internet der Dinge

Drohnen sind unter anderem
auch ein mobiler Teil des Inter-
nets der Dinge. Experten sehen
darin große Chancen neuer Ge-
schäftsmodelle und Wertschöp-
fung. „Die Netze werden dank
5G immer schneller und machen
damit das Internet der Dinge
möglich. So werden völlig neue
Einsatzfelder möglich wie etwa
das autonome Fahren“, so Frese. 

Für einen intensiven Wissens-
austausch sorgt die IoT Expert
Conference. Technologieführer
aus dem CeBIT Partnerland Ja-

pan sind ebenso mit IoT-Lösun-
gen vertreten wie die z. B. der E-
Mobility-Pionier Tesla. Darüber
hinaus greifen zahlreiche weitere
prominente Aussteller den Mega-
trend auf, darunter Vodafone oder
die Deutsche Telekom. 

Letztere hat im vergangenen
Jahr 150 IT-Entscheider aus der
Fertigungs- und Transportbran-
che im deutschsprachigen Raum
zum Potenzial von IoT-Lösungen
befragt. Dabei gaben 73 Prozent
an, dass sie in diesem Bereich
zunächst in die Sicherheit inve-
stieren wollen, bevor Ausgaben
für die Sensorik oder die Netzin-
frastruktur anstehen. Dahinter
steht die Sorge, dass eine engma-
schige Vernetzung der Produktion
deren Anfälligkeit für Cybe-
rattacken erhöhen könnte. Auf der
CeBIT werden daher auch die
weltweit führenden Security-Spe-
zialisten mit neuen Sicherheitslö-
sungen für das Internet of Things
präsent sein.

Vom Urlaubsantrag über die
Rechnungslegung bis hin zur si-
cheren Archivierung von E-Mails
und wichtigen, unternehmensre-

levanten Dokumenten: Dass sich
Unternehmen und auch die Ver-
waltung der öffentlichen Hand
schnell und ohne größeren Auf-
wand in das Data-driven Busin-
ess überführen lassen, zeigen vie-
le konkrete Beispiele. Vor allem
kleine und mittelständische Un-
ternehmen haben hier noch er-
heblichen Nachholbedarf. Auf
ihrem Weg zum papierlosen Büro
sind sie mehr denn je auf eine
fachmännische Beratung ange-
wiesen. Die CeBIT 2017 bündelt
sämtliche Aspekte rund um das
digitale Büro in Halle 3.

Digital Office Index

Dass sich Investitionen in die-
sem Bereich lohnen, bestätigen
all jene Unternehmen, die den
Weg zum digitalen Büro bereits
beschritten haben. So berichten
74 Prozent dieser Unternehmen,
dass sich die Einführung neuer
Softwarelösungen in dem Be-
reich positiv auf die Performance
ihrer internen Büro- und Verwal-
tungsprozesse ausgewirkt hat.
Das hat die Bitkom-Studie „Digi-
tal Office Index“ ergeben. Auch
die Kunden profitieren: Knapp
zwei Drittel (63 Prozent) der Un-
ternehmen geben an, dass sie die
Zufriedenheit ihrer Kunden
durch optimierte Prozessabläufe
deutlich steigern konnten. Gut
die Hälfte (51 Prozent) konnte
außerdem die Datensicherheit
erhöhen. 

WichtigerAnlaufpunkt

Mit der „Digital Office Area“
des Bitkom bietet die CeBIT in
Halle 3 einen Anlaufpunkt für
all jene, die sich über die Vorteile
und Möglichkeiten des digitalen
Büros informieren wollen. In der
Digital Office Area präsentieren
Hersteller, Anbieter und Berater
ihr Lösungsportfolio aus allen
Bereichen des digitalen Büros.
Angefangen von den neuesten
Tools für die mobile Zusammen-
arbeit (Collaboration) und Kom-

Mehr persönlicher Freiraum durch
effiziente Smartphone-Nutzung 

Wer ein Smartphone oder ein anderes Mobilgerät hat, ist im
Durchschnitt fast drei Stunden pro Tag online, über eine Stunde
länger als Internetnutzer ohne mobilen Zugang. Egal ob zuhause,
in öffentlichen Verkehrsmitteln, im Wartezimmer oder in der Pau-
se am Arbeitsplatz: Die Deutschen lieben ihr Smartphone und das
mobile Internet. Das belegt aktuell die gemeinsame Online-Studie
von ARD und ZDF, nach der auch 2015 vor allem mobile Daten-
funktionen und Apps zunehmend beliebt sind. So ist die Smart-
phone-Nutzung bei 14- bis 29-Jährigen von 75 Prozent 2014 auf 
81 Prozent gestiegen. Bei der Gruppe der 30- bis 49-Jährigen sind
es mittlerweile 63 Prozent und damit elf Prozent mehr als 2014. 

Insgesamt haben laut der Stu-
die „Zukunft der Consumer El-
ectronics – 2015“ von Deloitte
und bitkom zwei Drittel aller
Deutschen ein Smartphone und
damit zehn Prozent mehr als
noch 2014. Neben den klassi-
schen Funktionen wie Telefon
und SMS sind die Online-Funk-
tionen immer wichtiger. 93 Pro-
zent der Smartphone-Nutzer ge-
hen mit dem Gerät ins Netz. Am
häufigsten werden Apps herun-
tergeladen und genutzt: Allein
mit dem Instant-Messaging-
Dienst WhatsApp wird täglich
von 44 Prozent kommuniziert.
Immerhin 70 Prozent sind in den
sozialen Netzwerken unterwegs,
während 68 Prozent das Smart-
phone als mobile Musikanlage
verwenden. Fast ein Viertel lesen
auf dem Gerät E-Books oder E-
Papers.

Doch die reinen Nutzungszah-
len sagen noch nichts über den
Nutzen, den das Smartphone sei-
nem Besitzer bringt. Am meisten
profitiert derjenige von seinem
mobilen Begleiter, der die gebote-
ne Funktionsvielfalt für sich
selbst optimal einsetzt und das
Gerät für größtmögliche Effizi-
enz konfiguriert. „Wer sich auf
die persönlich wichtigsten An-
wendungen konzentriert, ist gut
vernetzt und bestens informiert,
behält aber noch Freiräume“,
weiß Stephan Heininger, Marke-
tingleiter des Kölner Telekommu-
nikationsanbieters congstar. Die-
se können – so der Mobilfunkex-
perte – ganz bewusst für Enter-
tainment und Erholung verwen-
det werden. 

Mit Musik- und Video-Apps,
Hörbüchern oder Begleitern für
das persönliche Entspannungspro-
gramm bietet das Smartphone hier
viele Möglichkeiten. „Und man
kann die gewonnene Zeit natürlich
auch dafür nutzen, einfach mal je-
manden anzurufen“, so Stephan
Heininger. Apropos Entspannung:
Auch die Konfiguration der Hin-
weistöne beim Eingang einer neu-
en Nachricht, durch die nur be-

stimmte Absender gemeldet wer-
den, oder das Stummschalten von
Benachrichtigungen aus dem
Messenger helfen, die eigenen
Tätigkeiten durch weniger Unter-
brechungen effizienter zu ma-
chen. 

Doch nicht nur die Smartphone-
Nutzung selbst, sondern auch viele
andere Bereiche des Lebens lassen
sich mit Apps & Co. optimieren.
Ausgestattet mit den richtigen An-
wendungen kann das Smartphone
viel Zeit und jede Menge Nerven
sparen, aber auch kleine „Auszei-
ten“ zwischendurch schenken. So
erlaubt beispielsweise eine gut
gepflegte Einkaufzettel-App, bei
der alle Haushaltsmitglieder auf
ein gemeinsames Benutzerkonto
zugreifen, das zielgerichtete und
koordinierte Ansteuern der richti-
gen Supermarktregale. Sie ver-
hindert zugleich, dass etwas
Wichtiges vergessen wird. Und
wer früher wieder zu Hause ist,
kann die gewonnene Zeit ge-
meinsam mit Freunden, Partner
oder Familie verbringen. 

Doppelter Nutzen

Klassiker sind bereits die zeit-
sparende Organisation von ge-
meinsamen Sportaktivitäten oder
Feiern über Kalender-Apps und
Messenger-Gruppen. Und gleich
doppelt lohnt sich die Nutzung des
Smartphones für Literaturfreunde.
Mit Hörbüchern auf dem Smart-
phone können schwere Bücher zu
Hause bleiben, Wartezeiten oder
Fahrten in Bus und Bahn werden
dennoch bestens überbrückt. Dank
Streamingdiensten mit Download-
funktion können sich Reisende
und Pendler sogar in der Bahn von
ihren Lieblingsserien unterhalten
lassen, anstatt auf die Fernsehaus-
strahlung zu später Stunde ange-
wiesen zu sein. 

Der Mobilfunkanbieter cong-
star weiß, mit welchen einfachen
Tricks die effiziente und ent-
spannte Smartphone-Nutzung
gelingt und wertvolle Zeit ge-
wonnen wird. Experte Stephan

Heininger gibt hierzu sieben
„smarte“ Tipps:

1. Nur die Funktionen installie-
ren, die auch wirklich regelmäßig
benötigt werden. So lässt sich das
Smartphone konzentrierter und
zielgerichteter verwenden. Nicht
genutzte Apps regelmäßig vom
Gerät entfernen, dann arbeitet es
zudem durch optimierte Speicher-
auslastung oft schneller. 

2. Mehrere gleichartige Apps
für Nachrichten, Messenger oder
Navigation bringen meist nur we-
nig Mehrwert. Besser ist die Kon-
zentration auf die für den eigenen
Bedarf bestgeeignete Anwendung.
Weniger ist mehr und vermeidet
unnötigen Konfigurationsaufwand
und überflüssige Benachrichtigun-
gen. 

3. Wer Organisations-Apps
nutzt und dabei ggf. auch Termin-
einträge und Aufgaben mit Fami-
lie, Partner oder Kollegen teilt,
behält den Überblick und schafft
sich Freiräume – auch für sponta-
ne Aktionen und Verabredungen. 

4. Spiele-Apps können fesseln
und verlangen nach immer neuen
Anläufen, um den Highscore zu
knacken oder das nächste Level zu
schaffen. Wer sich dennoch ein
Zeitlimit setzt, verkrampft nicht
und behält länger Freude an guten
Games. 

5. Die neuesten Nachrichten in
den sozialen Netzwerken gerne re-
gelmäßig, aber nicht zu oft über-
prüfen. Wer viele Kontakte hat,
bekommt viele Benachrichtigun-
gen. Mit der entsprechenden App-
Einstellung landen nur die wichti-
gen auf dem Startbildschirm – und
ein Benachrichtigungston kann oft
auch eher stören und sollte eher
ausgeschaltet bleiben. 

6. Hörbücher oder Musik-Apps
bieten nicht nur Entertainment,
sondern können ganz bewusst zur
Entspannung zwischendurch ein-
gesetzt werden. Erholungspausen
für Augen und Nacken beugen zu-
gleich Übermüdung und Verspan-
nungen vor. 

7. Display und Prozessorlei-
stung des Smartphones sollten
auf die persönlichen Anforderun-
gen abgestimmt werden. Wer 
gerne Videos schaut, wählt eher
ein großes und kontraststarkes
Display. Spielefans benötigen ei-
nen leistungsfähigen Prozessor.
Außerdem empfiehlt sich die Bu-
chung von ausreichend Datenvo-
lumen und Surfgeschwindigkeit
für die Nutzung von mobilen An-
wendungen. 

munikation über Lösungen zur
Prozessautomatisierung, cloudba-
sierte Archivierung bis hin mo-
dernen Systemen zum Einlesen
oder Drucken von Dokumenten. 

Anhand konkreter Anwender-
Beispiele lassen sich Parallelen
für das eigene Unternehmen zie-
hen. Wer tiefer in die Materie ein-
steigen möchte, kann sich auf der
„Digital Office Stage“, dem
ECM-Fachforum, ausführlich
über die einzelnen Themen-
schwerpunkte informieren. Wäh-
rend der gesamten Messelaufzeit
diskutieren hier Experten die
Chancen und Herausforderungen,
die mit der Umsetzung des digita-
len Büros verbunden sind.

Mit einer nie dagewesenen
Vielzahl spannender Events er-
weitert der Public Sector Parc in
Halle 7 sein Angebot. Neben Fra-
gen nach E-Government-Anwen-
dungen, behördenübergreifender
IT-Infrastruktur oder dem papier-
losen Büro werden die Angebote
der Leitmesse des öffentlichen
Sektors durch vier Konferenzen
ergänzt. Diese setzen sich mit in-
telligenten Konzepten und Tech-
nologien für die Städte von mor-
gen auseinander.

Smart Urbanism

Die Konferenz „Beyond Smart
Cities: Smart Urbanism“ be-
leuchtet die Herausforderungen
und Chancen des Wandels 
zusammen mit Rednern aus 
dem Technologiesektor, der For-
schung und der Stadtplanungs-
praxis. Durch eine globale Ver-
netzung von Städten sollen diese
schneller lernen und gemeinsam
effektive Strategien entwickeln.
Technologien sollen in Zukunft in
soziale Innovationen eingebaut
werden. „Smart Urbanism“ bildet
hier den Mittelpunkt. Das Bild
der Smart City soll nicht mehr un-
reflektiert auf jede Stadt übertra-
gen werden, sondern passende
Konzepte und Technologien für
sichere, saubere und effizientere
Städte unter einer Berücksichti-

gung der verschiedenen Wechsel-
beziehungen zwischen Stadtleben
und Natur entworfen werden.

Auf der Tagung „Smart Opti-
ons“ werden Möglichkeiten für
die Einbindung größerer Bevöl-
kerungsschichten in die aktive
Gestaltung des Klimawandels
vorgestellt. Der Fokus liegt auf
Lösungen für Mieter mit kleinem
Budget. So werden Apps für die
Einsparung von Heizenergie oder
auch Ingenieurlösungen im Low-
Cost-Bereich, die eine wirtschaft-
liche Basis zum Einstieg in die
Energieoptimierung der Gebäu-
debestände sein können, vorge-
stellt. Durch die präsentierten An-
gebote soll es ermöglicht werden,
breitere Bevölkerungsschichten
als bisher anzusprechen.

Die Konferenz „B2City“ be-
schäftigt sich mit den Potenzialen
von Innovationen junger und mit-
telständischer Unternehmen für
Kommunen. Sie ermöglicht einen
Erfahrungsaustausch und interna-
tionale Kooperationen zwischen
Anbietern und Kommunen.

Ebenfalls auf der CeBIT zu fin-
den ist die neue Roadshow „Intel-
ligente Stadt“ der Deutschen En-
ergie-Agentur (dena). Die Kon-
ferenz im Convention Center will
Technologieanbieter (Hersteller,
Dienstleister), Anwender (Kom-
munen) und Multiplikatoren zu-
sammenbringen. Städtischen Ver-
tretern soll der Nutzen einer be-
schleunigten Modernisierung ih-
rer Infrastruktur vor Augen ge-
führt werden, Hersteller sollen
Chancen für eine strategische Po-
sitionierung erkennen. 

Mobilitätsmanagement, öffent-
liches WLAN, digitale Hilfen für
den Parksuchverkehr, Notrufsäu-
len, die Ladeinfrastruktur für Au-
tos und E-Bikes – all das sind
zentrale Smart-City-Anwendun-
gen auf Basis der Beleuchtungs-
infrastruktur. Auch für Car2X-
Anwendungen, im Stadtmarke-
ting und natürlich beim Energie-
sparen kann eine intelligente
Straßenbeleuchtung aus dena-
Sicht hilfreich sein. DK

Risiko Reizüberflutung:

„Das letzte Drittel wird abgehängt“
Digitale Medien halten Einzug in deutsche Schulen, im Alltag der
Schüler sind sie längst präsent. Über die Gefahren und Chancen
digitalen Lernens äußerte sich im Interview Bildungswissen-
schaftler Prof. Dr. Klaus Hurrelmann.

Herr Prof. Dr. Hurrelmann,
inwiefern prägen digitale Medi-
en die heutige Generation der
Jugendlichen? 

Prof. Hurrelmann: Junge
Menschen werden heute unver-
meidlich mit diesen neuen Techni-
ken groß und das prägt sie sehr.
Eltern können verkrampft versu-
chen, die Begegnung mit digita-
len Medien aufzuschieben und sie
vielleicht dadurch noch interes-
santer machen. Die beste Strate-
gie ist es aber auch für Väter und
Mütter, sich damit zu beschäfti-
gen. Schon Kinder eignen sich die
neuen Medien und Techniken früh
an. Auf einer intuitiven Ebene
sind sie den eigenen Eltern im
Laufe ihrer Kinder- und Jugend-
zeit schnell überlegen.

Verfügen Jugendliche denn
automatisch über Medienkom-
petenz, wenn sie mit Smartpho-
nes und Computern aufwach-
sen? 

Prof. Hurrelmann: Nein, nur
über eine intuitive Nutzerfähig-
keit. Das ist etwas anderes als
Kompetenz. Aber diese Frage be-
schäftigt unsere Gesellschaft heu-
te sehr: Ist diese frühe Nutzung
für kleine Kinder vielleicht sogar
riskant? Werden sie von Impulsen
abgehalten, die für die Entwick-
lung ihrer Persönlichkeit, ihres
Gehirns, ihrer Wahrnehmung,
Kognition und Intelligenz wichtig
sind, für ihre Gefühle und ihre
Sprachfähigkeit? 

Da gibt es äußerst kritische Po-
sitionen in der Hirnforschung,
teilweise auch in der pädagogi-
schen Forschung, die geradezu
schwarzmalen. Ich halte das für
einseitig, denn wie immer hat ei-

ne neue Technologie auch Vortei-
le – neben den sicherlich zu Recht
angesprochenen Gefahren. Mit
digitalen Medien kann ich mir
schnell Wissen erschließen und
Angebote kombinieren. Eine
wirklich souveräne Beherr-
schung, bei der ich die Technik an
meinen individuellen Arbeitsstil
und mein Persönlichkeitsprofil
anpasse, das ist die Kunst. Um ei-
ne solche Medienkompetenz zu
entwickeln, brauchen Kinder und
Jugendliche Anleitung und Hilfe
in Kindergarten, Schule und Fa-
milie parallel.

Was müssen Eltern und
Lehrkräfte bei der Vermittlung
einer solchen Medienkompe-
tenz beachten? 

Prof. Hurrelmann: Eine Pro-
blematik ist die wahnsinnige Aus-
wahl an Angeboten mit ihren
abertausenden Impulsen. Da be-
steht die Gefahr einer Überrei-
zung. Der Jugendliche kann all
das Wissen, die Informationen,
Bilder und Hintergrunddaten gar
nicht mehr richtig einordnen. Das
zu lernen ist heute aber so wichtig
wie nie zuvor: Informationen fil-
tern, auf die persönlichen Bedürf-
nisse ausrichten, aussortieren,
sich abschirmen. Sonst besteht
ganz klar das Risiko, dass Kinder
sich nicht mehr dauerhaft kon-
zentrieren können, weil sie minüt-
lich oder sogar sekündlich mit
neuen Impulsen umgehen, sich
davon irritieren und zerreißen
lassen. Struktur in die eigene
Wahrnehmung zu bringen muss
trainiert werden. Ebenso die Aus-
dauer, etwas über einen längeren
Zeitraum durchzuhalten und sich
auf einen Inhalt zu konzentrieren. 

Müsste die Vermittlung von
Medienkompetenz in der Leh-
reraus- und -fortbildung eine
größere Rolle spielen? 

Prof. Hurrelmann: Ganz ent-
schieden. Es ist nicht in Ordnung,
dass es heute in Deutschland –
bei einer solchen technischen Re-
volution, die das Lernen maßgeb-
lich verändert – nur in der Ver-
antwortung des einzelnen Lehrers
liegt, ob er sich damit auseinan-
dersetzt. Etwa ein Drittel der
Lehrkräfte in Deutschland sind
den neuen technischen Heraus-
forderungen für Lernprozesse
wirklich gewachsen. Sie haben
die Kompetenz, damit souverän
umzugehen, sodass für die Kin-
der Vorteile entstehen. Ein wei-
teres Drittel dürfte sich einiger-
maßen zurechtfinden. Das letzte
Drittel wird abgehängt und
lehnt möglicherweise das digi-
tale Lernen sogar ab und hält es
für schädlich. 

So lange wir keine Leitlinien
für die Arbeit von Pädagogen
haben, die einheitlich auf bishe-
rigen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen aufbauen, werden
wir nicht weiterkommen. Wir
brauchen eine verpflichtende
Fortbildung für Lehrkräfte, ger-
ne auch schul- und jahrgangs-
spezifisch.

Was passiert, wenn Lehr-
kräfte die technische Entwick-
lung im Unterricht tatsächlich
ausklammern?

Prof. Hurrelmann: Das kön-
nen wir ja schon besichtigen.
Die Schule verliert an Auto-
rität, weil Schüler merken,
dass in den Schulbüchern ver-
altetes Wissen steht. Sie kön-
nen elektronisch auf neuere In-
formationen zugreifen. Das
wird aber in der Schule oft
nicht geduldet. 
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Kommunales Flüchtlings- und Integrationsmanagement:

KGSt veröffentlicht
Denkanstöße 

Die aktuelle Flüchtlingssituation ist eine der größten Heraus-
forderungen, der sich die kommunalen Praktiker in Städten,
Gemeinden und Landkreisen stellen müssen. Unterstützt wer-
den sie durch die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement (KGSt) mittels praxisnaher Hilfestellungen
zum kommunalen Flüchtlingsmanagement. 

Vor kurzem hat die KGSt eine
Serie „Denkanstöße zum kom-
munalen Flüchtlingsmanage-
ment“ herausgegeben, die dazu
dienen soll, weitere Wege zur
Bewältigung der schwierigen
Flüchtlingssituation aufzuzei-
gen. Ein „Online-Katalog“ be-
inhaltet eine Vielzahl bewährter
Praxisbeispiele aus allen Bun-
desländern, darunter ein knap-
pes Dutzend aus Bayern.

Für mehr Bürgernähe sozialer
Angebote sorgt beispielsweise
die Landeshauptstadt München
mit der Organisation REGSAM.
Zudem koordiniert sie professio-
nelles sowie ehrenamtliches En-
gagement. Dadurch wird eine
bessere Nutzung der Ressourcen
erreicht und es entstehen passge-
naue Angebote in den Sozialräu-
men. Die Stadt München finan-
ziert die Initiative. 

Das Angebot des EU-geför-
derten Projekts „Rückkehrhilfe
Coming Home“ der Landeshaupt-
stadt umfasst wiederum Beratung

und Information, Hilfe bei der
Rückkehrvorbereitung, finanziel-
le Hilfe, Qualifizierungsmaß-
nahmen, Existenzgründungsför-
derung und bei Bedarf eine Wei-
terbetreuung nach der Ausreise.

Rotationsverfahren im
Landkreis Würzburg

Ihre Liegenschaften stellen
die 52 Gemeinden des Land-
kreises Würzburg im Rotations-
verfahren als Notunterkunft zur
Verfügung. Sie helfen sich da-
bei, indem freie Sporthallen
auch anderen zur Verfügung ge-
stellt werden, deren Vereine
aufgrund von Flüchtlingsunter-
bringung keine Trainingsmög-
lichkeiten mehr haben. 

Den Landkreis Lindau beglei-
tet die KGSt dabei, einen ent-
sprechend neu aufgestellten
Fachbereich agil auszurichten,
um in der komplexen, kaum
planbaren und sich ständig wan-
delnden Situation möglichst 

effektiv agieren zu können. 
Weiteres Beispiel: In Zusam-

menarbeit mit der Stadt Augs-
burg und dem Verein Tür an Tür
e.V. hat der Lehrstuhl für Wirt-
schaftsinformatik der TU Mün-
chen die Informationsplattform
Integreat entwickelt. Sie bietet
eine einfache, mehrsprachige
und offline nutzbare App für
Flüchtlinge, die Informationen
zu Asylprozess, medizinischer
Versorgung oder Sprachkursen
beinhaltet. Dahinter steht ein fle-
xibles Content-Management-Sy-
stem, das mit wenig Aufwand in
verschiedenen Kommunen ein-
gesetzt werden kann und un-
kompliziert zu pflegen ist. 

Stichwort Gesundheitliche
Versorgung: Da langfristig ge-
sehen die Strapazen der Flucht
sowie die Entfremdung vom ei-
genen Land bei vielen Geflüch-
teten insbesondere zu psychi-
schen Problemen führt, hat die
Stadt Nürnberg Flyer in mehre-
ren Sprachen herausgegeben. 

Eine zentrale Anlaufstelle für
Konfliktlösungen im öffentli-
chen Raum ist das Allparteiliche
Konfliktmanagement München
(AKIM). Insbesondere für die
soziale Integration ist eine Ver-

mittlung zwischen den Parteien
in einem Sozialraum oft erfolgs-
entscheidend. AKIM bietet eine
erste Konfliktanalyse mit einem
allparteilichen Ansatz vor Ort
und ist mit rein kommunikativen
Mitteln präsent. 

Unabhängig von der aktuel-
len Situation setzt man in der
Landeshauptstadt bereits seit
2013 auf eine Beteiligung von
Menschen mit Migrationshin-
tergrund bei Planungsvorhaben.
Ziel ist es, in einem prozessori-
entierten und ergebnisoffenen
Verfahren Qualitätsmerkmale
für Quartiere zu entwickeln, in
denen Menschen unterschiedli-
cher Kulturen zusammenleben. 

2012 wurde unter dem Motto
„Kein Kind und Jugendlicher darf
verloren gehen“ in Passau in Ko-
operation mit der Universität und
dem Wirtschaftsforum das Projekt
„PASSgenAU - Zukunftschancen
durch Bildung“ ins Leben geru-
fen. Es richtet sich an Kinder und
Jugendliche und soll durch geziel-
te Maßnahmen dazu beitragen,
dass Ausbildungsabbrüche ver-
mieden und mehr erfolgreiche
Schulabschlüsse sowie berufliche
Anschlüsse erreicht werden. 

Sprachpaten an
kommunalen Schulen 

Extra ausgebildete Lehramts-
studierende der Universität arbei-
ten als Sprachpaten an den kom-
munalen Schulen und geben indi-
viduelle Deutschkurse und dienen
während des Unterrichts als Lern-
paten. Alle an Bildung interessier-
ten Personen, Institutionen und
Unternehmen schließen sich zu
einem Netzwerk zusammen, um
so die Bildungs-, Betreuungs- und
Erziehungsangebote so aufeinan-
der abzustimmen, dass sie als sta-
biles und verlässliches Gesamtsy-
stem Synergieeffekte bewirken
und die bestmögliche Förderung
von Kindern gewährleisten. 

Durch die Ankunfts- und Rück-
führungseinrichtung Bamberg
(ARE) der Regierung von Ober-
franken sollen schließlich Flücht-
linge mit geringer Bleibeperspek-
tive schneller zurückgeführt wer-
den können. Beschleunigt wird
das rechtsstaatliche Verwaltungs-
verfahren durch die Bündelung
aller notwendigen Verwaltungs-
einrichtungen sowie des Verwal-
tungsgerichts vor Ort. DK

Einkäufer und Produzenten
zusammenführen

BMEL fördert Netzwerkarbeit für eine nachhaltige
und biobasierte öffentliche Beschaffung

Die Universität Würzburg entwickelt in den kommenden drei
Jahren eine interaktive Kommunikationsplattform, um den
Austausch zwischen öffentlichen Auftraggebern und Anbietern
biobasierter Produkte zu verbessern. Im ersten Schritt analy-
siert sie dazu die beschaffungs- und vertriebsseitigen Abläufe
und Probleme in diesem Bereich mittels empirischer Studien.
Die Ergebnisse fließen in die Erstellung einer Online-Kommu-
nikationsplattform ein, auf der auch „Best Practice“- und
„Lessons Learned“-Beispiele veröffentlicht werden. 

Soziale Netzwerke erfreuen
sich mittlerweile auch am Ar-
beitsplatz und im fachlichen In-
formationsaustausch zwischen
Kollegen großer Beliebtheit. Sind
sie doch ein Mittel, ad hoc mit
mehreren Kollegen an verschie-
denen Orten in Kontakt zu treten
und Informationen einzuholen
oder sich schnell ein Bild über ei-
nen komplexen Sachverhalt zu
verschaffen. 

Komplexe Sachverhalte

Ein solch komplexer Sachver-
halt ist das Thema „nachhaltige
Beschaffung“, innerhalb derer
biobasierte Produkte einen Teil-
bereich abbilden. Das Wissen um
zu berücksichtigende Nachhaltig-
keitskriterien innerhalb einer Ver-
gabe und die Formulierung im
Ausschreibungsverfahren stellen
viele Bedarfsträger und Einkaufs-
verantwortliche vor große Her-
ausforderungen. Hinzu kommen
eingefahrene Lieferwege sowie
etablierte Produkte und Bieterfir-
men, die immer wieder angefragt
werden. Aber auch neuen, inno-
vativen Bieterfirmen fällt die
Kontaktaufnahme zu öffentlichen
Auftraggebern oft nicht leicht,
weil ihnen der Zugang zu auf-
wändig erscheint oder Kapazitä-
ten nicht ausreichen. Unterstüt-
zung benötigen demzufolge beide
Seiten. 

Detaillierte Analyse

An dieser Problemstellung
setzt das Praxisvorhaben des Be-
triebswirtschaftlichen Instituts der
Wirtschaftswissenschaftlichen
Fakultät der Julius-Maximilians-
Universität in Würzburg an. Auf

Initiative von Prof. Dr. Ronald
Bogaschewsky sollen über em-
pirische Studien Auftraggeber-
und Bieterseite eingehend ana-
lysiert werden. Dabei sollen die
Erkenntnisse und Erfahrungen
aus dem Projekt „Nachwach-
sende Rohstoffe im Einkauf“
sowie der Zentralen Vergabe-
stelle des BMEL in die Wir-
kungsanalysen einbezogen wer-
den. Auf Basis der gewonnenen
Erkenntnisse wird eine interak-
tive Kommunikationsplattform
für öffentliche Auftraggeber
und potenzielle Anbieter bioba-
sierter Produkte entwickelt und
wissenschaftlich begleitet. Da-
bei sollen auch Beispiele für
„Beste Praxis“ identifiziert und
veröffentlicht werden. 

Sonderstellung

Biobasierte Produkte nehmen
aufgrund ihrer Umwelteigen-
schaften und oft kleinteiligen
Herstellerstruktur eine Sonder-
stellung innerhalb der nachhalti-
gen öffentlichen Beschaffung ein.
Ihre Wirtschaftlichkeit ist nicht
ohne weiteres nur über den Preis
kommunizierbar. Aus diesem
Grunde bietet der Informations-
austausch über eine interaktive
Kommunikationsplattform eine
gute Ergänzung zu den her-
kömmlichen Wegen der Informa-
tionsvermittlung. 

Das Vorhaben wird vom Bun-
desministerium für Ernährung
und Landwirtschaft (BMEL)
über den Projektträger Fachagen-
tur Nachwachsende Rohstoffe e.
V. (FNR) gefördert. 
Weitere Infos stehen auf fnr.de
unter dem Förderkennzeichen
22027215 zur Verfügung. 

Cartapping: 

Autos werden seit 15 Jahren
digital verwanzt 

Um den Standort eines Autos zu überwachen, muss längst keine
GPS-Wanze mehr angebracht werden. In den USA wird das of-
fenbar schon lange mithilfe der intelligenten Navigations- und
Bordsysteme praktiziert. 

Autos mit intelligenten Naviga-
tions- und Bordsystemen werden
offenbar seit rund 15 Jahren digi-
tal verwanzt, wie Forbes berichtet.
Bei vielen Verbrauchern lösen Sy-
steme wie eCall ohnehin Daten-
schutz- und Privatsphärebeden-
ken aus. Auch andere Sensoren
können genutzt werden, um de-
taillierte Profile von Autofahrern
zu erstellen. Bei eCall soll den Be-
denken mit Verwertungsverboten
entgegen getreten werden - doch
in den USA gibt es bereits viele
Beispiele dafür, wie Autokompo-
nenten zur Überwachung genutzt
wurden.

So soll der US-Autokonzern
General Motors (GM) in den Jah-
ren 2007 und 2009 Daten über
Autobesitzer weitergegeben ha-
ben, die über das Onstar-System
erhoben wurden. Die Onstar-Sy-
steme ermöglichen zahlreiche
Funktionen von der Wartung bis
hin zur Navigation und Inter-
netanbindung des Autos und sind
auch in Modellen der GM-Toch-
ter Opel verbaut.

Im Jahr 2009 wurde so ein Dro-
gendealer überführt, das System
arbeitete offenbar so genau, dass
das Auto auf dem Interstate-Hig-
hway 20 inmitten anderer Autos

eindeutig identifiziert werden
konnte. Die Polizei verfolgte die
Fahrtroute des Verdächtigen von
Houston, Texas bis nach Ouchita
Parish in Louisiana.

Auch Audio-
Überwachung möglich

Der Zugriff auf die Systeme er-
möglicht aber nicht nur die Fest-
stellung des Standortes, sondern
auch das Mithören von Ge-
sprächen. Der Hersteller ATX
Technologies wurde bereits im
Jahr 2001 aufgefordert, einen
Mercedes Benz-Besitzer dauer-
haft zu überwachen.

Das Unternehmen führte die
entsprechende Überwachung für
30 Tage durch, einer Verlänge-
rung widersprach es mit dem Ar-
gument, der von der Polizei ver-
langte Aufwand sei deutlich zu
hoch. Demnach sind nicht nur Au-
tohersteller selbst von solchen An-
fragen betroffen, sondern auch
Zulieferfirmen.

Ein weiterer Fall soll sich im
Jahr 2007 zugetragen haben. Ein
Besitzer eines GM Chevrolet Tah-
oe wurde überwacht, nachdem ein
Notfall-Knopf gedrückt worden
war, der mit dem Onstar-System

verbunden ist. Nach Angaben des
Besitzers war dieser sich nicht be-
wusst, einen entsprechenden
Schalter betätigt zu haben. Ein
Mitarbeiter von GM hörte dann,
wie die Insassen des Autos einen
Drogendeal besprachen und zog
die Polizei hinzu. Diese stoppte
das Auto und fand Marihuana.

GM sagte dazu: „Wir führen
weder eine Überwachung noch
anderes Tracking von mit Onstar
ausgerüsteten Autos durch, es sei
denn es gibt einen gültigen Ge-
richtsbeschluss oder es besteht
Gefahr im Verzug“ („exigent cir-
cumstances“).

Nach Angaben von Forbes hat-
te die New Yorker Polizei im Jahr
2014 den Betreiber von Funk-
und Telematiksystemen Siri-
usxm aufgefordert, Standortda-
ten zu einem bestimmten Auto
zu übermitteln. Die Anordnung
galt für die Dauer von zehn Ta-
gen, das Unternehmen entsprach
dem Gesuch.

Ziel war in dem Fall ein Toyota
4-Runner, der Besitzer soll in ille-
gales Glücksspiel verwickelt ge-
wesen sein. Siriusxm sagte For-
bes, man sei der Aufforderung
nachgekommen, indem die Dieb-
stahlschutz-Funktion des Autos
aus der Ferne angeschaltet wurde.
Diese Funktion ist mit den bei
Smartphones vorhandenen Funk-
tionen vergleichbar und überträgt
den GPS-Standort.

Die Besitzer der überwachten
Autos gingen zum Teil gerichtlich
gegen die Verwertung der Bewei-
se vor. In den meisten Fällen sa-
hen die Gerichte aber eine genü-
gende Rechtsgrundlage („proba-
ble cause“, nach US-Recht). Nach
Vorliegen eines Gerichtsbeschlus-
ses gebe es keine rechtliche Ga-
rantie der Privatsphäre mehr („no
expectation of privacy“).

Alle hier präsentierten Fälle ba-
sieren auf der Kooperation von
Autoherstellern mit den Behör-
den. In Zukunft ist es aber auch
denkbar, dass Angriffe gegen die
IT der Autos gefahren werden, um
Systeme zu infiltrieren. Dass das
möglich ist, haben mehrere erfol-
greiche Hacks gezeigt.

Quelle: Conrad Tech-Ticker

46. Bayerische Behörden-Skimeisterschaft in Schliersee/Spitzing:

Landratsamt Fürstenfeldbruck
punktet auch im Schnee

Bei den 46. Bayer. Behörden-Skimeisterschaften der Verwaltung auf der Firstalm in Spitzing
erzielten die Mitarbeiter des Landratsamtes Fürstenfeldruck unter Teamchef Charly Stecher
wieder tolle Erfolge. In der Riesenslalom-Einzelwertung trumpften Charly Stecher mit dem 
2. Platz und Heidi Harnisch mit dem 3. Platz auf. Auch Christa Thiel (Platz 4) und Margret
Scholl (Platz 5) erzielten ein ausgezeichnetes Ergebnis. Weitere Platzierungen: Patrick Linden-
müller (4. Platz), Franz Schlegel (13. Platz), Rudi Jais (19. Platz) und Bruno Fischer (20. Platz). 
In der Riesenslalom-Mannschaftswertung (von vier Startern werden die drei besten Zeiten als
Gesamtzeit gewertet) erreichte die Damen-Mannschaft in der Besetzung Heidi Harnisch, 
Margret Scholl und Christa Thiel den 7. Platz. 
Die 1. Herren-Mannschaft mit Charly Stecher, Thomas Epp, Christian Priller und Patrick 
Lindenmüller belegte den beachtlichen 11. Platz und die 2. Mannschaft mit Franz Schlegel,
Bruno Fischer und Rudi Jais konnten sich in der starken Bergkonkurrenz mit Platz 24 
behaupten. 
Unser Bild zeigt von links: Rudi Jais, Franz Schlegel, Margret Scholl, Patrick Lindenmüller,
Charly Stecher, Christian Priller, Heidi Harnisch, Thomas Epp, Christa Thiel und Bruno 
Fischer. Bild: Landratsamt Fürstenfeldbruck

Bernhard Seidenath und Klaus Holetschek:

„Dr. Google“ nicht das Feld überlassen!
„Wir dürfen ‚Dr. Google‘ nicht das Feld überlassen“, mahnt

Bernhard Seidenath, Vorsitzender des Arbeitskreises Gesund-
heit und Pflege der CSU-Fraktion im Bayerischen Landtag.
Mit großer Mehrheit hat der Gesundheitsausschuss einem An-
trag der Landtags-CSU zugestimmt, der den gezielten Um-
gang von Ärzten mit sogenannten selbstinformierten Patienten
fördern soll.

Klaus Holetschek, stellvertretender Vorsitzender des Ar-
beitskreises Gesundheit und Pflege, hat den Antrag initiiert:
„Wenn sich Patienten vor einem Arzttermin im Internet falsch
informieren, dringen die Mediziner mit ihren richtigen Dia-
gnosen oft nur noch schwer zum Patienten durch. Mit unserem
Antrag wollen wir darauf hinwirken, dass in der Aus-, Fort-
und Weiterbildung von Ärzten durch einen speziellen Leitfa-
den ein verstärktes Augenmerk auf den Umgang mit selbstin-
formierten Patienten gelegt wird.“ 
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Landshuter Umweltmesse 2017:

E-Mobilität 
und Pilgern

Auch in diesem Jahr dreht sich im Messepark Landshut vom 24.
bis 26. März wieder alles rund um das Thema „Umwelt“. Unter
der Schirmherrschaft des neuen Oberbürgermeisters der Stadt
Landshut ,Alexander Putz und von Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks wird der Messeorganisator, die LA-um-
welt gemeinnützige GmbH unter der Geschäftsführung von
Andrea Lapper und Rudolf Schnur, rund 250 Aussteller be-
grüßen, die die Besucher über die Bereiche „Bauen & Woh-
nen“, „Natur & Technik“, „Gesundheit & Ernährung“ sowie
„Energie & Mobilität“ informieren. Die Eröffnungsrede hält
der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium
für Umwelt, Florian Pronold.

Bei freiem Eintritt zeigt die
ökologische Informations-, Kon-
takt-, Präsentations- und Wissens-
plattform für die gesamte Region
bereits zum 12. Mal, was Indu-
strie, Handwerk, Forschung,
Handel und Dienstleistung an
umwelt-, klima- und gesundheits-
freundlichen Leistungen bieten.
Dieses Angebot hat der ganzheit-
lichen Betrachtungsweise von der
Herkunft der Rohstoffe über de-
ren Verarbeitung bis hin zur Ent-
sorgung standzuhalten. Verschie-
dene Fachvorträge und Works-
hops zu aktuellen Themen ergän-
zen das Ausstellungsspektrum
der Landshuter Umweltmesse.

Schwerpunktthema der dies-
jährigen Umweltmesse ist die
Elektromobilität. In einer „E-Mo-
bile Sternfahrt“ werden sich aus

dem Länderdreieck Österreich-
Bayern-Tschechien Elektromobi-
listen einfinden. Die Stadtwerke
Landshut sorgen für das kostenlo-
se Nachtanken der E-Autos. Die
drei E-Mobilisten mit den weite-
sten Anfahrtswegen oder den aus-
gefallensten Modellen werden
mit Preisen ausgezeichnet. 

„Pilgern und Wandern“ 
als „Messe in der Messe“

Erstmals präsentieren die Ver-
anstalter den Themenbereich
„Pilgern und Wandern“, sozusa-
gen als „Messe in der Messe“.
Aktuelle Produkte und Dienstlei-
stungen, Vorträge und Schnup-
pertouren sollen dem interessier-
ten Publikum möglichst vielge-
staltige Informationen bieten.

Landshut sei mit dieser Idee
durchaus Vorreiter, betont Rudolf
Schnur. In Bayern sei ihm kein
derartiges Ausstellungskonzept
bekannt. Bundesweit gebe es eine
Pilgermesse wohl nur in Ham-
burg. Nun setzen die Ausstel-
lungsmacher Schnur und Lapper
darauf, dass das Thema 2017 in
Landshut eine „Eigendynamik“
entfaltet, von der alle profitieren –
die Aussteller wie die Besucher.

Gesunde Ernährung

Neben diversen Vorträgen über
Pilger- und Wandertouren sind
insbesondere Anbieter von be-
quemer Outdoorbekleidung, er-
gonomischen Schuhen, gesunder
Ernährung sowie Wanderreise-
veranstalter, Wanderbuchverlage
und Gesundheitsartikelanbieter
eingeladen, sich an der Messe zu
beteiligen. Unter dem Motto „Pil-
gern to go“ werden Schnupper-
pilgertouren auf der Messe veran-
staltet. Außerdem präsentieren
sich auf der Umweltmesse nam-
hafte Wander- und Pilgervereine
aus Europa.

Neben Ausstellung, Vorträgen
und Vorführungen beinhaltet das
vielfältige Rahmenprogramm
Kunst- und Kulturbeiträge. Der
Holzbildhauer Franz Weickmann
zeigt seine zum Teil exotischen
Tiere aus Holz. Ein breites Ange-
bot an ökologischen Schman-
kerln aus der Region und eine un-
entgeltliche umweltpädagogische
Kinderbetreuung runden das Pro-
gramm ab.
Weitere Informationen unter:
www.la-umwelt.de  DK

Bildung und Integration:

Straubing setzt auf 
mehr Vernetzung

Unterstützung durch die Transferagentur Bayern besiegelt
Um den Bildungsbedarf Neuzugewanderter besser gerecht zu
werden und ihnen eine Integration durch Bildung zu erleichtern,
will die Stadt Straubing künftig alle dafür relevanten Akteure mit
ihren Angeboten stärker vernetzen. Dazu soll auch das bestehen-
de Bildungsportal zu einer zentralen Informationsplattform so-
wohl fürAnbieter als auch für Nutzer ausgebaut werden. 

Finanzielle Unterstützung er-
hält die Stadt Straubing dabei
vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung (BMBF),
das der Kommunalverwaltung im
Rahmen des Förderprogramms
„Kommunale Koordinierung der
Bildungsangebote für Neuzuge-
wanderte“ eine Vollzeitpersonal-
stelle für zwei Jahre finanziert,
welche die nötigen Koordi-
nierungsaufgaben übernimmt. 

Begleitet und beraten wird die
Stadt Straubing bei ihren Vorhaben
von der Transferagentur Bayern
für Kommunales Bildungsmana-
gement. Diese Zusammenarbeit
wurde in einer Kooperationsver-
einbarung festgehalten, die jüngst
in Straubing unterzeichnet wurde. 

„Der Stadt Straubing ist bei der
Umsetzung ihrer bildungsbezoge-
nen Ziele der regelmäßige Aus-
tausch mit anderen Kommunen
sehr wichtig. Ein Schwerpunkt in
der Begleitung durch uns wird da-
her sein, Kontakte zu Kommunen
mit einer ähnlichen Ausgangslage
herzustellen und den interkommu-

nalen Austausch zu ermöglichen“,
erläutert Dr. Tobias Schmidt, Koor-
dinator der Transferagentur Bayern
die Unterstützungsleistungen . Er
ergänzt: „Außerdem bieten wir re-
gelmäßig kostenlose Veranstaltun-
gen an, in denen wir Bildungskoor-
dinatorinnen und -koordinatoren
für ihre Aufgaben qualifizieren und
beraten.“

Dr. Rosa Strohmeier, Leiterin
des Referats Ordnung, Soziales
und Integration der Stadt Strau-
bing, fügt hinzu: „Bildung ist für
uns ein wichtiger Standortfaktor
und Voraussetzung für die Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben. Für
Neuzugewanderte haben wir in
Straubing bereits ein vielfältiges
Angebot. Durch den Aufbau eines
verbesserten Netzwerks der Bil-
dungsakteure sollen die bestehen-
den Angebote optimiert und auf-
einander abgestimmt werden.
Denn je besser wir die Integration
von Neuzugewanderten durch Bil-
dung heute meistern, umso harmo-
nischer wird das Zusammenleben
von morgen sein.“ 

Donau-Ries:

Jobs in der Region 
suchen und finden

Im Regionalportal gibt es jetzt ein Jobportal mit attraktiven Stellenangeboten

In den vergangenen Jahren sind im Landkreis Donau-Ries tausende
neuer Arbeitsplätze entstanden. Doch nicht immer finden Betriebe
und Unternehmen auch die passenden Mitarbeiter. Ein neues Job-
portal auf dem Regionalportal will nun helfen, Arbeitsangebote in
der Region zu suchen und zu finden. Damit soll die  Fachkräftesi-
cherung in der Region unterstützt werden. Als weitere Neuheit stellt
das Konversionsmanagement die kostenlose Unternehmensdaten-
bank vor. Dort können sich Firmen aus dem Landkreis präsentieren
und Bürger im Gegenzug Unternehmen und Handwerksbetriebe
suchen. Das Regionalportal bietet zudem umfangreiche Informatio-
nen über die Region unter www.donauries.bayern. 

Um Fachkräfte und Neubürger
für die Region zu gewinnen, sind
vor allem attraktive Jobangebote
notwendig. Die stabile Wirt-
schaftslage und der ausgewogene
Branchenmix aus starken mittel-
ständischen und international er-
folgreichen Unternehmen im
Landkreis Donau-Ries sorgen
dafür, dass die Wirtschaft boomt
und neue Stellen geschaffen wer-
den. Potentielle Arbeitnehmer
können nun im neuen Jobportal
nach geeigneten Arbeitsstellen
suchen. Dort werden nicht nur
Voll- und Teilzeitstellen angebo-
ten, sondern auch Stellen für eine
geringfügige Beschäftigung, für
Ferienjobs, Praktika und duale
Studienangebote. Die Unterneh-
men können zusätzlich zu den Job-
angeboten ihre positiven betrieb-
lichen Leistungen darstellen. Die
zukünftigen Arbeitnehmer sehen
also schon bei der Suche, ob das
Unternehmen beispielsweise Ar-
beiten von Zuhause oder Kinder-
betreuung anbietet.

Ebenfalls ist es möglich, über
das Jobportal Veranstaltungen zu
organisieren. So wird beispiels-
weise die „Projektwoche Schule-
Wirtschaft“ des Wirtschaftsför-
derverbandes über das neue Job-
portal organisiert. Die Schülerin-
nen und Schüler, die sich vor Ort
in den teilnehmenden Unterneh-
men über deren Berufsangebote
informieren wollen, können sich
über das Programm anmelden
und erhalten sofort eine Anmel-
debestätigung per Mail. 

Als weiteres Angebot für Un-
ternehmen, Fachkräfte und Bür-
ger steht ab sofort eine Unterneh-

mensdatenbank zur Verfügung.
Dort können sich die Unterneh-
men des Landkreises Donau-Ries
präsentieren. Dieser Service steht
allen regionalen Betrieben ko-
stenlos zur Verfügung. Fachkräf-
te und Bürger können im Gegen-
zug Unternehmen suchen, sei es
für eine Dienstleistung, eine
handwerkliche Leistung oder zu
Informationszwecken.

Mehrwert für Marke

Landrat Stefan Rößle sieht in
den beiden neuen Produkten des
Regionalportals einen Mehrwert
für die Zielgruppen der Marke
DONAURIES: „Die Bürger,
Fachkräfte und Unternehmen
sind mit diesem zusätzlichen Pro-
gramm nun intensiver vernetzt
und erhalten Informationen aus
erster Hand. Diesen Mehrwert
können wir vor allem in Hinblick
auf den Fachkräftemangel gut ge-
brauchen.“ 

Unter www.donauries.bayern
finden sich interessante Informa-
tionen rund um Leben und Arbei-
ten in der Region. Es werden Bil-
dungsangebote vorgestellt, über
Bus und Bahn oder die Angebote
der Energie-Beratung informiert.
Die Themenfelder Familie, So-
ziales, Wirtschaft und Gesundheit
geben jeweils einen Überblick.
Auch das Ferienland Donau-Ries
und der Geopark Ries werden
vorgestellt. Zudem hat jede Kom-
mune der Region einen eigenen
Auftritt. Aktuelle Meldungen der
Region, des Regional- und Kon-
versionsmanagements sowie der
Marke DONAURIES werden

veröffentlicht. Ein umfassender
Veranstaltungskalender steht den
Nutzern ebenfalls zur Verfügung.

Daten und Fakten

Interessante Daten und Fakten
über die Region wie beispielswei-
se die Lebenswertstudie des Ma-
gazins Focus, in welcher der
Landkreis in Sachen Lebensqua-
lität auf Platz drei deutschland-
weit war, werden zugänglich ge-
macht. Eine Immobilienbörse so-
wie innerörtliche Immobilienan-
gebote stehen für zukünftige
Haus- und Wohnungseigentümer
bereit. Die Informationen können
direkt auf der Startseite, speziell
auf die Zielgruppen Bürger, Fach-
kräfte und Unternehmen abge-
stimmt, aufgerufen werden. Kon-
versionsmanagerin Barbara Wun-
der betont: „Die Homepage ist für
alle Arten von Endgeräten geeig-
net. Das heißt, dass sich die Seite
in ihrer Darstellung automatisch
an Smartphones und Tablets an-
passt.“ 

Landkreis Bayreuth:

Vorbild in der Betreuung 
junger unbegleiteterAusländer

Es ist keine Asylbewerberunterkunft wie jede andere, die der
oberfränkische Bezirkstagspräsident Dr. Günther Denzler
jüngt besuchte. Zusammen mit dem Bayreuther Landrat Her-
mann Hübner und Bürgermeister Martin Dannhäuser infor-
mierte sich Dr. Denzler in einer speziell für über 18jährige un-
begleitete Ausländer eingerichtete Wohngruppe in Creußen
(Landkreis Bayreuth). 

Die Wohngruppe mit derzeit
16 jungen Männern aus Afgha-
nistan, Äthiopien, Somalia,
Guinea und Syrien wird ambu-
lant von einer Pädagogin des Je-
an-Paul-Vereins versorgt. Da-
durch ist gewährleistet, dass die
jungen Erwachsenen nach ihrer
Zeit in der stationären Jugend-
hilfe im Alltag betreut werden
und passgenaue Hilfen erhalten.
Eine solche flexible und passge-
naue Lösung hatte Denzler in
Interviews immer wieder gefor-
dert. „Die Mehrzahl der Jugend-
lichen, die bei uns ankommen,
ist nicht traumatisiert. Die we-
nigsten brauchen eine umfas-
sende Therapie. Im Vordergrund
stehen eher praktische Hilfen
und Lösungen für den Alltag“,
so der oberfränkische Bezirks-
tagspräsident.

Stationäre Einrichtungen

Denn immer noch würden
auch über 18jährige unbegleite-
te Ausländer viel zu oft einfach
in den teuren stationären Ein-
richtungen der Jugendhilfe ver-
bleiben. Oder aber, sie werden
ab dem 18. Geburtstag, der oft-
mals nur beliebig gewählt wird,
in eine normale Gemeinschafts-
unterkunft zurückgeführt. Das
führe ebenfalls am Ziel vorbei.
„Die Jugendlichen sind dann oft
von heute auf morgen auf sich
alleine gestellt. Hier sollten be-
reits erreichte Erfolge nicht aufs
Spiel gesetzt werden“, erläutert
Dr. Günther Denzler bei seinem
Besuch in Creußen. 

Angetan zeigte er sich von ei-
ner Lösung, die im Landkreis
Bayreuth bereits Schule macht.
Die unbegleiteten Ausländer
werden nach ihrem stationären
Aufenthalt ab dem 18. Lebens-
jahr in der Wohngemeinschaft

untergebracht und betreut. Mit
Christina Will steht den 16 jun-
gen Männern am Nachmittag
eine ausgebildete Pädagogin
mit Rat und Tat zur Seite. Etwa
wenn es um die Beantwortung
offizieller Post oder die Bean-
tragung von Leistungen geht. 

Hilfe bei Problemen

Aber Christina Will hilft den
jungen Flüchtlingen auch, wenn
es private Probleme gibt, bei
den Hausaufgaben Fragen auf-
tauchen oder die Freizeitgestal-
tung besprochen wird. „Die
Jungs haben Vertrauen zu mir.
Und das ist in unserer Arbeit
von enormer Bedeutung“, sagt
die junge Pädagogin. Die jun-
gen Erwachsenen gehen in Bay-
reuth und Pegnitz in speziell 
in den Berufsschulen eingerich-
tete Flüchtlingsklassen. Kamran
Delsoz aus Afghanistan hat be-
reits den Sprung in die neunte
Klasse der Mittelschule ge-
schafft, wie er stolz erzählt. Ali
Reza Moradi, der ebenfalls aus
Afghanistan stammt, hat wegen
seiner künstlerischen Begabung
gar ein Stipendium des Kunst-
museums der Stadt Bayreuth er-
halten und bereitet derzeit seine
erste Ausstellung vor. 

Nach ihrer Schullaufbahn
möchten sie Erzieher, Friseur
oder Schreiner werden. Ihren
Lebensunterhalt müssen sie al-
leine bestreiten, dafür bekom-
men sie die regulären Leistun-
gen nach dem Asylbewerberlei-
stungsgesetz durch die Stadtver-
waltung in Creußen ausbezahlt.
Von dem Geld kaufen die jun-
gen Erwachsenen ihr Essen ein,
kochen dann oft zusammen in
der Unterkunft. „Am Anfang
hatten wir die Befürchtung, dass
das Geld schnell aufgebraucht

sein würde. Aber die Jungs ha-
ben das im Griff und haushalten
gut mit ihren Mitteln“, erklärt
Georg Schmelzer vom zuständi-
gen Jugendamt, das zusammen
mit der Regierung von Ober-
franken die Zuweisungen für
die Einrichtung regelt. Der Frei-
staat Bayern hat das zweistöcki-
ge Mehrfamilienhaus langfristig
angemietet. 

„Die Einrichtung hat sich be-
währt. Sie ist kein Sparmodell,
wir bieten passgenaue Hilfen
jenseits der klassischen Jugend-
hilfe an“, erklärt Landrat Her-
mann Hübner und dankt der
Stadt Creußen für das gute Mit-
einander. 

Sollte ein Jugendlicher doch
traumatisiert oder eine spezielle
Betreuung erforderlich sein,
könnten schnell weitergehende
Schritte angewiesen werden. Lö-
sungen, die Bezirkstagspräsident
Dr. Günther Denzler nachhaltig
unterstützt. „Eine umfassende
Ausbildung und die Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt sind
wichtige Voraussetzungen für ei-
ne gelungene Integration. Die Ju-
gendlichen brauchen eine Tages-
struktur und eine Perspektive, um
nicht von der Bahn abzukom-
men. Dies alles ist in diesem Mo-
dell vorbildlich umgesetzt“, ist
Bezirkstagspräsident Dr. Günther
Denzler überzeugt. Und spricht
damit Regina Skierlo, Bereichs-
leitung Ambulante Dienste beim
Jean-Paul-Verein, aus der Seele.
„Die Zukunft der Jugendlichen
ist das Wichtigste in unserer Ar-
beit. Die Idee dieses Hauses be-
ruht darauf, dass die Jugendli-
chen eine strukturierende Be-
schäftigung haben. Ohne eine Ta-
gesstruktur würde ihnen sicher
bald die Decke auf den Kopf fal-
len und mit einer Fachkraft wäre
es dann nicht mehr getan“, bangt
Diplom-Pädagogin Skierlo, dass
ihre jungen afghanischen Schütz-
linge nach Beendigung der ersten
Flüchtlingsklasse bald nicht
mehr zur Schule gehen dürfen
und auf ihre Abschiebung warten
müssen. 
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„Es ist manchmal eine
schmale Linie, die Sinn von
Wahnsinn scheidet. Ich kann
mich des Gefühls nicht erweh-
ren, als würde die Rechtspre-
chung derzeit darauf balancie-
ren.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, ist nicht selbst betrof-
fen, keine Angst. Er wird auch
nicht mit Schaum vor dem
Mund Richterschelte via Twit-
ter betreiben, wie dies in ande-
ren Weltgegenden der Brauch
zu werden droht. Aber sein Gefühl für Maß, Mit-
te und Verhältnismäßigkeit war doch arg strapa-
ziert worden von zwei Gerichtsentscheidungen,
die kürzlich durch die Medien gingen.

Die eine kann theoretisch Auswirkungen auf
viele kommunale Bauvorhaben haben, weil das
Bundesverwaltungsgericht in einem Verfahren
betreffend die Vertiefung der Elbe als Zulauf
zum Hamburger Hafen umweltrechtliche Vorga-
ben erneut für den Stopp eines wichtigen Infra-

strukturprojekts herangezogen hat. Festge-
macht wird dies am mangelnden Schutz einer
Pflanze namens Schierlings-Wasserfenchel, die
angeblich so selten ist, dass die Schaffung von
hunderten Arbeitsplätzen, bedeutende Investi-
tionen und die Wettbewerbsfähigkeit der Ex-
portnation Deutschland hinter deren Blühen
zurücktreten müssen. Ich bin keine Botanikerin,
gut, aber das Unkraut ist so unscheinbar, dass
ich es garantiert ausrupfen würde, suchte es
sich meinen Garten als Habitat aus. Meine Mei-
nung: Ausgraben, umtopfen, fertig.

Das Ganze erinnert stark an die Verzögerun-
gen beim Bau einer Eisenbahnstrecke durch ei-
nen Vogel namens Großtrappe, der irgendwo in
der Prärie ansässig ist. Oder an die 10.000 dau-
mengroßen Eidechsen, die zum stolzen Preis
von 8.300 Euro pro Stück umgesiedelt werden
müssen, damit die Bahn das Projekt Stuttgart 21
durchziehen kann. Vom Juchtenkäfer ganz zu
schweigen, dessen Schicksal auch im Zusam-
menhang mit Stuttgart 21 die Gemüter monate-
lang bewegte und dessentwegen notwendige
Baumfällungen in Frage standen. 

Aber den absoluten Vogel schießen unsere
österreichischen Nachbarn ab. Da hat deren

Bundesverwaltungsgericht ent-
schieden, dass eine dritte Start-
und Landebahn am Flughafen
Schwechart nicht gebaut wer-
den darf, weil – jetzt kommt’s –
dadurch der CO2-Ausstoß der
Alpenrepublik steigen und
wertvolles Ackerland versiegelt
würde, das künftigen Genera-
tionen zur Nahrungsmittelpro-
duktion dienen könnte.

Mit dieser originellen Be-
gründung kann sich Österreich

jetzt gleich schockfrosten, denn außer Reparatur-
arbeiten an Radwegen und Klettersteigen ist ja
kein Ausbau der Infrastruktur mehr möglich.
Wohnungen, Schulen, Kitas, neue Gerichtsge-
bäude – alles erhöht den CO2-Ausstoß und es
geht ein Fleckerl Erde verloren, auf dem man in
späteren Zeiten Steckrüben ziehen könnte.

Für mich ist die Analyse eindeutig: Wir sind zu
wohlhabend und zu bräsig, um noch den Zusam-
menhang zwischen Arbeit und Wohlstand zu rea-
lisieren und viel zu sehr mit der Schaffung von
Problemen statt mit deren Lösung beschäftigt. Es
ist ja gut und richtig, dass man bei Bauvorhaben,
Infrastrukturprojekten und sonstigen Eingriffen
in die Natur die Belange des Umweltschutzes, die
Interessen von Tieren und Pflanzen abwägt. Aber
bitte abwägen, nicht verabsolutieren, so dass
auch mal die Interessen des Gemeinwohls, von
Wirtschaftswachstum und Arbeitsplätzen ent-
scheidend sein können.

Natürlich sollten wir auch nicht mit Amerika in
einen Wettbewerb eintreten, wer die Klimaziele
schneller über Bord wirft. Aber die mögliche Zu-
nahme von CO2-Ausstößen zur Begründung an-
zuführen, einer ganzen Volkswirtschaft den Kra-
gen umzudrehen, ist doch weit übers Ziel hinaus-
geschossen.

Mein Chef, der Bürgermeister, hört nach-
denklich zu. Im Ergebnis ist es eine Abwägung
zwischen zwei Konzepten der Zukunft – zwi-
schen Entwicklung und Erstarrung. Hier die
richtige Balance zu finden braucht es etwas, das
der Philosoph Samuel Coleridge so beschreibt:
„Gesunder Menschenverstand in ungewöhnli-
chem Maße ist das, was die Welt Weisheit
nennt“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Wo bleibt der gesunde
Menschenverstand?

900 Jahre Schwabach:

Glänzende Höhepunkte
Goldschlägerstadt, Fachwerk, goldene Rathaustürme – das sind
wahrscheinlich die Attribute, die den meisten zu Schwabach ein-
fallen. Zum diesjährigen 900-jährigen Stadtjubiläum soll den
Menschen in der Region und natürlich auch in Schwabach ein an-
deres Gesicht der Stadt präsentiert werden. Der Bogen der Veran-
staltungen spannt sich dabei von Kultur und Sport über Umwelt
und Soziales bis hin zu Wirtschaft und natürlich Historischem. Ei-
ne Fülle von Ereignissen und Ideen, für Groß und Klein – traditio-
nell und innovativ – begleitet das Jubiläum. 

„Wir sind der Meinung, das
Stadtjubiläum bietet einen wunder-
baren Anlass, sich mit unserer
Stadt auseinanderzusetzen, einen
Anlass, wieder einmal genauer
hinzusehen, Menschen zu Wort
kommen zu lassen und Wissen
aufzufrischen. Jubiläumsveranstal-
tungen sind daher nicht nur
Leuchttürme, nicht nur nostalgi-
sche Rückblicke, sondern auch
Ausblicke in die Zukunft. Jeder
Programmpunkt hat seine Beson-
derheit. Etliche der Veranstaltun-
gen feiern dabei ein eigenes Ju-
biläum im großen Festjahr“, erläu-
tert Oberbürgermeister Matthias
Thürauf.

Geschichte feiern und
an die Zukunft denken

Mit einem Feuerwerk und ei-
ner Projektion zur Stadtge-
schichte feierte Schwabach im
Museumspark bereits ins Jubi-
läumsjahr hinein. Zum Auftakt
des Stadtjubiläums zeigte das
Stadtmuseum Schwabach die 
älteste erhaltene Abschrift der
Zwiefaltener Klosterchronik.
Diese Handschrift ist ein grund-
legender Baustein der Stadtge-
schichte: In ihr wird 1117 zum
ersten Mal Schwabach nament-
lich erwähnt. In einer einzigarti-
gen Präsentation erzählt das
Stadtmuseum die Geschichte der
Mönche, die damals Schwabach
durchwanderten und zur Über-
nachtung in der Ansiedlung ge-
zwungen waren. Die Meister-
schule für Vergoldung München
setzt das historische Schriftstück
dazu beeindruckend mit einem
„goldenen Schein“ in Szene. Ge-
zeigt werden blattvergoldete
Meisterwerke der letzten Jahre,
wie z. B. die Neuvergoldung ei-
nes gotischen Altars.

Ein 900-jähriges Jubiläum bie-
tet nicht nur Gelegenheit zu fei-
ern, sondern ist auch Anlass, an
die Zukunft zu denken. Das will
Schwabach tun und greift für die
Wälder und gegen den Klima-
wandel gemeinsam zum Spaten:
Alle, die Lust haben mitzuma-
chen, pflanzen im März 900 Bäu-
me als Beitrag zum Erhalt eines
wichtigen Lebensraumes. 

Fränkischer Sommer

Alle zwei Jahre bringt die re-
nommierte Musikreihe „Fränki-
scher Sommer“ von Mai bis Au-
gust international bedeutende Kon-
zerte nach Mittelfranken. Mit dem
Festival ziehen nicht nur herausra-
gende Musiker in Städte, maleri-
sche Dörfer, historische Kirchen
oder wunderschöne Schlösser ein,
sondern auch die angenehm ent-
spannte Atmosphäre kulturgela-
dener Sommernächte. Zur Feier
des Jubiläumsjahres eröffnet das
sommerliche Konzertspektakel
2017 in Schwabach. Der Schirm-
herr des „Fränkischen Sommers“,
Innenminister Joachim Herrmann,
lädt nach dem Konzert geladene
Gäste zum Empfang in den Apo-
thekersgarten.

Vielfältiges Sportissimo

Einzigartig, weil vielfältig ist
das Sportfestival „Sportissimo“,
bei dem es darum geht, alle er-
denklichen Sport- und Spielarten
gemeinsam auszuprobieren. Es ist
ein inklusives Festival – das heißt,
Menschen mit und ohne Behinde-
rung sporteln gemeinsam, lernen
voneinander und können Neues
ausprobieren. Jede und jeder, der
spontan vorbeikommt, kann mit-
machen bei Workshops, Schnup-
perkursen oder Wettkämpfen –

zum Beispiel beim Frisbee- oder
Indiaca-Turnier. Ob Groß oder
Klein, für jeden ist etwas dabei,
um aus der Puste zu kommen. 

Statt eines offiziellen Festakts
findet im Juli ein großes Stadt-
parkfest mit Tanz, Illumination
und einem „Bürgermahl“ statt.
Bereits zum 40. Mal geht das
Schwabacher Bürgerfest über die
Bühne. Für all die zahlreichen Ju-
biläumsständchen treten beim 1.
großen Schwabacher Schüler-
chor- und musikfestival verschie-
dene Chöre und Musikgruppen
auf den beiden Bühnen des Kö-
nigsplatzes auf. Schwabacher
Schülerinnen und Schüler singen
und musizieren unter dem Motto
„happy with music“! 

Zudem entführt ein Zeitreisen-
camp Kinder in die Schwaba-
cher Geschichte. Das Historien-
spiel „Die Stadt am Weech“
nimmt alle Besucherinnen und
Besucher auf einen Streifzug
durch die Altstadt mit.

Reformationsstadt

Viele Schwabacher wissen nur
ansatzweise, welche Branchen,
welche Weltmarktführer oder
auch „Hidden Champions“ in der
Region angesiedelt sind. Was
spielt sich heute hinter den Werks-
toren der Unternehmen an span-
nenden Produktionsprozessen ab
und wo warten attraktive Job- und
Ausbildungsplätze? Im Rahmen
der 900-Jahrfeier geben Schwab-
acher Unternehmen Einblicke in
ihre Firmen. Mit dabei sind mittel-
ständische Familienbetriebe eben-
so wie internationale Konzerne,
Industriebetriebe, Dienstleister,
Einzelhändler, Handwerksbetrie-
be und viele mehr. 

Nicht nur, aber vor allem wegen
der „Schwabacher Artikel“, die
1529 im Gasthaus zum Goldenen
Stern am Schwabacher Königs-
platz beraten wurden und in die
Confessio Augustana einflossen,
bekam die Stadt Schwabach den
Titel Reformationsstadt verliehen.
Daher finden sich im Jubiläums-
jahr auch besonders viele Veran-
staltungen zur Reformation. DK

Jahresbilanz Tourismusverband Franken:

Städte als Quotenbringer
Eine positive Tourismusbilanz 2016 präsentierte der Vorsitzende
des Tourismusverbandes Franken, Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann, beim Jahrespressegespräch in Nürnberg. Im
Vergleich zum Vorjahr stiegen die Übernachtungen um 3,3 Pro-
zent auf insgesamt 21,5 Millionen (ohne Gebiet „Liebliches Tau-
bertal“, ohne Mitglieder in Hessen und Thüringen). Diese positive
Entwicklung spiegelt sich in den Bilanzen fast aller Reisegebiete
und insbesondere der Städte wider, die sich laut Herrmann wie-
derum als Quotenbringer erwiesen haben.

Beispielhaft führte der Vorsit-
zende die Stadt Nürnberg an, die
2016 mit einem Zuwachs von 6,8
Prozent rund 3,2 Millionen Über-
nachtungen verzeichnete. Auch
im Segment des Ausländerreise-
verkehrs wurde ein Plus von 1,9
Prozent bei dem Übernachtungs-
ergebnis verbucht.

Kommunikationsstrategie

Diese hervorragende Position
gründet Herrmann zufolge auf
der stimmigen Kommunikations-
strategie des Tourismusverbandes
Franken. Sie konzentriert sich auf
Qualität, Kernkompetenzen, star-
ke Jahresthemen und die Marke
„Franken“. Hervorzuheben sei
insbesondere die „verzahnte
Kommunikation“ mit den gebiet-
lichen, örtlichen und betriebli-
chen Partnern. Als bestes Beispiel
hierfür nannte Herrmann die
Werbekampagne „Franken –
Wein.Schöner.Land!“, die vor
kurzem zehnjähriges Jubiläum
feierte. 

Mit dieser erfolgreichen Aus-
richtung ist der Tourismusver-
band Franken gut in die neue

Saison gestartet, die vor allem
im Zeichen des Jubiläums „500
Jahre Reformation“ steht. Be-
sonderes Augenmerk liegt dabei
auf der Bayerischen Landesaus-
stellung „Ritter, Bauern, Lu-
theraner“ vom 9. Mai bis 5. No-
vember 2017 in Coburg. Dort
wird ein breites Panorama prä-
sentiert: das pralle Leben auf
dem Land, in der Stadt, in den
Klöstern, in den Ritterburgen. 

Verknüpfung mit der
Veste Coburg

In vielfacher Weise ist die Veste
Coburg mit dem Thema ver-
knüpft: als Landesfestung Kur-
sachsens, als Fürstenresidenz, als
Aufenthaltsort Martin Luthers
und als Luthergedenkstätte. In-
nenräume und Außenbereiche der
Veste werden so zum größten Ex-
ponat der Landesausstellung. 

In einem abwechslungsreichen
Rundgang von der Lutherkapelle
über den prächtigen gotischen
Festsaal „Große Hofstube“ zu
den „Lutherzimmern“ lernen die
Besucher die bunte Vielfalt zur
Zeit Luthers kennen: die bäuerli-

chen Lebensgrundlagen auf dem
Land ebenso wie die Städte als
Keimzellen für wirtschaftlichen
Aufschwung und neue Ideen. 

Als weitere Höhepunkte für
das Jahr 2017 nannte Herrmann
das 900-jährige Jubiläum der
Stadt Schwabach, den 400. To-
destag des Fürstbischofs Julius
Echter in Würzburg und den 25.
Geburtstag des Main-Donau-Ka-
nals. Im Juni 2017 eröffnet
außerdem die Ausstellung
„HerrschaftsZeiten“ auf der Ca-
dolzburg, die sich mit der „Ho-
henzollern-Dynastie“ beschäftigt.
Auch hier erwartet der Minister
positive Akzente für den fränki-
schen Tourismus. 

Zeitreise ins Mittelalter

Auf rund 1500 m² Ausstel-
lungsfläche bietet eine der mäch-
tigsten Burganlagen Bayerns eine
Zeitreise ins Mittelalter. Auf vier
Etagen des Alten Schlosses und
in der gesamten Kernburg kön-
nen die Besucher anhand von ori-
ginalen Objekten, aufwändigen
Reproduktionen, Inszenierungen
und Medienstationen verschiede-
ne Facetten des Lebens auf einer
Herrschaftsburg kennenlernen. 

Die Ausstellung wagt den
Brückenschlag zwischen Mittel-
alter und Moderne und zeigt, wo
uns das angeblich so ferne Mit-
telalter doch ganz nah ist – und
umgekehrt. Die Besucher wer-
den an vielen Stellen aktiv in das

Ausstellungsgeschehen mit ein-
bezogen: sei es nun durch Spiele,
Medienanwendungen, Fühlsta-
tionen oder durch das ausführli-
che pädagogische Begleitpro-
gramm. 

Die Ergebnisse vieler Projekte
mit regionalen Gruppen im Vor-
lauf der Museumseinrichtung
wurden dauerhaft in die Ausstel-
lung integriert. 

Für die Saison 2017 zeigte sich

Herrmann insgesamt optimistisch
und verwies auf die aktuelle Stu-
die der Forschungsgemeinschaft
Urlaub und Reisen e.V., die unter
anderem eine Steigerung der Rei-
selust der Deutschen prognosti-
ziert. Diesen Ausblick untermau-
erte er mit der hohen Nachfrage
bei Messen und dem deutlichen
Plus bei den Anfragen in der Ge-
schäftsstelle des Tourismusver-
bandes Franken. DK

Dritter Nationalpark
nur mit den Regionen
Ministerin wirbt im Spessart für offenen Dialog vor Ort

Ein dritter Nationalpark in Bayern soll im Dialog mit den Regionen
entstehen. Für diesen Dialog warb die Bayerische Umweltministe-
rin Ulrike Scharf bei einer Informationsveranstaltung im Spessart.

Scharf betonte: „Ich freue mich,
dass wir den Dialog im Spessart
fortsetzen werden. Wir haben der
Region dazu ein umfassendes In-
formations- und Veranstaltungs-
paket angeboten. Wir werden jetzt
eine umfassende Studie zu offe-
nen Fragen und Details in Auftrag
geben. Der Spessart ist eine hoch-
attraktive Region. Der dritte Na-
tionalpark ist ein Angebot, das wir
den Regionen machen. Das Ja
zum Nationalpark muss am Ende
des Dialogs aus der Region heraus
kommen. Unsere Nationalparke
Bayerischer Wald und Berchtes-
gaden sind in den vergangenen
Jahrzehnten zu kraftvollen Moto-
ren der regionalen Entwicklung
geworden. Und sie sind Leucht-
türme der Biodiversität. Wir ha-
ben dort im Jahr rund 3 Millionen
Besucher und eine Wertschöp-
fung von fast 70 Millionen Euro.
Diese Erfolgsgeschichte wollen
wir fortschreiben.“ 

An der Informationsveranstal-

tung in Aschaffenburg haben ne-
ben den Landräten Dr. Ulrich
Reuter (Landkreis Aschaffen-
burg), Jens-Marco Scherf (Land-
kreis Miltenberg) und Thomas
Schiebel (Landkreis Main-Spes-
sart) auch viele Bürgermeister aus
dem Spessart und regionale Man-
datsträger teilgenommen. Dabei
wurde über die Chancen eines
Nationalparks und die Auswir-
kungen auf die Region diskutiert. 

Im Mittelpunkt der Diskussion
standen Aspekte wie Forstrechte,
Holzversorgung, Zukunft der Ei-
che und Wasserversorgung.
Außerdem wurde vom Ministeri-
um ein Kartenentwurf präsentiert,
der für die weiteren Gespräche als
Orientierungsgrundlage dient. Der
Flächenumfang des im weiteren
Dialog abänderbaren Vorschlags
beträgt rund 10.900 Hektar, um
Spielraum für eine Feinabgren-
zung zu haben. Für einen Natio-
nalpark sind entsprechend der ge-
setzlichen Vorgaben 10.000 Hek-

tar Fläche erforderlich. Dieser er-
ste Vorschlag basiert auf natur-
schutzfachlichen Überlegungen.

Dialog ist essenziell

Ministerin Scharf hob bei der
Veranstaltung die Bedeutung der
Region für die weiteren Schritte
hervor. „Wir setzen auf Dialog.
Gemeinsam mit den Regionen
soll ein maßgeschneiderter Natio-
nalpark entwickelt werden. Basis
der weiteren Schritte ist eine neu-
trale und sachliche Information
für die Bevölkerung“, so Scharf.
Um möglichst breit über aktuelle
Fragen im Spessart zu informie-
ren, wird das Umweltministerium
die Nationalpark-Homepage um
eine eigene Rubrik „Spessart“ er-
weitert. Dort werden relevante In-
formationen und Fragen rund um
den Spessart dargestellt. 

Außerdem wurde den Bürger-
meistern und regional Verant-
wortlichen im Spessart angebo-
ten, sich bei einer gemeinsamen
Bereisung über den Nationalpark
Bayerischer Wald zu informieren.
In den kommenden Wochen soll
es außerdem im Spessart eine
weitere Informationsveranstal-
tung mit Umweltministerin
Scharf für die Verbände geben.
Daneben hat das Umweltministe-
rium angeboten, noch im Früh-
jahr mit Informationsveranstal-
tungen auf kommunaler Ebene
im Spessart zu beginnen.

Neben dem Dialog mit dem
Spessart finden in Bayern weitere
Gespräche mit naturschutzfach-
lich geeigneten und interessierten
Regionen statt. Weitere Ge-
spräche hat Umweltministerin
Scharf bereits mit regional Ver-
antwortlichen aus der Rhön so-
wie den Regionen Neuburg-
Schrobenhausen und Kelheim
geführt. 
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Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner

für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 

86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

L I E F E R A N T E N  N A C H W E I SGZ

Ankauf / Briefmarken

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Gebäudedienstleistungen
SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen

Fahnenmaste + Fahnen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung
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Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Energiedienstleistung

Vorschau auf GZ 5
In unserer Ausgabe Nr. 5, die am 9. März 2017
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunale Energiethemen
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
 Kommunalfahrzeuge . Städtereinigung
 Dienstfahrzeuge
 Kommunale Museen
 Handwerkliche Dienstleistungen
 Ausstattung kommunaler Gebäude

Leuchtturmprojekt 
der Familienbildung 

In Oberhaching eröffnete der erste Familienstützpunkt im Landkreis München 
Vor mehr als zwei Jahren hat der Landkreis München begonnen,
die familienfreundliche Infrastruktur in seinen Kommunen nach-
haltig zu fördern. Zentraler Baustein dabei: die Einrichtung und
Begleitung wohnortnaher Anlauf- und Kontaktstellen für Famili-
en. Jüngst wurde nun der erste Familienstützpunkt des Landkrei-
ses in Oberhaching eröffnet; kurz darauf folgte mit dem Kinder-
netz Schäftlarn e. V. bereits die zweite Einrichtung von insgesamt
sieben geplanten Stützpunkten. 

Viele interessierte Gäste waren
in das Familienzentrum der katho-
lischen Kirche St. Bartholomäus
in Deisenhofen gekommen, um
der feierlichen Eröffnung des er-
sten Familienstützpunktes im
Landkreis beizuwohnen – unter
ihnen auch zahlreiche Kreisräte
und Bürgermeister. Künftig sollen
hier Familien und alle mit der Er-
ziehung von Kindern betrauten
Personen unabhängig von Religi-
on, Weltanschauung und persönli-
cher Lebenssituation kompetente
Ansprechpartner finden, Hilfe
und Beratung in Anspruch neh-
men können und auf Gleichge-
sinnte treffen. 

Ein tragbares Netzwerk 
für Familien 

Familienstützpunkte sollen in
erster Linie dabei unterstützen,
sich im Dschungel der Angebote
und Möglichkeiten der Famili-

enbildung zu orientieren und
passgenaue, individuelle Ange-
bote zu identifizieren. Tipps und
Tricks zur Erleichterung des All-
tags mit Kind, Angebote zur
Stärkung der Familienbindung,
aber auch Beratung in Krisen
und Begleitung – all das will das
Team des Familienzentrums um
die Leiterin des Kinderhauses St.
Bartholomäus, Christiane Sper-
ber, und Stützpunktleiterin Cor-
nelia Gollwitzer künftig unter ei-
nem Dach vereinen. 

Segnung

Viel Lob und Anerkennung für
das Engagement von Landkreis
und Familienzentrum gab es von
Weihbischof Graf Rupert zu Stol-
berg, der auch die Segnung des
neuen Familienstützpunktes
übernahm, Bürgermeister Stefan
Schelle und Dr. Silvia Rückert
von der Erzdiözese München

Freising. Insbesondere der Kern
der Familienstützpunkte, Familie
als Einheit zu betrachten und auch
über traditionelle Muster hinaus
weiterzudenken, fand den Beifall
der Gäste. Schließlich seien es
doch immer wieder die gleichen
Themen, die Familien bewegen
und beschäftigen würden. Mit
dem Austausch in den Familien-
stützpunkten haben die Familien
die Möglichkeit, an Begegnungen
und Gesprächen mit anderen El-
tern und Erziehungsberechtigten
zu wachsen. Auf diese Weise wür-
den sie sehen, dass sie mit ihren
Sorgen und Problemen nicht allei-
ne sind, so der allgemeine Tenor. 

Großes Interesse

Landrat Christoph Göbel freute
sich über das große Interesse am
neuen Familienangebot in Ober-
haching und dankte den Beteilig-
ten und den Organisatoren für die
gelungene Umsetzung des neuen
Konzeptes. „Die Stützpunkte sind
ein Bekenntnis zur Familie. Sie
sollen helfen, Familie zu leben
und Partnerschaften zu festigen.
Kinder sind unsere Zukunft, aber
sie brauchen nicht nur Hilfe und
Anleitung und die passende Infra-
struktur. Ein stabiles und liebevol-
les Umfeld sind mindestens eben-
so wichtig. Darum müssen wir
daran arbeiten, die Familie als
Keimzelle zu fördern“, so der
Landrat. 

Wichtiges Signal

Die Eröffnung des ersten Fami-
lienstützpunktes im Landkreis sei
ein wichtiges Signal für die Fami-
lienförderung im Landkreis und

ein guter Ansatzpunkt, die Gesell-
schaft für dieses zentrale Zu-
kunftsthema zu sensibilisieren.
Schließlich könne man so dazu
beitragen, Sozialkompetenz zu
fördern – und „letztendlich ist
auch unsere Gesellschaft eine
große Familie“, die zusammenge-
halten werden müsse, so der
Landrat abschließend. 

„Familienfreundlicher
Landkreis“ am Ende 
des Prozesses 

Nachdem der Landkreis 2014
die Teilnahme am Förderpro-
gramm „Strukturelle Weiterent-
wicklung kommunaler Familien-
bildung“ beschlossen hatte, wurde
die Koordinierungsstelle „Famili-
enbildung und Familienstütz-
punkte“ des Landratsamtes ins
Leben gerufen, die sich um den
Aufbau von Arbeits- und Koope-
rationsstrukturen kümmert. Ziel

der Koordinierungsstelle ist die
Erarbeitung eines Familienbil-
dungskonzepts für den gesamten
Landkreis sowie die Etablierung
und Begleitung sogenannter Fa-
milienstützpunkte in den Land-
kreisstädten und -gemeinden. Sie
sollen über passgenaue Unterstüt-
zungsangebote informieren und
Kontakte vermitteln. Darüber hin-
aus werden in den Familienstütz-
punkten auch eigene Angebote
der Familienbildung durchgeführt
oder in Kooperation mit anderen
Einrichtungen organisiert. 

Zweiter Familienstützpunkt
eröffnet in Schäftlarn 

Zusammen mit der Gemeinde
Schäftlarn und dem KindErNetz
Schäftlarn e.V. machte der Land-
kreis München gleich den näch-
sten Schritt, um ein flächen-
deckendes Netz an Anlaufstellen
für Familien zu schaffen. Unter

Eröffneten gemeinsam den ersten Familienstützpunkt im Landkreis München. Von links: 
Caroline Gollwitzer, Leiterin des Familienzentrums, Landrat Christoph Göbel, Weihbischof 
Rupert Graf zu Stolberg, Christiane Sperber, Leiterin des Kinderhauses St. Bartholomäus, Pfarrer
Rüdiger Karmann, Silvia Rückert von der Erzdiözese München Freising und Oberhachings Bür-
germeister Stefan Schelle. 

der Leitung von Lutz Hübner öff-
nete kurz darauf der zweite Fami-
lienstützpunkt im Landkreis Mün-
chen. Die Anlaufstelle in der
Käthe-Kruse-Str.1 richtet sich
hauptsächlich an Familien aus den
Gemeinden Straßlach-Dinghar-
ting, Schäftlarn, Baierbrunn, Pul-
lach und Grünwald.

„Die Familienbildungsland-
schaft wird so ausgedehnt und
strukturell bereichert“, betonte
Sozialpädagoge Lutz Hübner. Die
Arbeit im Familienzentrum erfah-
re durch die Koordinierungsstelle
für kommunale Familienbildung
besondere Wertschätzung. Die
Einrichtung hat Angebote für alle
Generationen im Programm, von
der Babygruppe bis zum Famili-
encafe mit Kinderbetreuung, von
Kursen zur Elternbildung bis zur
Demenzbegleitung. Außerdem
bekommen Familien Beratung
und Informationen über Hilfslei-
stungen. 
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